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EiröffIfiniiLiiinig m der Messelhalle 0 , Oüisseldorlf 

Begoomi 9 öihir 

Dr. h. c. Kurt Georg Kiesinger: Meine Damen und Herren! Ich eröffne den 
18. Parteitag der Christlich Demokratischen Union und heiße Sie alle, Freunde 
wie Gäste, von Herzen willkommen. 

Lassen Sie mich unserer Arbeit einige wenige Bemerkungen voranschicken! 
Dieser Parteitag, meine Freunde, steht im wohl schwersten Jahr in der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland, und wir sollten uns dies bei der 
Arbeit dieser Tage vor Augen halten. Seit unserem Parteitag in Mainz ist in 
diesem Lande vieles geschehen, und leider hat sich bestätigt, was wir 
befürchtet hatten. Diese Regierung der Linkskoalition hat im Inneren versagt, 
vor allem In der Wirtschaftspolitik, der Finanzpolitik, der Bekämpfung der 
Inflation und dem Unterlassen jener inneren Reformen, die sie so lautstark 
verkündet hat. 

(Zustimmung) 

Diese Regierung hat sich in ein überstürztes ostpolitisches Abenteuer ein­
gelassen und dabei ohne sachliche Notwendigkeit und ohne Gegenleistung 
wichtigste deutsche Positionen preisgegeben, 

(Zustimmung) 

ohne daß dafür bis zu dieser Stunde in der Welt eine Minderung der Span­
nungen sichtbar geworden wäre. Die bisherigen Ergebnisse dieser Politik 
werden — wie immer die vordergründigen Stellungnahmen jenseits unserer 
Grenzen aussehen mögen — von der ganzen Welt, im Osten wie im Westen, 
als ein großer Erfolg der sowjetischen Politik und als eine bedeutende 
Stärkung ihrer Macht gewertet. 

(Erneute Zustimmung) 

Die Hektik ihres Vorgehens hat diese Regierung in eine Zwangslage versetzt, 
in der sie von Mal zu Mal Positionen, die selbst sie ursprünglich halten wollte, 
abgeschwächt oder preisgegeben hat. Und diese gefährliche Entwicklung 
droht sich fortzusetzen. 

Diese Politik wird um so bedenklicher, wenn man weiß — und der Außen­
minister hat dies selbst vor kurzem zugegeben —, daß diese Politik dieser 
Regierung in diesem Bundestag wahrscheinlich keine Mehrheit findet, meine 
Damen und Herren! 

(Lebhafter Beifall) 



Oder soll etwa vom Zufall des Krankenstandes im Bundestag eine der 
schwersten Entscheidungen der deutschen Geschichte abhängig gemacht wer­
den? Dies ist das Ergebnis des arroganten Versuchs der Bildung einer zu 
schwachen Koalition mit ehrgeizigen politischen Zielen gegen die stärkste 
politische Kraft in der Bundesrepublik, meine Damen und Herren! 

(Erneuter Beifall) 

Nun sage ich es in Ihrer aller Namen und vor aller Welt, damit wir Ja nicht 
mißverstanden werden: Die Christlich Demokratische Union läßt sich in Ihrer 
Bereitschaft zur Verständigung und zur Sicherung des Friedens von niemandem 
übertreffenI Das haben wir bewiesen. 

(Beifall) 

Aber das große Werk des Friedens, meine Freunde, braucht Partner, die den 
Willen haben, sich entgegenzukommen, braucht Wachsamkeit, Klarheit, Stetig­
keit, Geduld und Zelt. Das ist das Fundament, auf welchem die CDU Ihre 
Friedenspolitik gebaut hat und welterbauen wird — mit Jedem zusammen, 
der dazu bereit ist. 

(Beifall) 

Die Landtagswahlen des vergangenen Jahres haben dieser Regierung und 
ihrer Politik eine deutliche Absage gebracht und zugleich den Unionsparteien 
einen eindrucksvollen Beweis des Vertrauens unserer Bevölkerung. Diese 
Bevölkerung, meine Freunde, setzt auf die Union die große Hoffnung, und 
diese Hoffnung werden und dürfen wir nicht enttäuschen. 

(Beifall) 

Wir werden diese Hoffnung im Sinn haben bei den Beratungen dieser Tage 
über unser Aktionsprogramm, das die Grundlage bilden soll für unsere 
zukünftige Politik im Bund, in den Ländern und In den Gemeinden. 

Wir werden nichts Neues, völlig Neues aus dem Boden stampfen. Wir werden 
Erprobtes bestätigen, und wir werden Neues wagen, wo es gewagt werden 
muß. Wir werden Reformen zu bedenken und zu beschließen haben, aber 
nicht als modischen Aufputz und schon längst nicht zur Beschwichtigung 
utopischer Ideologien, sondern um der Sache willen, wo die Sache Reformen 
verlangt. 

(Beifall) 

Dabei wird die weltgespannte Union der IVlitte - und wir werden In der 
Mitte bleiben, auch wenn es manchem unserer Gegner nicht paßt, meine 
Damen und Herren —, 

(Beifall) 
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dabei wird diese Union der Mitte wie eh und je eine Vielfalt der Meinungen 
und Interessen zu integrieren, d. h. unter einer großen Leitidee zusammen-
zuführen haben. Einige unserer Krltil<er meinen, diese Leitidee, der geistige 
Standort der CDU, komme in unserem Aktionsprogramm nicht genügend zum 
Ausdruck. Dabei kann, meine Freunde, kein Zweifel daran sein, daß auch die 
Leitidee dieses Parteitages wie seit eh und je die Freiheit des Menschen zur 
Verwirklichung der Fülle seiner Existenz Ist. 

Dabei wissen wir nur zu gut, daß wir den Idealen in vielen Fällen noch ferne 
sind und daß es oft nur gerade eben zu einer erträglichen Existenz des 
Menschen in der Verwirklichung unserer Zeit reicht. Um so mehr müssen wir 
uns angespornt fühlen, dem Ideal nahezukommen. 

Wir setzen um dieser Idee, dieser Leitidee der Freiheit willen dem Satz des 
Godesberger Programms der Sozialdemokratischen Partei, daß die Demokratie 
sich erst im Sozialismus vollende und dort zu ihrer vollen Entfaltung komme, 
unser entschiedenstes Nein entgegenl 

(Beifall) 

Wir tun das, weil wir vom Menschen höher denken und ihm Größeres zutrauen, 
als die Sozialisten es tun. Darum widersetzen wir uns der Verkümmerung 
des Menschen durch politische und gesellschaftliche Mächte, weil wir ihm die 
Chance der freien Entfaltung seiner Gaben und Kräfte, also seine menschliche 
Würde wahren wollen. Wir wollen nicht gängeln wie die anderen, wir wollen 
dem Menschen zu seiner äußeren und inneren Freiheit helfen. Und solche 
Menschen werden es dann auch sein, die in Staat und Gesellschaft viel 
Besseres zu leisten vermögen als die abgeschliffenen Massen in einer soziali­
stischen Demokratie. 

Meine Damen und Herren, daß über alledem das große Wort und die große 
Forderung der sozialen Gerechtigkeit steht, bedarf bei uns nach all der 
mühevollen Arbeit der vergangenen Jahre unter unserer Führung keiner 
weiteren Unterstreichung. 

Meine Damen und Herren! Das wird bei jeder Frage, über die wir uns in den 
nächsten Tagen auseinandersetzen werden, seine Rolle spielen. Immer wieder 
werden wir danach blicken müssen. 

Nun, auch für die Union gilt der Satz „Einigkeit macht stark", so banal er sei; 
und der Vorsitzende hat die Pflicht, Sie darauf hinzuweisen. Meine Freunde! 
Lassen wir uns nicht durch jene beflissenen Ratgeber verwirren, die Tag für 
Tag mit den angeblichen oder wirklichen Sach- und Personalproblemen der 
Union ihre Feuerchen schüren, und liefern wir Ihnen vor allem nicht selber 
Brennholz für ihre Feuerchen. 

(Zustimmung) 
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Wir werden mit unseren Problemen ganz gut auf sehr demol<ratische Welse 
und in Freundschaft miteinander allein fertigwerden. 

Meine Damen und l-lerren! Was für uns in der CDU gilt, das gilt selbstver­
ständlich auch im Verhältnis der beiden Schwesternparteien CDU und CSU. 
Wer mit dem Gedanken spielen würde, daß sich CDU und CSU auseinander­
treiben ließen, der müßte sich ja auch mit dem Gedanken abfinden, daß das 
das Ende jeder politischen Führungsmöglichkeit der Union in diesem Lande, 
das sie gemeinsam aufgebaut hat, bedeuten würde. 

(Beifall) 

Wer daher so spekuliert, spekuliert falsch. Ich bin fest überzeugt, daß niemand 
in den Reihen der Union der CDU und CSU so spekuliert; und ich bin über­
zeugt, unser Freund Franz Josef Strauß, den ich herzlich in unserer Mitte 
begrüße, 

(Anhaltender Beifall) 

wird dazu ein klärendes Wort zu sagen haben. 

Freilich, Einigkeit will im vollsten Sinne des Wortes errungen werden. 

So werden wir auch in den kommenden Tagen, heute und morgen, miteinander 
um wichtige Fragen ringen. Worauf es ankommt, ist, daß wir es In Freund­
schaft und in gegenseitigem Respekt tun. Der Berliner Parteitag, meine 
Freunde, hat gerade durch die Offenheit, die Lebendigkeit und durch das 
Niveau seiner Diskussionen der CDU weithin Achtung gewonnen. Ich hoffe, 
daß diese vorbildliche demokratische Tradition sich an diesem Düsseldorfer 
Parteitag fortsetzen wird; und dsizu, meine Freunde, wünsche Ich uns allen 

.von ganzem Herzen Glück und Erfolg. 

Wir kommen nun zur Wahl des Präsidiums dieses Parteitages. Der Bundes­
vorstand schlägt ihnen als Tagungspräsidenten den Vorsitzenden des gast­
gebenden Landesverbandes, unseren Freund Heinrich Köppler, als Vorsitzen­
den vor. 

(Beifall) 

Sind Sie mit diesem Vorschlag einverstanden? 

(Zustimmung durch Beifall) 

Das ist der Fall. Dann darf ich Ihnen die übrigen vom Vorstand Vor­
geschlagenen zusammen nennen. 

(Zustimmung) 

Dies sind: Frau Dr. Ilse Becker-Döring, Frau Lieselotte Pieser, Dr. Alfred 
Dregger, Dr. Georg Gölter, Herr Peter Lorenz, Herr Adolf Müller, Remscheid, 
Herr Heinrich Windelen und Dr. Manfred Wörner. 
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Sind Sie mit diesem Voschlag des Vorstands einverstanden? 

(Zustimmung durch Beifall) 

Es erhebt sich kein Widerspruch. Ich stelle fest, daß Sie das Präsidium des 
Parteitages gewählt haben. Ich bitte unseren Freund Heinrich Köppler und 
die übrigen Mitglieder des Präsidiums, ihres Amtes zu walten. 

(Beifall) 

Präsident Heinrich Köppler, das Präsidium übernehmend: Meine Damen und 
Herren! Erlauben Sie mir zunächst, noch den Vorschlag des Bundesvorstands 
für die Wahl des Tagungspräsidiums zu ergänzen. Der Bundesvorstand hat 
noch unseren Freund Wilfried Hasselmann vorgeschlagen. Darf Ich Sie fragen, 
ob Sie mit dieser Ergänzung des Vorschlages einverstanden sind? 

(Zustimmung durch Beifall) 

Ich danke Ihnen. Dann darf ich unseren Freund Hasselmann bitten, das 
Präsidium zu vervollständigen. 

Meine Damen und Herrenl Wir danken Ihnen für das Vertrauen, das Sie uns 
entgegengebracht haben. Ich denke, wir werden dieses Vertrauen Im Laufe der 
drei Tage, die vor uns liegen, gebrauchen. Sie alle wissen, daß wir eine 
schwierige Aufgabe auf diesem Parteitag in der Beratung unseres Programm­
entwurfes zu leisten haben. Das Präsidium bittet Sie Im Interesse des Ablaufs 
dieses Parteitags um engste Zusammenarbeit. 

Meine Damen und Herrenl Ehe wir in die Tagesordnung eintreten, wollen wir 
der Freunde gedenken, die im letzten Jahr verstorben sind. 

(Die Versammlungsteilnehmer erheben sich von den Plätzen) 
Für alle, die von uns geschieden sind, darf ich Ihnen folgende Namen nennen: 

Friedrich Holzapfel, Mitbegründer der CDU, Vorsitzender der CDU Im 
Zweizonen-WIrtschaftsrat der Fraktion der CDU; 
Franz Etzel, unser langjähriger Bundesfinanzminister; 

Hans Wilhelml, Mitbegründer der hessischen CDU, langjähriger Bundes­
minister, und 
Ernst Lemmer, unser langjähriger Bundesminister, Mitbegründer der CDU 
in der sowjetischen Besatzungszone. 

Ich bitte Sie um ein stilles Gebet für alle unsere verstorbenen Freunde. — 
Ich danke Ihnen. 

Meine Damen und Herren, zu diesem unseren 18. Bundesparteitag habe ich 
die Freude, namens des Tagungspräsidiums eine große Zahl von Ehrengästen 
bei uns begrüßen zu können. 
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Lassen Sie mich aber zuvor einen herzlichen Gruß an unseren Bundespartel-
vorsitzenden, Herrn Dr. Kurt Georg Klesinger, richten. 

(Beifall) 

Herr Dr. Kiesinger, dieser Parteitag hat Ihnen zu danken, zu danken vor allen 
Dingen für einen unermüdlichen Einsatz, der Vorbild für viele war und auch für 
viele sein wird, Vorbild in den fünf harten Landtagswahlkämpfen des ab­
gelaufenen Jahres. 

(Beifall) 

Ich begrüße sehr herzlich in unserer Mitte unseren Ehrenvorsitzenden, Prof. 
Dr. Ludwig Erhard. 

(Beifall) 

Unser Gruß gilt dem Generalsekretär unserer Partei, Herrn Dr. Bruno Heck. 

(Beifall) 

Wir begrüßen den Herrn Bundestagspräsidenten, unseren Freund Kai-Uwe 
von Hassel. 

(Beifall) 

Und wir begrüßen den Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktlon, dem wir für eine 
harte und gute Oppositionsarbelt zu danken haben, unseren Freund 
Dr. Rainer Barzel. 

(Beifall) 

Wir begrüßen die Mitglieder des Präsidiums unserer Partei, Frau Dr. Wex, 
Dr. Gerhard Schröder, Hans Katzer, Dr. Stoltenberg und Dr. Helmut Kohl. 

(Beifall) 

Wir begrüßen die Mitglieder des Bundesvorstandes, die Ministerpräsidenten 
Dr. Röder, Dr. Lemke. Herr Dr. Filbinger wird morgen hier sein. Er ist heute 
mit der deutschen Reglerungsdelegation zu den Konsultationsgesprächen In 
Paris. 

ich begrüße den Schatzmeister unserer Partei, und das mit besonderer Herz­
lichkeit, weil wir alle wissen, welches Amt wir ihm aufgeladen haben, unseren 
Freund Kurt Schmücker. 

(Beifall) 

Wir begrüßen alle CDU-Landesminister, die Fraktionsvorsitzenden, die Präsi­
denten der Landtage und unsere Freunde aus den Kommunal- und Landes­
parlamenten wie aus dem Bundestag. 

Ich begrüße mit Herzlichkeit den Oberbürgermeister der gastgebenden Stadt, 
Herrn Becker. 

(Beifall) 
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Unser GruB gilt in besonderer Herzlichl<eit dem Vorsitzenden unserer Schwe­
sterpartei, der CSU, unserem Freund Franz-Josef Strauß. 

(Lebhatter Beifali) 

Ihm und den Freunden von der CSU dürfen wir mit diesem GruB einen 
herzlichen Glückwunsch für den überzeugenden Wahlsieg im November ver­
gangenen Jahres übermittein. 

(Erneuter Beifali) 

Meine Damen und l-ierren, in diesem Jahre, in dem überall im Lande die CDU 
auf 25 Jahre ihres Bestehens zurückblicl<t, ist es mir ein besonderes Bedürfnis, 
diejenigen In unserer Mitte zu begrüßen, die seit der ersten Stunde In dieser 
CDU Verantwortung getragen haben, und Sie werden es mir sicher nachsehen, 
daß ich hier in Düsseldorf mit besonderer Herzlichkeit unsere Freunde 
Dr. Franz Meyers und Josef-Hermann Dufhues begrüße. 

(Beifall) 

Wir freuen uns, daß unter uns die Gattinnen unserer verstorbenen Freunde 
sind. Ich begrüße mit besonderer Herzlichkeit Frau Liesel Arnold, Frau 
Gockeln, Frau Bach, Frau Herta Tillmann, Frau Lenz und Frau Alix Cillien. 

(Beifall) 

Als den Vertreter der katholischen Kirche in unserer Mitte begrüße ich den 
Kölner Weihbischof, Herrn Dr. Augustin Frotz. 

(Beifall) 

Herr Präses Prof. Beckmann hat sein Erscheinen zugesagt; er wird sicher 
später noch zu uns kommen. 

Mit besonderer Herzlichkeit begrüße ich Herrn Dr. van Dam, den General­
sekretär des Zentralrats der Juden in Deutschland. 

(Beifall) 

Ich begrüße viele Freunde, die aus befreundeten Partelen Europas zu uns 
gekommen sind. 

Lassen Sie mich besonders herzlich begrüßen den Generalsekretär der öster­
reichischen Volkspartei, Herrn Dr. Karl Schleinzer, und seinen Stellvertreter, 
Herrn Heribert Steinbauer, 

(Beifall) 

für die Democrazia Cristiana das Mitglied des Nationalrats der DCI, 
Herrn Sullo, 

(Beifall) 

die Herren Dr. Bernassola und Panerei. 

(Beifall) 
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Aus den Niederlanden sind für die Katholische Voikspartel Herr van der Stee 
und für die Christiich-Historische Union Herr Oliemans zu uns gekommen. 
Herziichen Gruß! 

(Beifaii) 

Aus Belgien begrüße Ich den Vizepräsidenten der CVP, Herrn Robert Vander-
kerckhowe, und Herrn Dr. Gaston Geens. 

(Beifall) 

Wir begrüßen den stellvertretenden Generalsekretär der Christlich-Sozialen 
Volkspartei Luxemburgs, Herrn Dr. Jacques Santer, 

(Beifall) 

den Generalsekretär der Christllchdemokratlschen Voikspartel der Schweiz, 
Herrn Urs Carl Reinhard, 

(Beifall) 

für die Konservative Partei Schwedens den Reichstagsabgeordneten Alf Ven-
nervosch von der Moderatings Sämlings Partiet. 

(Beifaii) 

Wir begrüßen mit besonderer Herzlichkeit die Präsidentin der Europäischen 
Frauen-Union, Frau Charlotte Fera 

(Beifall) 

und die Vizepräsidentinnen Frau Dr. Liisa IVläkinen aus Finnland und Frau 
Dr. Tina Anselmi aus Italien sowie Madame Germalne Touquet aus Frankreich. 

(Beifall) 

Wir begrüßen den Generalsekretär der Christlich Demokratischen Union 
Europas, Herrn Konrad Sieniewicz, 

(Beifall) 

als Vertreter des französischen Senatspräsidenten Poher Herrn Pierre Bordry. 

(Beifall) 

Wir begrüßen unter uns den Vizepräsidenten des Europäischen Parlaments, 
unseren Freund Prof. Dr. Hans Furier. 

(Beifall) 

Wir freuen uns, daß der Chef des Kabinetts von Herrn Mansholt, Herr Jonker, 
unter uns ist und begrüßen ihn herzlich. 

(Beifall) 

Ebenso herzlich darf ich hier in unserer Mitte wieder begrüßen als Vertreter 
des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften Herrn Staatssekretär a. D. 
Dr. Walther Strauß. 

(Beifall) 
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Meine Damen und Herren, lassen Sie micli in diesem Rahmen einen herzliclien 
GruB an unseren Freund Prof. Dr. Waiter Haustein ridnten. 

(Beifall) 

Wir grüßen den neuen Botschafter der Republil< Österreich, Herrn Dr. Willfried 
Gretler, und freuen uns, daß er zu uns geltommen ist. 

(Beifall) 

Wir haben bei uns eine Reihe von Ehrengästen aus Verbänden und Organisa­
tionen der Bundesrepublil<, und ich möchte herzlich begrüßen an der Spitze 
den Vertreter des DGB, unseren Freund Bernhard Tacke, den stellvertretenden 
Vorsitzenden des DGB, 

(Beifall) 

den Vorsitzenden der Deutschen Angestelltengewerkschaft, Hermann Brandt, 

(Beifall) 

den Vorsitzenden des Deutschen Beamtenbundes, Herrn Alfred Krause, 

(Beifall) 

und alle Vertreter von Einzelgewerkschaften und Arbeitnehmerorganisationen, 
die unter uns sind. 
Für die Bundesvereinigung Deutscher Arbeitgeberverbände begrüße Ich an 
deren Spitze das geschäftsführende Vorstandsmitglied, Herrn Dr. Eichler. 

(Beifall) 

Als Vertreter des BDI begrüße ich unseren Freund Herrn Prof. Stein, 

(Beifall) 

ebenso herzlich die Vertreter des Deutschen Industrie- und Handelstags. 
Wir freuen uns, daß auch Rundfunk und Fernsehen unter uns vertreten sind. 
Besonders begrüßen darf ich Herrn Staatssekretär Thedieck und Herrn Prof. 
Holzamer, die Intendanten des Deutschlandfunks und des ZDF. 

(Beifall) 

Unser Gruß gilt dem Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit, unserem 
Freund Josef Stingl, 

(Beifall) 

dem Präsidenten des Bundes der Vertriebenen, unserem Freund Herrn 
Dr. Herbert Czaja. 
Ich freue mich besonders, in unserer Mitte den Präsidenten des Deutschen 
Sportbundes, Herrn Dr. Wilhelm Kregel, begrüßen zu können, 

(Beifall) 
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freue mich vor allem auch darüber, daß als Vertreter der Deutschen Sport-
Jugend Klaus Beckmann unter uns ist. Ihm unseren herzlichen Gruß! 

(Beifall) 

Wir begrüßen den Präsidenten des Deutschen Rates der Europäischen Bewe­
gung, unseren Freund Ernst iVlajonica, 

(Beifall) 

die Vertreter der kommunalen Spitzenverbände, und hier möchte Ich für alle 
stellvertretend besonders das geschäftsführende Präsidialmitglled des Deut­
schen Städtetags, Herrn Dr. Bruno Weinberger, begrüßen. 

(Beifall) 

Unser Gruß gilt den Vertretern des Zentralverbandes des Deutschen Hand­
werks, des Bundesverbandes freier Berufe, den Vertretern der Union der 
leitenden Angestellten, der Christlichen Gewerkschaften, des Bundeswehr­
verbandes, des Verbandes der Kriegsbeschädigten, Kriegshinterbliebenen und 
Sozialrentner Deutschlands. Sie alle sind uns herzlich willkommen. Wir be­
grüßen Sie herzlich. 

(Beifall) 

Ein gleicher Gruß gilt den Vertretern der kirchlichen Organisationen, den 
Vertretern des Gesamtverbandes der Sowjetzonen-Flüchtlinge, dem Vertreter 
des Kuratoriums Unteilbares Deutschland und allen Vertretern der hier an­
wesenden Bundesverbände. 

(Beifall) 

Mein sehr herzlicher Gruß gilt der zu diesem Parteitag besonders zahlreich 
erschienenen Presse. Alle Journalistinnen und Journalisten, die hier Presse, 
Funk und Fernsehen vertreten, sind uns in diesen Tagen herzlich willkommen. 

(Beifall) 

Soeben höre ich, daß auch der Präsident des Deutschen Bauernverbandes, 
Freiherr von Heereman, eingetroffen ist. Ihm gilt unser herzlicher Gruß. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, unmittelbar vor Beginn dieses Parteitages hat uns 
eine Absage erreicht, die Ich Ihnen nicht vorenthalten möchte. Leider Ist 
Baronesse Evelyn Ermet of Amberley, die seit vielen Jahren regelmäßig die 
britische konservative Partei auf unseren Parteitagen vertritt und auch diesmal 
nach Düsseldorf kommen wollte, verhindert. Sie hat leider In letzter Minute 
absagen müssen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen Jetzt zur Beschlußfassung ober die 
Tagesordnung, die Ihnen mit der Einladung zugegangen ist. Darf ich fragen, 

16 



ob Sie mit dieser vom Bundesvorstand vorgeschlagenen Tagesordnung für 
diesen 18. Bundesparteitag einverstanden sind? Wer dieser Tagesordnung 
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen mit der roten Stimmkarte. — 
Danke schön. Gegenprobe! — Damit Ist die Tagesordnung einstimmig so 
beschlossen. 

Meine Damen und Herren, in Ihren Unterlagen liegt eine Vorlage des Bundes­
ausschusses zur Ergänzung der Verfahrensordnung und der Geschäftsordnung 
für diesen Parteitag. Ich darf Sie bitten, diese Unterlage zur Hand zu nehmen. 
Wird zu dieser Vorlage des Bundesausschusses an den 18. Bundesparteitag 
das Wort gewünscht? - Das Ist nicht der Fall. Dann darf ich diejenigen bitten, 
die dieser Vorlage zur Ergänzung unserer Verfahrensordnung Ihre Zustimmung 
geben wollen, mit der Stimmkarte Ihr Zeichen zu geben. — Ich bedanke mich. 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Danke schön. Die Verfahrensordnung 
ist einstimmig so, wie vom Bundesausschuß beantragt, damit beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen damit zur Wahl der Mandatsprüfungs­
kommission. Es wird Ihnen vorgeschlagen, mit dieser Aufgabe zu betrauen 
den Landesgeschäftsführer der westfällsch-iippischen CDU, Otto Lalpold, als 
Vorsitzenden, den rheinischen Landesgeschäftsführer Franzheinrich Krey, den 
Kreisgeschäftsführer der Kreispartei Neuß, Alexander Kötter, und den Leiter 
der Organisationsabteilung der Bundesgeschäftsstelle, Günter Meyer. Darf Ich 
fragen, ob dazu andere Vorschläge gemacht werden? — Das Ist nicht der 
Fall. Wer dem Vorschlag für die Wahl der Mandatsprüfungskommission zu­
stimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Danke schön. Gegenprobe! 
— Es ist einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen dann zum nächsten Punkt der Tagesordnung: Wahl einer Antrags­
kommission. Der Bundesvorstand schlägt Ihnen für die Besetzung dieser 
Antragskommission, deren zahlenmäßige Größe In unmittelbarem Zusammen­
hang mit dem Umfang der Aufgabe, die wir uns bei der Programmberatung 
vorgenommen haben, steht, folgende Freunde vor: 

Als Vorsitzenden unseren Generalsekretär, Dr. Bruno Heck, als stellvertre­
tenden Vorsitzenden unseren Bundesgeschäftsführer, Dr. Rüdiger Göb, 
und als Mitglieder dieser Antragskommission: 

Ernst Benda Dr. Konrad Kraske 
Frau Irma Blohm Egon Lampersbach 
Prof. Dr. Walter Braun Gerd Langguth 
Bernhard Brinkert Dr. Carl-Otto Lenz 
Prof. Dr. Fritz Burgbacher Dr. Berthold Martin 
Jürgen Echternach Dr. Werner Marx 
Dr. Heinrich Geissler Prof. Dr. Paul Mikat 
Dr. Joh.-Baptlst Gradl Dr. Heinz RIesenhuber 
Frau Annemarie Griesinger Dr. Günther Rinsche 
Walter Leisler Kiep Dr. Burkhard Ritz 
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Thomas Ruf Friedrich Vogel 
Hermann-Josef Russe Wolfgang Vogt 
Dr. Manfred Schäfer Frau Dr. Hanna Walz 
Werner Scherer Frau Dr. Erika Wolf 
Dr. Christian Schwarz-Schilling Dr. Richard von Weizsäcker 
Josef Stingl Olaf von Wrangel 
Dr. Bernhard Vogel 

Darf ich fragen, ob zu diesem Vorschlag das Wort gewünscht wird. — 
Das Ist nicht der Fall. Dann darf Ich diejenigen bitten, die mit diesem Vor­
schlag einverstanden sind, ihr Zeichen zu geben. — Danke schön. Wer Ist 
dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? — Bei Stimmenthaltung Betroffener 
ist dieser Vorschlag einstimmig angenommen. 

Die Antragskommission — das darf ich den Betroffenen gleich mitteilen — 
tritt zu ihrer konstituierenden Sitzung im Sitzungszimmer II b In der zweiten 
Etage über diesem Saal — Aufgang neben dem Allgemeinen Tagungsbüro — 
um 12 Uhr zusammen. 

Meine Damen und Herren, wir haben Jetzt die Freude, GruBworte einiger 
unserer Gäste hier entgegennehmen zu können. Als erstem erteile ich das 
Wort unserem Freund Franz-Josef Strauß. 

(Beifall) 

Dr. Franz-Josef StrauB (mit Beifall begrüßt): Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, liebe Parteifreundel In einer Düsseldorfer Zeitung von heute, von der 
man sagt, sie stehe der CDU nahe, habe ich heute gelesen, daß dem Grußwort 
des Vorsitzenden der kleineren, der Schwesterpartei, eine besondere Auf­
merksamkeit oder eine besondere Erwartung entgegenschlage. Ich fürchte 
leider, daß ich die Erwartungen derer, die von mir spektakuläre Aussagen 
gemäß falschem Klischee oder Image erwarten; enttäuschen muß. 

(Beifall) 

Und Ich fürchte, daß Ich sehr langweilig sagen muß, daß CDU und CSU auch 
in Zukunft zusammenhalten müssen, weil es sonst mit unserem Vaterland 
bergab gehen wird. 

(Beifall) 

Lassen Sie mich auch gleich ein Wort zum Standort sagenl Vorhin schon hat 
Freund Kiesinger vom Standort gesprochen, den manche In dem neuen 
Programmentwurf vermissen, und man versucht nicht ohne Absicht und Hinter­
gedanken, der CDU und der CSU verschiedene Standorte zuzuweisen. Ja, wir 
haben verschiedene Standorte, weil es in Bayern keine CDU und außerhalb 
Bayerns keine CSU gibt. 

(Heiterkeit) 
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Das ist der Hauptunterschied unserer Standorte. Unser Standort ist, muB sein 
und bleiben, daß wir eine Partei der Mitte sind. 

(Beifall) 

Aber ich wage es — auch jetzt, wo eine gewisse Propaganda versucht, die 
Deutschen in Gute und Böse wieder zu unterscheiden; ich komme darauf noch 
ganz kurz zu sprechen — zu sagen, daß wir auch alle diejenigen in unserem 
Lande für uns als Helfer, Freunde und Wähler gewinnen müssen, die Im wohl­
verstandenen, geschichtlich gerelften und geläuterten Sinn des Wortes ein 
normales Nationalbewußtsein haben. 

(Beifall und Bravo-Rufe) 

Der Anfang für das Ende einer Nation Ist, wenn sie sich selbst das Recht 
auf ein normales Nationalbewußtsein abzusprechen beginnt. 

(Beifall) 

Deshalb halte ich es auch für falsch — und das habe Ich auch geschrieben —, 
daß man In Ereignisse, die vor hundert Jahren stattgefunden haben, geseli-
schaftskrltische Probleme von heute hineinlegt, die es in der damaligen Zeit 
in dieser Form nicht gegeben hat. 

(Beifall) 

Jede Zelt muß aus sich heraus verstanden werden, die damalige wie die 
heutige. Deshalb, glaube Ich, sind wir darin einig, daß CDU und CSU die Partei 
der Mitte ist, aber eine Partei, die auch die guten Elemente unserer Tradition 
und das, was erhaltenswert und ausbaufähig ist, ebenfalls unter ihr geistiges 
Erbgut zählt und niemand anderem überlassen kann. 

(Beifall) 

Den Radikalismus lehnen wir ab, gleichgültig, ob er von rechts oder von 
links kommt, 

(Erneuter Beifall) 

und wir bekämpfen ihn aktiv, nicht nur mit Worten. 

Diesem Parteitag kommt eine besondere Bedeutung bei. Nun, ich kenne das 
Schicksal; bei uns ist die Zahl der Delegierten naturgemäß etwas geringer 
und deshalb auch die Bedeutung unseres Programms entsprechend kleiner. 
Aber Programmberatungen haben Immer ihre Tücken. Erlauben Sie mir, dazu 
hur zwei Bemerkungen zu machen, nicht kritische, positive oder negative 
Bemerkungen zum Programm — das ist ja Ihre Angelegenheit, dieses Pro­
gramm zu erarbeiten. 

(Zustimmung) 

In einem Programm darf nicht stehen, was man von interessierter Seite gegen 
uns verwenden kann. 

(Zurufe: Sehr guti - Beifall) 
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Und zweitens soll man sich vor dem Aberglauben hüten, daß man mit Pro­
grammen Wähler gewinnt. 

(Zustimmung) 

Ich habe bei der bayerischen Landtagswahl etwa 90 Großkundgebungen 
gehalten, von denen keine weniger als 1 000, die meisten über 2 000 Zuhörer 
hatten. Ich war fest überzeugt, daß keiner derer, die mir zustimmten oder die 
gepfiffen haben, jemals das Programm der CSU gelesen hat. 

(Heiterkeit) 

Ich bin auch in keiner Diskussion danach gefragt worden. Aber trotzdem ist 
das Programm das Koordinatensystem einer Partei und muß deshalb ent­
sprechend sorgfältig auch unter dem Gesichtspunkt der Mißbräuchlichkeit der 
Aussagen geprüft werden. 

Lassen Sie mich noch eine Bemerkung machen, und ich bitte, sie positiv zu 
verstehen. Unsere Aufgabe — ich meine jetzt die Aufgaben der beiden 
Unionsparteien — ist es heute nicht, uns über Verteilung staatlicher Ämter 
zu unterhalten, für deren Erlangung wir noch gar nicht die Voraussetzung 
haben. 

(Beifall) 

Die Frage ist auch nicht, sich unberührt und ohne Spritzerchen zu erhalten, 
damit man am Tage X dann mit am wenigsten Anfeindung das angestrebte 
Amt erlangen kann. 

(Beifall) 

Unsere Aufgabe ist es in diesem Jahr — und es mag ebenso lange dauern, 
wie es dauert —, die Hemdsärmel aufzukrempeln und dafür zu kämpfen, 
daß einer aus unseren Reihen wieder in das Palais Schaumburg einziehen und 
deutsche Politik machen kann. 

(Lebhafter Beifall) 

Und diesem politischen Ziel, einem legitimen Ziel einer Opposition, hat sich 
alles, aber auch alles an persönlichen Wünschen oder an sachlichen Rivali­
täten unterzuordnen. 

(Sehr guti und lebhafter Beifall) 

Ich wollte, meine sehr verehrten Parteifreunde, es würde die Rede von 
Herbert Wehner, die er auf dem Bremer Kongreß der Jungsozialisten gehalten 
hat und die wohlweislich nicht veröffentlicht wird, der deutschen Öffentlichkeit 
insgesamt zur Kenntnis kommen. Unter den vielen bemerkenswerten Sätzen 
— er sagt manchmal auch weniger bemerkenswerte Sätze, 

(Heiterkeit) 

manchmal auch Sätze, die deshalb bemerkenswert sind, weil ihr Stil, ihre 
Formulierung oder die Phonzahl entsprechend ausgefallen Ist — Ist nämlich 
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ein Satz enthalten, daß die heutige Bundesregierung möglichst viel tun müßte, 
was irreversibel ist, bevor sie abtreten muß. 

(Hört, hörti) 

Und genau das ist unsere Aufgabe in der Bundespolltik, zu verhindern, daß 
unwiderruflich Dinge geschehen, die gegen unsere politischen Vorstellungen 
sind und die nicht mehr geändert werden i^önnen. 

(Beifall) 

Nehmen Sie mir bitte meine Bemerkung nicht übel, wenn Ich sage — Ich 
meine niemanden, der in diesem Saal vertreten ist —, daß es nicht unsere 
Aufgabe ist, mit den Sozialdemokraten über einen möglichst großen Anteil 
des Staates an der Reglementierung des Lebens des einzelnen und der 
Wirtschaft und der Geseilschaft im ganzen zu wetteifern. 

(Lebhafter Beifall) 

Unsere Aufgabe muß es sein, gerade für den kleinen Mann eine freiheitlich 
orientierte, auf Leistung beruhende, nicht-sozialistische Konzeption einer mo­
dernen Industriegeseilschaft HU schaffen. 

(Beifall) 

Und ich darf hier mit Dankbarkeit eines vermerken, weil ich zwei Persönlich­
keiten an den vorderen Tischen unter den vielen anderen sehe: Nämlich, 
der Aufstieg unseres Volkes hat begonnen in dem klaren Nein zur Plan- und 
Verwaltungswirtschaft und mit der ganz klaren Entscheidung zur Marktwirt­
schaft und zu den von ihr geforderten Leistungen. 

(Lebhafter Beifall) 

Diese Marktwirtschaft hätte nicht eingeführt werden können, wenn es a) nicht 
einen Ludwig Erhard gegeben hätte 

(Beifall) 

und wenn b) nicht unsere Arbeitnehmer damals in schwierigen Auseinander­
setzungen innerhalb ihrer eigenen Reihen — ich nenne stellvertretend für 
viele unseren Freund Theo Blank — die Chance für den deutschen Arbeit­
nehmer begriffen und sie den Chancen der Marktwirtschaft untergeordnet bzw. 
mit den Chancen der Marktwirtschaft ausgestattet hätten, statt einer Funk­
tionärswirtschaft unterzuordnen. 

(Beifall) 

Was wir weiterhin für urisere weitere wirtschaftliche Entwicklung, für alle innen­
politischen Reformen, für den Ausbau unserer Gesellschaftsordnung und für 
die Zukunft unseres Landes brauchen, das ist nicht eine von täglicher Hektik 
und Unrast und irdischer Geschäftigkeit getriebene scheinbare Reformfreudlg-

21 



keit, sondern was wir brauchen, ist der Blick nach vorn, nach morgen, nach 
Vertrauen und Ruhe in unserer Wirtschaft. Was wir heute erleben, ist genau das 
Gegenteil, daß man mit einer Reihe von allen möglichen Andeutungen bei uns 
ein Klima der Unruhe, der Unsicherheit, des mangelnden Vertrauens und 
der Zukunftssorge erzeugt. Und darauf kann kein Reformwille aufgebaut wer­
den, denn zur Reform gehört das feste Fundament, auf dem man das 
Morgen bauen kann. 

(Beifall) 

Und dazu gehört auch etwas, was Ich als ehemaliger Finanzminister vielleicht 
doch sagen kann, nämlich eine hochrangige Einordnung der Stabilität unseres 
Geldwertes und nicht eine beliebige Manipulation mit Ihm. 

(Beifall) 

Man soll bei uns endlich begreifen, daß die Technik nicht alles machen, die 
Wirtschaft nicht alles verkraften und der Staat nicht alles finanzieren kann, 

(Erneuter Beifall) 

sondern daß uns enge Grenzen gesetzt sind — ich könnte sie quantifizieren; 
ich will es hier nicht tun, weil es kein Fachvortrag ist — und daß innerhalb 
dieser engen Grenzen die Prioritäten eben gesetzt werden müssen, daß man 
aber nicht jedem alles versprechen und zum Schluß so gut wie keinem etwas 
halten kann, wie es heute der Fall ist. 

(Beifall) 

Lassen Sie mich schließlich sagen - und Kurt Georg Kiesinger hat mit Recht 
von der Friedenspolitik der Unionsparteien gesprochen —: Friedenspolitik 
heißt für uns in ihrer praktischen Anwendung In erster Linie Europapolitik, 
denn ohne die politische Einigung Europas auf dem Boden der wirtschaftlichen 
Integration wird es in diesem Lande auch angesichts der Entwicklung der 
amerikanischen Politik auf die Dauer keinen gesicherten Frieden geben können. 

(Beifall) 

Wir strecken gern die Hand aus, und hier soll man in unserem Land keine 
falschen Differenzierungen schaffen. Man soll nicht uns und im besonderen 
gerade die CSU und mich in ein Rechtskartell einordnen wollen, in ein Rechts­
kartell, bloß weil wir heute noch dasselbe sagen, was Brandt und Wehnor 
vor wenigen Jahren gesagt haben. 

(Sehr guti und lebhafter Beifall) 

Ich möchte an die Adresse der demokratischen Soziallsten sagen: Sie sollen 
sich hüten, hier die Diktion des kommunistischen Propagandajargons zu 
übernehmen, 

(Beifall) 
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nach der diejenigen, die für Freiheit, Einheit und Frieden unseres Landes \n 
einer europäischen Gesamtheit eintreten, als Nationalisten abgestempelt und 
diejenigen, die für ein unbedingtes und unqualifiziertes Ja zu diesen Ver­
trägen sind, als die besseren friedliebenden Deutschen als leuchtendes 
Gegenbeispiel hingestellt werden. 

(Beifall) 

Ich möchte dazu an Sie Im einzelnen nur eine einzige Frage richten. Was uns 
heute hier als Problematik entgegensteht und was in diesem Jahre im Bundes­
tag wohl noch in einigen höhepunktartigen Diskussionen behandelt werden 
wird, daß muß man einmal unter die Frage stellen: Geht es um die Versöhnung, 
um die Liquidation des Zweiten Weltkrieges? Dann müssen wir bereit sein, 
essentielle Opfer — ich wiederhole nur ein früheres Wort von mir —, aber 
auch gegen echte Gegenleistungen, zu bringen; darüber gibt es keinen ZweifeL 
Oder ist das Ganze ein Stück Machtkampf, bei dem wir demselben Machtwillen 
gegenüberstehen, wie es Im Mittelmeerraum andere tun? Ist es das eine, oder 
ist es das andere? Danach wird die CSU und, wie ich annehme — ich bitte Sie, 
sich nicht präjudiziert zu fühlen —, auch die CDU ihre Entscheidung treffen. 
Ich darf mit diesen Worten, die für ein Grußwort etwas zu lang und für eine 
Rede — wie Immer — etwas zu kurz sind, 

(Heiterkeit) 

Ihnen recht herzlich danken für den freundlichen Empfang. Ich darf die herz­
lichen Grüße und Wünsche aller Mitglieder, Freunde und Anhänger sowie 
Wähler der kleineren Schwesterpartei überbringen und möchte Ihnen wünschen, 
daß am Ende dieses Parteitages ein strahlendes und leuchtendes Partei­
programm herauskommt. Zum Schluß wünsche Ich Ihnen, daß wir wieder sehr 
bald nicht nur von der Rolle der Opposition her, die auch ein Stück echter 
Verantwortung trägt, sondern von der aktiven Gestaltung her deutsche Politik 
machen können. 

(Beifall) 

Ich darf diesem Parteitag deshalb von Herzen alles Gute wünschenl 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Präsident Heinrich Köppler: Lieber Freund Franz-Josef Strauß, Sie haben 
klare Worte zu den Voraussetzungen gesprochen, die wir schaffen müssen, 
um für unser Volk wieder eine CDU/CSU-geführte Regierung zu bekommen. 
Sie haben auch die Voraussetzung klargestellt, die dazu unabdingbar ist, 
nämlich die enge und unverbrüchliche Zusammenarbeit von CDU und CSU. 
Wir danken Ihnen dafür! 

(Beifall) 

Sie haben mit diesem klaren Wort seit längerem schwelenden und kürzlich 
wieder aktualisierten Spekulationen von gegnerischer Seite In aller Deutlichkeit 
jeden Boden entzogen. 
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Meine Damen und Herren, ich darf nun zu einem Grußwort dem Oberbürger­
meister der Stadt Düsseldorf, Herrn Becl<er, das Wort erteilen. 

OberbQrgermeister Becker (mit Beifall begrüßt): Herr Präsident! Meine selir 
verehrten Damen und Herren I Zum 18. Bundesparteitag der Christlich Demo­
kratischen Union heiße Ich Sie als Oberbürgermeister der Stadt Düsseldorf 
auf das her7lichste willkommen! Ich wünsche Ihnen allen, daß die Erwar­
tungen, die Sie mit diesem bedeutsamen Treffen In der nordrhein-westfälischen 
Lanaeshauptstadt verbinden, in Erfüllung gehen. 

Ich danke Ihnen herzlich dafür, daß Sie Düsseldorf wiederum zum Schauplatz 
eines Bundesparteitages gewählt haben, und ich darf wohl annehmen, daß 
Sie diese sehr begrüßenswerte Wahl auf Grund von guten Erfahrungen 
getroffen haben. 

(Zustimmung) 

Dabei denke ich an Ihren 13. Bundesparteitag, der 1965 ebenfalls hier in 
diesem Saale stattgefunden hat. Sie sind wiedergekommen, und das freut uns! 
Der Wunsch der gastgebenden Stadt Jedenfalls ist es, daß Sie sich bei uns 
wohl fühlen und daß Sie hier alle organisatorischen Voraussetzungen für einen 
fruchtbaren Verlauf Ihres Parteitages vorfinden! 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Im Jahre 1965 durfte ich Sie hier 
von dieser Stelle aus als Regierungspartei begrüßen. Konrad Adenauer war 
Parteivorsitzender, und der Bundeskanzler hieß Ludwig Erhard. Inzwischen 
hat sich die politische Landschaft erheblich verändert. Heute heiße ich Sie als 
die große Oppositionspartei willkommen, und ich tue das mit besonderem 
Vergnügen. 

(Heiterkeit) 

Mancher von Ihnen wird vielleicht jetzt sagen: Der hat gut reden; denn der 
gehört ja nicht zu unserer Partei. — Nun, meine Damen und Herren, es ist 
sicher im allgemeinen richtig, daß jemand, dec der CDU nicht angehört, sondern 
— wie ich zum Beispiel — Mitglied der SPD ist, die CDU lieber In der 
Opposition als in der Regierung sieht. Richtig ist aber auch, daß uns Düssel­
dorfern der Parteitag der CDU willkommen ist, gleichgültig, ob die CDU In der 
Regierung oder in der Opposition ist. Und richtig ist ganz bestimmt, daß die 
Augen der Weltöffentlichkeit in diesen Tagen auf Düsseldorf gerichtet sind, auf 
Sie, meine Damen und Herren! Denn die für diesen Parteitag angekündigten 
Programmdiskussionen werden zeigen, wie die große deutsche Oppositions­
partei zu wichtigen, grundsätzlichen Fragen steht, mit denen wir uns alle in 
den nächsten Tagen und Wochen zu beschäftigen haben werden. 
Ich habe mich gefreut, daß mein Freund und Düsseldorfer Mitbürger, der 
Vorsitzende des bekanntlich in Düsseldorf ansässigen Deutschen Gewerk­
schaftsbundes, Herr Heinz Oskar Vetter, einen so begrüßenswerten Beitrag 
zur interparteilichen Kommunikation geleistet hat. Er hat Ihnen allen — wie 
Sie wissen — einen freundlichen Brief geschrieben und Sie gebeten, bei 
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Ihren Beratungen doch auch an die Ausweitung der Mitbestimmung sowie an 
die Neuordnung der beruflichen Bildung zu denken. 

Eine Kölner Zeitung, die „Kölnische Rundschau", nannte diesen Schritt des 
DGB-Vorsitzenden „bieder, aber doch raffiniert". Dann schreibt die Zeitung 
wörtlich: „Warum sollte Vetter keinen Brief schreiben? Zwar ist er Sozial­
demokrat, aber als Chef der Einheitsgewerkschaft hat er das Recht und sogar 
die Pflicht, sich für das zu interessleren und auch Einfluß darauf zu nehmen, 
was sich in der CDU tut, der immerhin ein beachtlicher Teil der DGB-Mitglieder 
angehört, im Gegensatz zu seinen Vorgängern begnügt sich Vetter jedoch 
nicht mit einer unverbindlichen Grußadresse, in der bestenfalls noch über die 
hohen Werte der gewerkschaftlichen Einheit geschwärmt wird. Vetter macht 
handfeste Anregungen, meldet Wünsche an und stellt gar in höflicher Form 
seine Forderungen an die CDU." So weit die Kölnische Rundschau! 

Nun, meine Damen und Herren, ich finde diesen Schritt Vetters durchaus auch 
nachahmenswert. Zwar habe Ich nicht die Absicht, Ihnen ebenfalls einen Brief 
zu schreiben, aber ich möchte doch die Gelegenheit benutzen, Sie vor Beginn 
Ihrer Beratungen an die großen Sorgen der deutschen Städte zu erinnern. 

In der vorigen Woche fanden in Düsseldorf Sitzungen des Präsidiums und 
des Hauptausschusses des Deutschen Städtetages statt. Dessen amtierender 
Präsident, mein Münchner Kollege Oberbürgermeister Dr. Vogel, hat bei dieser 
Gelegenheit vor der Öffentlichkeit bekanntgegeben, daß die deutschen Städte 
nach neuesten Erhebungen bis 1980 rund 163 Milliarden Deutsche Mark in 
Verkehrsbauten stecken müssen. Allein 40 Milliarden davon sind für Bauten 
veranschlagt, die dem öffentlichen Personennahverkehr dienen werden. Dabei 
sind die Kosten für den Ausbau der S-Bahn-Systeme der Bundesbahn nicht 
berücksichtigt. Vogel erklärte, daß nach den gegenwärtigen Berechnungen 
50 bis 60 der 163 Milliarden Deutsche Mark nicht gedeckt sind. Die Forderung 
der Städte, ihren Anteil an der Mineralölsteuer von bisher 3 auf 6 Pfennig zu 
erhöhen, findet hier ihre eindrucksvolle Bestätigung. 

Es wurde auch bekanntgegeben, daß die kommende Hauptversammlung des 
Deutschen Städtetages unter einem Motto stehen werde, das die konkrete 
Situation der deutschen Städte genau wiedergibt; dieses Motto lautet: „Rettet 
unsere Städte jetztl" 

Ich erwähne dies, meine Damen und Herren, weil ich das zu Beginn Ihrer 
Beratungen für wichtiger halte, als Ihnen etwa die Vorzüge der Stadt Düssel­
dorf zu preisen, die die meisten von Ihnen ohnehin kennen. Ihre Meinung, 
meine Damen und Herren, die Meinung der großen Oppositionspartei, wird 
bei den Entscheidungen über die lebenswichtigen Fragen der deutschen Städte 
von großer Bedeutung sein! 

In diesem Sinne wünsche ich Ihrem Parteitag, der im Zeichen der Toleranz und 
der guten demokratischen Traditionen stehen möge, einen erfolgreichen Ver­
lauf! — Ich danke Ihnen. 

(Beifall) 
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Präsident Heinrich Köppler: Herr Oberbürgermeister, wir danken Ihnen für 
dieses freundliche Wort der Begrüßung in der Landeshauptstadt Düsseldorf. 
Wir wissen, daß Sie uns — diesen Parteitag — gern schon in der neuen 
Kongreßhalle der Stadt begrüßt hätten. Wir wissen, daß der Parteitag dafür 
um ein Jahr zu früh wieder nach Düsseldorf gekommen ist. 

Aber, meine Damen und Herren, in dieser uns schon heimisch gewordenen 
Halle herrscht auch die richtige, nüchterne Arbeltsatmosphäre für diesen 
Parteitag. 

Herr Oberbürgermeister, ihren Aufruf: „Rettet die Städte jetzt!" werden wir 
als einen zusätzlichen Ansporn sehen, das zu tun, wofür wir auf diesem Partei­
tag den Grund legen wollen, nämlich eine neue Politik hier zu formulieren und 
zu programmieren. 

iVleine Damen und Herren! Erlauben Sie mir an dieser Stelle und als Vor­
sitzendem der rheinischen CDU, ihnen dafür zu danken, daß Sie zu uns In die 
nordrhein-westfälische Hauptstadt Düsseldorf gekommen sind, daß zum zweiten 
Maie hier in Düsseldorf ein Bundesparteitag stattfindet und damit schon zum 
sechsten l\/lale ein Bundesparteitag in Nordrhein-Westfalen. Wir freuen uns 
darüber, daß wir diese Gastgeberfunktion übernehmen dürfen, und wir werden 
als rheinische wie als westfällsch-llpplsche CDU alles in unseren Kräften 
Stehende tun, um dieser Gastgeberfunktion gerecht zu werden. 

Als Mitglied der Düsseldorfer Kreispartei der CDU bin ich darüber hinaus von 
meinem Kreisvorsitzenden ermächtigt worden, Ihnen auch im Namen der 
Kreispartei Düsseldorf einen herzlichen Willkommensgruß zu sagen. 

Meine Damen und Herren! Für unsere ausländischen Ehrengäste und Freunde 
spricht nun zu uns der Generalsekretär der Osterreichischen Volkspartei, 
Herr Dr. Schleinzer. 

Dr. Karl Schleinzer (ÖVP): Herr Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen 
und Herren! ich bin Ihrer Einladung mit großer Freude gefolgt, und Ich habe 
es auch sehr gern übernommen, Ihnen die Grüße der christlich-demokratischen 
Parteien Europas zu überbringen. Ich darf ihnen, meine Damen und Herren, 
für die Vertreter dieser Ihrer Schwesterpartelen versichern, daß wir an Ihrer 
programmatischen Arbeit und an Ihren Parteitagsberatungen mit sehr großem 
Interesse Anteil nehmen. Ich überbringe ihnen aber mit besonderer Herzlichkeit 
die Grüße der österreichischen Volkspartei. 

Die Situation Ihrer Partei, meine Damen und Herren, zeigt sehr viel Ähnlichkeit 
mit jener der Volkspartel in Österreich. Sowohl Ihre Partei als auch die unsere 
haben in den schweren Jahren der Nachkriegszeit und in den Jahren des 
gewaltigen wirtschaftlichen, sozialen und politischen Wiederaufstiegs die Haupt­
verantwortung Im Staate getragen. Sowohl Sie als auch wir sind von einer 
sozialistischen Partei, die nicht über die Mehrheit der Parlamentsabgeord­
neten verfügt, innerhalb der letzten I V J Jahre aus der Regierung verdrängt 
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worden. Sowohl Ihre Partei als auch die unsere sahen sich dabei einer dritten 
Partei gegenüber, deren Programm den Soziallsmus ablehnt, die aber von 
der Führung der sozialistischen Partei dafür gewonnen werden l<onnte, eine 
Regierung mit einem sozialistischen Kanzler zu ermöglichen. 

Unsere beiden Parteien stehen heute vor der Aufgabe, sich mit einer 
geänderten innerpolitischen Landschaft auseinanderzusetzen, sich zu neuer, 
kraftvoller Arbeit zu formieren und nach neuen Wegen für l<ünftige Erfolgs 
zu suchen. 

Wenn wir aus den Erfahrungen der letzten Zeit die Anzeichen richtig deuten, 
dann sehen wir uns einer Strategie des Sozialismus gegenüber, die offenbar 
über unsere beiden Staaten hinaus auf größere europäische Perspektiven 
ausgerichtet ist. Der Einfluß des schwedischen Weges der Sozialisten Ist in 
dieser Strategie unverkennbar, und das Treffen Palme-Brandt-Kreisky im 
letzten Sommer auf schwedischem Boden war dafür nur ein Symbol, meine 
Damen und Herren — ein Symbol für den Versuch, mit Hilfe einer kleinen 
Partei auch als Minderheitspartei die Regierungspolitik zu beherrschen — ein 
Symbol aber auch für eine Politik, die mit neuen t^/lethoden versucht, Schritt 
für Schritt unsere Ordnung in Richtung des sozialistischen Gesellschaftsbildes 
zu verändern. 

Die Entschlossenheit der Sozialisten zu dieser Politik haben wir in Österreich 
bei den Regierungsverhandlungen des Vorjahres gesehen. Diese Verhand­
lungen, meine Damen und Herren, sind nicht unseretwegen gescheitert, 
sondern weil eine Einigung offensichtlich nicht im Sinne der sozialistischen 
Politik lag. 

Wir haben jetzt mit großer Aufmerksamkeit vermerkt, wie die schwedischen 
Sozialisten die Hilfe der Kommunisten mit großen Konzessionen bezahlten, 
um In den Ausschüssen des Reichstages die Mehrheit zu bekommen. 

(Ein Pfui-Rufj 

Diese Strategie der Sozialisten, meine Damen und Herren, richtet sich ganz 
offensichtlich auf die Ausschaltung unserer Partelen aus der aktiven Politik, 
weil sie wissen, daß diese Partelen gegenüber dem Sozialismus die ent­
scheidende gesellschaftspolitische Alternative sind. 

(Beifall) 

Für uns alle ist diese Politik der Sozialisten eine gemeinsame Herausforderung 
— die Herausforderung, dafür zu kämpfen, daß die Zukunft unserer Länder 
nach gesellschaftspolitischen Vorstellungen gestaltet wird, die dem freien 
Menschen die besten Möglichkeiten seiner Entfaltung, der Wirtschaft die 
größten Chancen des Aufstiegs, der Gesellschaft die sichersten Grundlagen 
für Recht, Freiheit und Ordnung geben. 
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In diesem Sinne lassen Sie mich Ihren Parteitag grüßen und Ihren Beratungen 
den besten Erfolg wünschen. 

(Beifall) 

Präsident Heinrich Köppler: Vielen Dank, Herr Dr. Schleinzer, für dieses 
Grußwort. Wir — dieser Parteitag — bitten Sie, ebenso herzliche Grüße 
an die Freunde in der ÖVP und allen christlich-demokratischen Schwester­
parteien Europas auszurichten — besonders herzlich In Wien. Wir wissen uns 
auch in der Aufgabe — der demokratischen Aufgabe — der Opposition mit 
Ihnen in Osterreich besonders herzlich verbunden. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herrenl Ich darf das Wort erteilen — als Sprecherin für die 
hier anwesenden Delegationen der befreundeten konservativen Parteien — 
an Frau Dr. Liisa Mäkinen aus Finnland. 

(Beifall) 

Frau Dr. Lllsa Mäklnen (Finnland): Herr Präsident, meine Damen und Herrenl 
Wir leben in einer Zeit, die voll von schweren Problemen Ist. Teils sind es 
Probleme, die uns allen gemeinsam sind; teils beschäftigen sie einzelne 
Länder. Bisweilen scheinen die eigenen Schwierigkeiten so groß, daß wir 
darüber das Ganze vergessen, d. h. wir vergessen, daß das Schicksal Europas 
davon abhängig ist, daß unsere Zusammenarbeit sich stärkt. 

Das Gegenteil würde uns allen verhängnisvoll werden. Denn allein und uneinig 
können wir nicht viel leisten, aber zusammen sind wir stark. 

Indem die konservativen Parteien dem Parteitag der CDU allen Erfolg 
wünschen, hoffen sie, daß seine Arbeit auch der europäischen Zusammen­
arbeit zum Wohle gereiche. 

(Beifall) 

Zum Schluß möchte ich als Vizevorsitzende der europäischen Frauenunion 
dem Parteitag auch die Glückwünsche unserer Union zum Ausdruck brin­
gen. Danke. 

(Beifall) 

Präsident Heinrich Köppler: Meine Damen und Herrenl Wir danken Frau 
Dr. Mäkinen für dieses Grußwort. 

Ich darf noch bekanntgeben, daß sich die Mitglieder der Mandatsprüfungs­
kommission um 13.30 Uhr im Büro der Organisationsleitung zu ihrer Sitzung 
zusammenfinden mögen. 

Wir kommen damit zum Punkt 8 der Tagesordnung. Ich erteile das Wort unse­
rem Generalsekretär, Dr. Bruno Heck. 

(Beifall) 
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Dr. Bruno Heck: Herr Präsident! Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herrenl 
Meine lieben Freunde! Dies Ist schon ein Programmparteitag, und es ist 
siclier richtig, was Franz-Josef Strauß sagte: ,,Mit Programmen allein gewinnt 
man keine Wahlen". Aber eine Partei muß schon auch wissen, was sie will, 
und eine Partei muß fortlaufend sich mit den sich ändernden Verhältnissen 
auseinandersetzen, und sie muß ihr Programm fortlaufend auch so formulieren 
und zur Aussage bringen, daß es verstanden wird; denn sonst gewinnt man 
auch l<eine Wahlen. 

(Vereinzelt Beifall) 

Meine Freunde! Der Mainzer Parteitag hat Fragen gestellt und manches vor­
geklärt. Dieser Parteitag wird Entscheidungen bringen. Wir sind eine Volks­
partei, in der vielerlei Interessen und Wertungen auf einen Nenner gebracht 
werden müssen. Unser Standort war, ist und bleibt — das wurde schon 
zweimal heute gesagt — trotz des durchsichtigen Geredes, wir seien nach 
rechts auf dem Wege oder irgendwer von uns sei dabei, die Sozialisten links 
zu überholen, unser Standort bleibt die Mitte! 

Unser Volk erwartet von der Union, daß wir den Nebel lichten, daß wir die 
Begriffe klären, und die Werte-Ordnung darf in diesem Lande nicht aus 
Leichtfertigkeit, aber auch nicht aus bedenklichem Kalkül bis zur babylonischen 
Sprachverwirrung korrumpiert werden. Es muß gesagt werden, was gilt und 
was nicht gilt. Für eine politische Fahrt Ins Blaue ist die Welt heute nicht 
geschaffen. 

Unser Volk will keine Restauration, unser Volk will nach vorn. Aber unser Volk 
will dafür keine vage Richtungsangabe nach dem alten Motto der Soziallsten 
„Das Ziel ist nichts, die Bewegung alles". Deshalb ist es bei der Arbeit 
dieses Jahres, bei der Vorbereitung dieses Parteitages nicht zuletzt darum 
gegangen, im Grundsätzlichen wie Im Konkreten einige Klarheit zu schaffen, 
und dies in einer Sprache, die bezeichnet und nicht verhüllt. Das wird auch 
von diesem Parteitag erwartet. 

Wir haben die nächsten Tage zusammen durch die Diskussion unseres 
Aktionsprogramms einige entscheidende, einige grundsätzliche Fragen zu 
klären. Ich glaube nicht, daß ich mich täusche; da und dort, meine Freunde, 
hat sich die Verwirrung, das Modische und das Schablonenhafte auch in 
unserer Mitte eingenistet. Wir haben zu lange zugelassen, daß die Linke 
die Fahrpläne in die Zukunft für sich in Anspruch genommen hat. Es ist der 
Linken gelungen, die politische Sprache bei uns mit ihrem Vokabular zu 
durchsetzen. 

Die Sozialisten brauchen nur so zu tun, als ob sie den großen Fahrplan 
kennten, und schon macht sie das offensichtlich für viele unwiderstehlich. 
Aber, meine Freunde, unser Selbstbewußtsein braucht nicht zu vergessen, 
daß wir unser Land im Widerspruch zu diesen selbsternannten Progressiven 
nach vorn gebracht haben. Und dieses Selbstbewußtsein sollte es nicht 
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zulassen, dieses Selbstbewußtsein muß es uns einfach verbieten, daß wir 
nicht mehr selber mustern und ausmustern, welche Ziele wir der Bundes­
republik setzen. 

(Beifall) 

Das, meine Freunde, muß für die 70er Jahre ebenso gelten, wie es für die 
50er Jahre gegolten hat. 

Und ein Zweites: Wir sollten uns auch nicht dazu verführen lassen, das 
sorgfältige Überlegen der Erfahrung und das unbefangene Zupacl<en der 
Jugend in einem Gegensatz des Entweder-Oder sich verbrauchen zu lassen. 
Wer glaubt, unbedingt aggressiv formulieren zu müssen, um gehört zu werden, 
setzt sich selbst dem Verdacht aus, daß er nicht viel zu sagen hat und im 
Grunde mehr provozieren möchte. Meine Freunde, diesen politischen Stil 
wollen wir von den Jungsozialisten nicht übernehmen; er hat bei uns 
keinen Platz. 

(Zustimmung) 

Dieser Parteitag ist in Mainz als ein Reformparteitag beschlossen worden. 
Er sollte ursprünglich im April stattfinden. Wir mußten ihn dann vom November 
noch auf den Januar verschieben und sind jetzt noch ins Gedränge geraten. 
Das hat gezeigt, wie leicht es sich über Reformen und über das Reformleren 
reden läßt und wie hart dann die Arbeit ist. 

Ich sage Ihnen in allem Freimut: Es wird Zeit, daß wir auch den Reformbegriff 
entgötzen; er Ist zu einer recht bequemen Schablone geworden. 

(Zustimmung) 

Wir wollen Reformen, und dazu gehört, daß wir mit Ihnen einen höheren 
Wert verwirklichen wollen. Wir müssen gemeinsam prüfen, wo das Bewahrte 
nicht mehr das Bewährte ist. Wir müssen gemeinsam feststellen, wo Neues 
In Sicht ist, wo neue Fragen neue Antworten erwarten, wo Neuerung nottut. 
Aber wir müssen dann auch sagen, was den höheren Sinn ausmacht, um 
dessentwillen wir das Bestehende aufgeben. Ohne solche Prüfung werden 
wir diesen Staat und diese Gesellschaft nur einem gedankenlosen Reformismus 
und damit der Peitsche fortlaufend produzierter Erwartungen preisgeben, Er­
wartungen, die nicht erfüllt werden können. 

Wir würden dann auch nichts anderes mehr produzieren als Jenen Opportunis­
mus, der mehr als alles andere, mehr sogar als ihr ungeklärter Sozialismus, 
das Wirken der Sozialdemokraten so verhängnisvoll macht. Unser Volk muß 
wissen, daß wir nicht einer Fata Morgana nachjagen. Wie heißt es doch In 
der Präambel des Godesberger Grundsatzprogramms der SPD so schön? Daß 
der Mensch dann zum ersten Male in seiner Geschichte Jedem die Entfaltung 
seiner Persönlichkeit in einer gesicherten Demokratie ermöglichen könne zu 
einem Leben in kultureller Vielfalt jenseits von Not und Furcht. 

30 



Meine Freunde! Wir leben In einer Welt, die die großen Erschütterungen 
nicht hinter sich, sondern vor sich hat. Noch schlagen wir uns mit den 
Problemen einer industriellen Gesellschaft herum, und schon Ist eine Welt 
im Kommen, die vor allem bestimmt sein wird durch elektronische Rechner, 
durch Fernsehen, Medienverbund, kurz, durch die Allgegenwart der Information 
und durch den fast unbegrenzten Gebrauch der Atomkraft. 

Wir und die nächste Generation werden noch keine Zeit haben, uns in dieser 
sich stürmisch weiterbewegenden Welt fest anzusiedeln. 

Meine Freunde! Parteitage finden vor der Öffentlichkeit statt. Zunächst war 
das einmal in der Union so, daß die Repräsentanten des Parteivolks sich 
zu Parteitagen versammelt haben, um zu hören, was die Parteiführung sagt. 
Das hat sich langsam und seit Berlin 1968 fundamental geändert. Heute sind 
die Delegierten unserer Partei zusammen, um auch der Parteiführung zu 
sagen, wie das Partelvolk denkt. Nur in diesem Dialog kann das Verhältnis 
zwischen Parteivolk und Parteiführung Im Gleichgewicht bleiben. In diesem 
Dialog, meine Freunde, müssen die Wähler, das Volk mit einbezogen werden. 
Deswegen haben wir ja die Presse bei uns zu Gast. Die Partei hat im 
vergangenen Jahr einiges getan, um das Verhältnis zur Presse aktiver zu 
gestalten. Es ist nicht beim Bemühen geblieben. Ich meine, es haben sich 
auch Erfolge eingestellt. Noch Ist die Presse dabei, mehr für die Chancen der 
Regierung zu plädieren. Aber das erste Jahr ist vorbei, jenes Jahr, das jeder 
Regierung als Wartefrist eingeräumt wurde, ehe sie auf kritische Distanz 
gegangen ist. Und vergessen wir eines nicht: Die Presse hat doch den 
Wechsel, aus welchen Gründen auch immer, gewollt, und so leichttätig Ist 
sie nun einmal nicht, daß sie schon im ersten Jahr auf Gegenkurs gehen 
würde. Es wäre Im übrigen töricht, die kritische Distanz der Publizistik 
insgesamt beseitigen zu wollen. Die kritische Distanz macht das Berufsethos 
der Journalisten aus. Diese kritische Distanz, davon bin Ich überzeugt, wird 
sich auch im Verhältnis zur Regierung wieder einstellen. Wir müssen den 
Journalisten im übrigen schon zumuten, was sie uns selbst zumuten: allen 
Freimut, alle kritische Härte und alle Unbeugsamkeit in der Pflicht gegenüber 
unserem Land, die von uns selbst gefordert wird. 

Meine Freunde! Das ganze Jahr über hat uns in fast regelmäßigen Abständen 
eine ärgerliche Diskussion begleitet. Ich meine die Diskussion um unsere 
Führungsprobleme. Es ist sicher eine ernste Frage, ob der Parteitag In 
Mainz für die Parteiführung die Form gefunden hat, die alle Kräfte der Partei 
am besten zur Wirkung bringt. Ich persönlich bin in einem Jahr Erfahrung 
zu der Überzeugung gekommen, daß die Führung künftighin stärker konzen­
triert und die Arbeit der Union In Fraktion und Partei soweit als möglich Inte­
griert werden sollte. Aber das werden wir uns auf den nächsten Parteitag 
hin sorgfältig zu überlegen haben und dann auch entscheiden müssen. 

Im übrigen, meine Freunde, können wir ein Jahr nach Mainz ohne Überheblich­
keit sagen: Die Union hat sich In der Rolle der parlamentarischen Opposition 
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rasch zurechtgefunden. Sicher, die Regierung hat uns das nicht sonderlich 
schwer gemacht. Nach den schönen Reden, nach der Regierungserklärung 
und dem Bericht zur Lage der Nation Ist vom Kanzler der Inneren Reformen 
herzlich wenig sichtbar geworden. 

(Beifall) 

Im Gegenteil, die erste Voraussetzung der meisten Reformen, eine stabile 
Wirtschaft, Ist durch die Handlungsunfähigkeit der Regierung verwirtschaftet 
worden. Was mit großem Elan als der große Wurf — ich meine die neue 
Ostpolitik — mit geradezu inflationärer Hektik betrieben wurde, hat sich von 
Monat zu Monat mehr als das entpuppt, was sie leider wirklich ist, das Ja 
dieser Regierung zur Westpolitik der Sowjetunion. 

(Beifall) 

Trotzdem war ein gut Stück Arbeit notwendig, um das wahre Gesicht dieser 
Regierung und hinter ihrer Geschäftigkeit und Geschwätzigkeit Ihre Unfähig­
keit sichtbar zu machen. Wie das In erster Linie die Fraktion bewältigt hat, 
ohne daß die Nahtstellen unserer Partei aufgebrochen sind, wie es die 
Fraktion geschafft hat, der Regierung Immer wieder Verantwortung abzu­
zwingen, wo diese sich durch Gerede und durch doppelzüngige Informations­
politik zu entziehen vermochte und versuchte, das wird uns morgen Rainer 
Barzel berichten. 

Auch die Partei hat die Organisation und den Stil Ihrer Arbelt den neuen 
Notwendigkeiten angepaßt. Der Apparat ist elastischer, für wechselnde Auf­
gaben einsatzfähiger geworden. Der Geschäftsbericht, den ich schriftlich vor­
gelegt habe, gibt einen Überblick darüber, was wir In der Organisation er­
reicht haben und was wir noch erreichen müssen. Auch das war harte 
Arbeit, und dafür haben wir dem Bundesgeschäftsführer der Partei, unserem 
Freund Rüdiger Göb, zu danken. 

(Beifall) 

Meine Freunde, ich habe In Mainz einige Erfahrungsregein aufgezählt, die 
bisher Im Verhältnis der Regierung zur Opposition gegolten haben. Ich habe 
daran die Frage geknüpft, ob es uns gelingen würde, die eine oder andere 
von Ihnen außer Kraft zu setzen. Heute können wir die Antwort geben. Gerade 
im entscheidenden Punkt hat die Regierung Ihren Vorteil nicht zu nutzen 
verstanden. Die Regierung — so habe Ich damals die Erfahrungen zusammen­
gefaßt — besitze offensichtlich von vornherein eine größere Glaubwürdigkeit 
als die Opposition. Nun, die Regel mag gelten, aber von dieser Regierung 
Ist sie nicht realisiert worden. 

(Beifall) 

Noch nie besaß eine Regierung der Bundesrepublik so wenig Glaubwürdigkeit, 
noch nie war eine Regierung so in Verlegenheit um Eideshelfer im Inland 
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wie im Ausland, noch nie ist eine Regierung so oft über ihr eigenes Wort 
gestolpert wie diese, 

(Beifall) 

noch nie hat sich eine Regierung der Bundesrepublik Deutschland fn sol­
chem Maße einer offenen Darstellung und Diskussion ihrer Ziele entzogen. 
Wie sollte auch eine Regierung glaubwürdig sein, die von Gemeinsamkeit viel 
redet, deren stärksten Mann es aber keinen Deut schert, in den schwierigsten 
Fragen der Nation Zwietracht in unser Volk zu bringen und die dann diese 
Zwietracht noch dazu mißbraucht, mit verleumderischen und heimtückischen 
Argumenten die Opposition zu verteufeln. Haben nicht Sprecher dieser Koali­
tion versucht, uns mit rechtsradikalen Kampfaktionen in Verbindung zu brin­
gen? Ist nicht eben erst gesagt worden, die CDU arbeite mit der SED zu­
sammen? Hat nicht der Bundeskanzler selbst uns ein tätiges Interesse an wil­
den Streiks unterstellt und diese Behauptung erst zurückgenommen, als der 
Tag, auf den sie gezielt war, der Wahltag in Nordrhein-Westfalen, längst ver­
strichen war? Hat uns nicht Finanzminister Möller geistige Verwandtschaft mit 
dem Nationalsozialismus unterstellt? Meine Freunde, was die Sozialdemokra­
ten von ganz links bedrängt, das würden sie uns gern, aber von ganz rechts, 
in die Schuhe schieben. Meine Freunde, niemand In unserer Partei, niemand 
in der Union hat mit rechtsradikalen Ideen und Organisationen auch nur Ir­
gend etwas zu tun. 

(Lebhafter Beifall) 

Wir machen nur eines nicht mit: die Verteufelung, die den sozialdemokra­
tischen Agitatoren so leicht von der Hand geht. Hat Herr Wehner nicht sogar 
behauptet, wir, die Union, wir, die wir diesen Staat 20 Jahre lang Im inneren 
Frieden gestaltet haben, wir schürten die physische Mordlust. Sieht diese Re­
gierung nicht, daß sich aus solcher Propaganda der Haß und daß sich aus 
dem Haß der Terror entwickeln könnte? 

Wie steht es denn mit der Äußerung von Ministerpräsident Kühn, notfalls 
würden die Sozialdemokraten die Straßen leerfegen? Wie steht es mit dem 
Wort von Herrn Bahr, die deutsche Arbeiterklasse würde es nicht dulden, 
wenn diese Regierung gestürzt würde? 

Meine Freunde, das ist nicht die Sprache des Friedens und auch nicht die 
Sprache demokratischer AuseinandersetzungenI 

(Beifall) 

Die Regierung soll führen und nicht verführen, sie soll Frieden stiften, nicht 
Unfrieden verbreiten! Vom Streit, von Verleumdung und vom Haß profitiert al­
lein die UnfreiheitI 

In Mainz habe ich gesagt, mit der CDU verbinde sich leichter der Gedanke 
an die Herkunft, weniger der an die Zukunft des Landes. Inzwischen, meine 
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Freunde, haben die Wähler erklärt, wie sie uns sehen: Sie sehen uns als die 
Partei der Gegenwart. Die Wahlen des vergangenen Jahres haben uns 
das eindrucl<svoll bestätigt. 

Die Bürgerschaftswahl in Hanriburg stand noch ganz im Zeichen des Bon­
ner IVIachtwechsels. Unsere Hamburger Freunde hatten hart zu kämpfen gegen 
das junge Prestige der neuen Koalition. 

Unter den dann folgenden fünf Landtagswahlen ist keine, die wir nicht eben­
falls als Erfolg werten dürften. 

Im Saarland und in Bayern erhielt die Union eine klare, absolute IVIehrhelt. 

In Nordrhein-Westfalen konnten wir den Rang der stärksten Partei zurück­
erobern. In Niedersachsen und in Hessen haben wir ein Ergebnis erzielt, wie 
nie zuvor In diesen Ländern. 

Diese Erfolge sind die Frucht unserer Arbeit in den Ländern und Im Bund. 
Sie sind aber auch an Namen geknüpft, an unsere Repräsentanten im Bund 
und in den Ländern, an unsere Freunde. 

Ich bleibe in der Reihenfolge der Wahlen: An unsere Freunde Rollmann, Köpp-
ler. Hasselmann, Röder, dann Dregger und Goppel, aber auch an Kiesinger 
und Strauß, an Barzel, an Kohl und Stoltenberg, an Schröder und Katzerl 

(Beifall) 

Ich könnte, ohne in Verlegenheit zu kommen, noch gut ein Dutzend mehr 
anfügen. 

Meine Freunde, das sind alles Namen, bei denen sich von selbst die Frage 
stellt: Wo bleiben eigentlich die besseren Männer der SPD, von denen vor 
den Wahlen so laut die Rede war? 

(Beifall) 

Dieser Mythos von den besseren Männern ist gehörig entlarvt worden, und 
die Konstellationen in den Ländern waren doch nur noch eine Bestätigung 
für die personelle Misere der SPD insgesamt. 

Daß die Sozialdemokraten die Ergebnisse der Landtagswahlen zu einer 
Bestätigung ihrer Bonner Politik umfrisieren wollten, ist ihre Sache. Lassen 
wir sie bei diesen Wunschträumen. Von mir aus können sie weiterhin solche 
Erfolge haben wie in Hessen und Bayern. 

Uns haben die Wahlen zwei Sachverhalte klargemacht: 

Im Vergleich der Ergebnisse der Bundestagswahlen und der Landtagswahlen 
seit 1949 ergibt sich, daß die Union ab 1953 immer eine eindeutige Mehrheit 
für ihre Außenpolitik, für ihre Wirtschaftspolitik und für ihre Sozialpolitik 
erringen konnte, daß sie aber den kulturpolitischen Erwartungen eines be­
trächtlichen Teils ihrer Wähler nicht zu entsprechen vermochte. Anders, meine 
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Freunde, läßt sich das regelmäßige Abfallen bei den Landtagswahlen nicht 
erschöpfend erklären. 

Die Ergebnisse der Landtagswahlen des vergangenen Jahres lassen für uns 
zwei Tendenzen erkennen. Einmal, daß die Wähler nach wie vor, ]a nach einem 
Jahr Regierung Brandt verstärkt den Unionsparteien außen-, wirtschafts- und 
sozialpolitisch mehr zutrauen als den Sozialdemokraten! 

(Beifall) 

Und zweitens, daß das kulturpolitische Mißtrauen im Schwinden ist. Wir wer­
den allerdings hier noch einiges zu tun haben, um auch hier mit vollem Erfolg 
für die Zukunft bestehen zu können. 

Und dann, meine Freunde, müssen wir ein Weiteres zur Kenntnis nehmen: 

Es gibt immer noch ausreichend Wähler, die dem Zweipartelensystem gegen­
über ihre Reserven haben. Wir werden deswegen mit der FDP auch in Zu­
kunft rechnen müssen, und das heißt, daß auch in Zukunft relative Mehrheiten 
des Wählerwiliens in eine Minderheit im Parlament verwandelt werden 
können. Wir haben das Im Bund und dann ein zweites Mal in Nordrheln-
Westfalen erlebt. Was das für die anstehenden Landtagswahien und für die 
nächste Bundestagswahl bedeutet, was das für die Ziele bedeutet, die wir uns 
da und dort zu setzen haben, brauche Ich wohl kaum zu sagen. 

Meine Freunde, vor den Bundestagswahlen hat es so etwas wie einen Burg­
frieden zwischen den verschiedenen Gruppen der Neuen Linken In der SPD 
und der Parteiführung gegeben. Inzwischen ist die Janusköpfigkeit dieser Par­
tei wieder voll sichtbar geworden. Den Jungsozialisten beteuern die Partei­
führer Ijeschwörend, sie seien doch Sozialisten, aber gerade wenn man den 
Soziaiismus verwirklichen wolle, müsse man zunächst dafür sorgen, die Wäh­
ler zu gewinnen, man dürfe vor allem die Wähler nicht verschrecken, die man 
doch brauche. Meine Freunde, wir müssen deswegen den Wählern sagen, daß 
es Sozialisten in der SPD gibt, Sozialisten verschiedener Provenienz, daß es 
verschiedene Programme gibt, eines, um damit an die Macht zu kommen, 
und ein zweites, um dann den Sozialismus zu verwirklichen. Wir müssen des­
wegen das sagen, auch wenn der sozialdemokratische Parteivorsitzende dann 
von Volksverhetzung spricht. 

(Beifall) 

Meine Freunde, ich habe den Hinweis auf die sozialistische Problematik der 
SPD bewußt an das Ende meiner Übersicht über die Situation gestellt. Er 
macht deutlich, was nach den Erfolgen in den Wahlkämpfen in unseren Rei­
hen leicht verdrängt wird, er macht deutlich, daß wir in einer grund­
sätzlichen Auseinandersetzung stehen. Und dabei denke ich mehr an den 
Herbst 1973 als an die Chancen unterwegs. Den sicheren Termin für die 
Entscheidung zwischen uns und den Sozialdemokraten bringt auf alle Fälle 
der Herbst 1973. 
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Sicher, wir sind nicht nur die stärl<ste Opposition, die der Bundestag jemais 
gel<annt hat, wir sind alier Wahrscheinilchl<eit nach auch die iatente iVlehr-
heitspartel. Aber die SPD hat seibst diese schmale Basis des Vertrauens 
verspielt; ihre Unfähigl<eit, der wirtschaftlichen Probleme Herr zu werden, 
ihr Versagen vor dem selbsterhobenen Anspruch, eine Regierung der inne­
ren Reformen zu steilen, ihr erschreckender Verlust an Glaubwürdigi<eit und — 
hinter all dem — Ihr ungeklärtes Verhältnis zum Sozialismus, das alles macht 
ihren Anspruch, diesen Staat zu führen, immer fragwürdiger. 

(Einzelner Beifall) 

Ein Blick über diese Lage offenbart eine so deutliche Führungsschwäche der 
SPD, beweist eine derartige konzeptionelle Unfähigkeit der derzeitigen Re­
gierung, daß man mit einer klaren Wende zum Besseren in absehbarer Zelt 
nicht rechnen kann. 

Angesichts dieser Fakten müssen wir in unseren Überlegungen zur oppositio­
nellen Strategie davon ausgehen, daß auch die nächsten l\^onate von einer 
schleichenden Regierungskrise gekennzeichnet sein werden. 

Wenn es stimmt, was die Sachverständigen der Wirtschaft nahezu einmütig 
gesagt haben, wenn wir ein Abflauen der Kon|unktur bei gleichzeitig steigen­
den Preisen vor uns haben, wenn wir nicht nur mit einer Unsicherheit über 
die Zukunft des Geldes, sondern auch mit der Sorge um die Sicherheit des 
Arbeitsplatzes zu rechnen haben, dann wird es schwerhalten, in unserem 
Volk das Vertrauen an die produktive Kraft der Freiheit ungebrochen zu erhal­
ten. Wenn es sich weiterhin herausstellt und wenn bestätigt wird, was 
wir von Anfang an befürchtet haben, daß die Sowjetunion über die Ostver­
träge ihre Westpolitik durchsetzt und sich einen Deut darum schert, welche 
Wunschträume die Regierung Brandt mit dieser Politik verbunden hat, dann 
wird aus der abwartenden und wachsenden Sorge herbe und gefährliche Ent­
täuschung. 

Wir müssen davon ausgehen, daß die SPD alles tun und alles In Kauf nehmen 
wird, um an der i\/lacht zu bleiben. Die Sozialdemokraten werden ihre Er­
folge einfach in die Zukunft projizieren und die Konsequenzen aus ihrem Ver­
sagen nicht ziehen. Sie werden die Regierungsbank nicht räumen. Das 
macht auch die sauberste Lösung, den Weg zu Neuwahlen außerhalb des 
normalen Zyklus, wenig wahrscheinlich. Deswegen noch einmal: Richten wir 
uns mit unserer Opposition langfristig auf die Wahlen im Herbst 1973 ein! 

Dafür, meine Freunde, ist folgendes zu bedenken: Angesichts eines Kabinetts, 
das allen Schwierigkeiten und aller Kritik zum Trotz auszuharren entschlossen 
ist, würden unsere parlamentarischen Waffen bald und vorzeitig stumpf wer­
den, wenn wir uns in einer Opposition der Kleinigkeiten verlieren würden. 
Das Nein der Opposition muß dort gesprochen werden, wo das Wesentliche 
falsch entschieden werden soll. Wir werden lernen müssen, gelegentlich zu 
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manchem zu schweigen, was uns am Herzen liegt, um unserer Ablehnung 
In entscheidenden Punl<ten das nötige Gewicht zu erhaiten. Unser Inter­
esse muB es sein, in die Auseinandersetzung wieder einen großen Stil zu 
bringen, unsere Aufgabe, in entscheidenden Fragen die Alternative zu profi­
lieren. Und diese entscheidenden Fragen, meine Freunde, kreisen Im Grunde 
alle um die Freiheit: um die Freiheit der 17 Millionen Deutschen in der DDR, 
um die Freiheit Europas, um die Freiheit als strukturierendes Element unserer 
Gesellschaft. 

Zu dieser Diskussion unseres Begriffes von der Freiheit gehört dann auch 
die Erörterung des Demokratieverständnisses, die Debatte um den Begriff 
„Demokratisierung" und seine politischen und gesellschaftlichen Konsequen­
zen. Meine Freunde, diese Formel von der Demokratisierung wollen die So­
zialdemokraten nicht aufgeben, diese Formel, die ihnen die sprachlichen, aber 
auch nur die sprachlichen Mittel an die Hand gibt, um das noch immer un­
gelöste Dilemma jedes demokratischen Sozialismus zu verhüllen. Meine Freun­
de, es muß uns doch hellhörig machen, daß diese Begriffe in den Texten 
der Sozialisten und nicht erst heute immer dort eingesetzt werden, wo die 
klaffende Lücke zwischen Demokratie und Soziallsmus durch einen die Zu­
kunft anvisierenden Prozeß überbrückt werden soll. 

(Beifall) 

Daß der Parteivorsitzende der SPD auf die klar gestellte Frage, was er unter 
Demokratisierung verstehe, erklärt, er könne das nicht genau sagen, aber 
er wisse, daß es in diese Richtung weitergehen müsse, verrät doch die 
ganze Unsicherheit. 

Aber lassen Sie uns das noch einmal zurückstellen; lassen Sie uns erst 
die übrigen Themen nennen, auf die sich unsere Arbeit als Opposition, auf 
die sich unsere Auseinandersetzung mit der SPD um Sinn und Wert der 
Freiheit konzentrieren sollen I 

Hier wird die Ostpolitik nach wie vor an führender Stelle stehen. Auch ohne 
das Zutun der Opposition werden die Verträge und wird die Orientierung 
unserer Politik, die sich in ihnen ausdrückt, die Bundesregierung mit Ihren 
begrenzten Kräften in Atem halten. Für uns ist letztlich nur ein Maßstab ent­
scheidend. Niemandem in unseren Reihen geht es um jenen verbrauchten und 
mißbrauchten Begriff der Nation im Sinne des Nationalismus. 

Aber eines ist unserem Volk und uns allen als Aufgabe geblieben. Ich meine, 
die Nation, die sich als geschichtlich gewachsene Gemeinschaft von Menschen 
versteht, die selbst fortlaufend darüber entscheidet und entscheiden kann, wie 
sie ihr Leben gestalten will. Die Freiheit des Staates, die Freiheit der Na­
tion ist in erster Linie Garant für die Freiheit als das strukturierende Element 
unserer Gesellschaft. Um diese Freiheit geht es und um nichts anderes. 

(Beifall) 
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Niemand anderer als Herr Wehner hat erklärt, er möchte nicht, da3 sich an 
der Frage der Oder-Nelsse-Grenze die Demokratie und das nationale Inter­
esse wieder voneinander trennen ließen. Aber, meine Freunde, das steht in 
einem Buch, das inzwischen schon vier Jahre alt ist, und vier Jahre sind für 
die Bekenntnisse eines Sozialdemokraten offensichtlich schon eine lange 
Zeit. Damals hat Wehner auch erklärt, mit der Illusion, durch Vorwegnahme 
einer friedensverfraglichen Regelung der Grenzfrage einen Schritt weiter­
zukommen, mit dieser Illusion sei auch nichts zu schaffen. Und er fragte 
damals, wer uns denn das Recht gäbe, auf ein Recht derjenigen Deutschen 
zu verzichten oder es aufzugeben, die unter den ihnen auferlegten Herr­
schaftsverhältnissen nicht imstande seien, ihr Recht wirksam geltend zu 
machen. 

Meine Freunde, heute fragen wir das. Wir stellen diese Frage unverändert, 
weil in vier Jahren nichts geschehen sein kann, was dieses Recht verändert 
oder gar vernichtet haben könnte. 

(Lebhafter Beifall) 

Diese Politik, die von der Pflicht zur Freiheit für die 17 Millionen Mitbürger 
weniger bewegt wird als von dem Wunsch und den mehr als vagen Chancen 
zur Versöhnung, verfehlt selbst dieses Ziel. Denn das ist eben keine Ver­
söhnung, die dafür die Freiheit von 17 Millionen Menschen einfordert. 

(Beifall) 

Meine Freunde, da nützt es auch nichts, die Geschichte so umzudeuten, 
wie es gerade in den Kram paßt. Es ist doch einfach nicht wahr, meine 
Freunde, daß sich das Deutsche Reich in zwei deutsche Staaten ver­
wandelt habe. 

(Zustimmung) 

Wer das sagt, der übertüncht mit einer gefälligen Formulierung die harte 
Wahrheit unserer Geschichte, 

(Beifall) 

die Wahrheit nämlich, daß auf dem Boden des Deutschen Reiches durch Druck 
und Zwang der Sowjetunion unter Verletzung aller Absprachen der Sieger­
mächte und gegen den Willen der Bevölkerung ein Teil Deutschlands ab­
gespalten und zu einem Staat des Zwanges und der Unfreiheit geformt 
worden ist. 

(Lebhafter Beifall) 

Und auch heute noch ist das Signum dieses Staates der Zwang und nicht 
die. freie Wandlung des Selbstverständnisses der Deutschen dort zu einem 
eigenen nationalen Willen. Man kann in der Geschichte nichts dadurch 
wiedergutmachen, daß man mit der Freiheit seiner Landsleute leichtfertig um­
geht; auf die Freiheit für Deutschland kann man nicht in Teilen verzichten, um 
sie dann in Teilen retten zu wollen. 
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Meine Freunde, als innenpolitische Schwerpunkte von einigem Belang sehe 
ich insbesondere dies: den Versuch der Regierung, die Rolle der Familie 
in Staat und Gesellschaft neu — und das soll heißen: weniger konstitutiv — 
zu bestimmen, zum anderen die Frage nach dem Wert des Eigentums und in 
Ihrem Umkreis das Thema der Mitbestimmung. Ich will zu dem, was auf die 
Familie zukommt, nur an dieser Stelle ein kurzes Wort sagen, hier kann ich 
mich auf eine Übereinstimmung in der Partei verlassen, die keiner großen 
Verständigung bedarf. Aber, meine Freunde, die Agitation des linken Anarchis­
mus will die Institution der Familie völlig abschaffen. Sie erblickt in ihr das 
historisch überlebte Produkt einer feudalistischen Eigentumsideologie, das 
Obungsfeld kapitalistischer Unterjochungspraktiken und ganz generell ein 
Hemmnis für die freie menschliche Entwicklung. Wir sind uns mit diesen 
extremen Kritikern in einem Punkt völlig einig: die Familie ist nach wie vor 
ein wesentliches Strukturelement, die Familie ist ein fundamentaler Baustein 
unserer freiheitlichen Gesellschaft. Und, meine Freunde, wer gegen sie zum 
Angriff antritt, der weiß, was er aus den Angeln heben will, 

(Beifall) 

nämlich die Chance des Individuums, sich in behüteter Distanz zu kollektiven 
Erziehungseinflüssen zu entwickeln und bleibende soziale Erfahrungen in 
einer Gemeinschaft zu sammeln, in der eine sozial gebundene Freiheit modell­
artig gelebt wird. 

(Beifall) 

Gewiß, die SPD ist von dieser extremen Kritik der Familie weit entfernt, 
wenn deren Ausläufer auch in die Partei hineinreichen. Meine kritische An­
merkung zielt auch nicht nur auf den Eherechtsentwurf der Bundesregierung, 
wie er zur Diskussion vorgelegt worden ist, wenngleich er im konkreten 
Fall Ehe und Familie als Institution leichtfertig dem subjektiven Verdikt 
unterwirft. Ich meine genauso die unverständlichen Bemühungen, der Porno­
graphie in Deutschland das Feld für das Geschäft freizugeben. 

(Beifall) 

Meine Freunde, hier genügt es nicht abzuwarten, bis Tatbestände vorlie­
gen, die politisch zu regeln sind. Hier müssen wir die geistige Auseinander­
setzung von uns her aufnehmen, wenn wir nicht Vollstrecker eines Willens 
werden wollen, der in den Schreibstuben der Kathedersoziallsten vorpro­
grammiert wird. 

Meine Freunde, das gilt In gleichem Maße für den vielleicht wichtigsten Punkt 
unserer politischen Arbeit, für die Bildungspolitik. Da ist es an der Zelt, daß 
wir uns selbst einer sorgfältigen Kritik unterziehen, daß wir uns der kritischen 
Frage stellen, inwieweit wir unsere Modelle noch auf eigenem Grund und wo 
wir sie bereits auf übernommenen Vorurteilen der Linken aufbauen. Spielt 
in den Bildungssystemen, die bei uns entworfen werden, noch die Freiheit 
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eine führende Rolle, die Freiheit zur Individuellen Entwicklung, auch die Frei­
heit zum Scheltern, oder gibt auch bei uns schon das Leitbild der Egali­
sierung den Ton an? Lassen wir noch Raum für ein Menschenbild, dem auch 
der Eigenwuchs der Person und eine persönliche Auseinandersetzung mit 
Gott, Welt und Geschichte entspricht, oder orientieren auch wir uns schon fast 
ausschließlich am Leitbild der Funktionsfähigkeit In der Gesellschaft, In einer 
Gesellschaft, die es dann nicht duldet, daQ ein Kopf Ober die Menge 
hinausragt? 

Meine Freunde, das sind Fragen, die Ich nicht ohne Grund stelle, Fragen, die 
auf diesem Parteitag diskutiert werden müssen. Es muß doch beunruhigen, daß 
auch wir lange Zeit miteinander über die Hochschulfragen In Begriffen gespro­
chen haben, die fremden Anschauungen entstammen, ohne daß wir Wesen 
und Aufgabe der Hochschule In einer Gesellschaft, wie wir sie uns vorstellen, 
abschließend diskutiert und zuerst definiert hätten. Erst In den letzten Wochen, 
meine Freunde, ist in Zusammenarbeit zwischen der Bundestagsfraktion, dem 
kulturpolitischen Ausschuß der Partei und unseren Kultusministern ein Ent­
wurf erarbeitet worden, unser Entwurf für ein Hochschulrahmengesetz, der die 
Frage nach der Freiheit an der Hochschule, nach der Freiheit von For­
schung, Lehre und Studium In klarer Form stellt; denn um Freiheit geht es 
auch hier, um die Freiheit vor dem Zugriff der aktiven Minderheiten, denen 
eine demokratisierte Universität zum Opfer zu fallen droht. Die Hochschule, 
meine Freunde, wird nur In Verbindung mit dem Staat die Kraft aufbringen, 
sich selbst, einer von alten Schlacken befreiten Hochschule die kritische Di­
stanz der vom Grundgesetz garantierten Freiheit zurückzugeben. Hier ver­
sagen alle Konzepte, die den Staat negieren und die Entwicklung allein der 
Gesellschaft überlassen wollen. 

Diese Themen, meine Freunde, das Demokratieverständnis, die Ostpolitik, 
die Eigentumsfrage sowie die Familien- und Bildungspolitik, diese Themen, 
in denen sich unsere Auffassung von Freiheit gestaltend niederschlägt, diese 
Themen sollten die Schwerpunkte der großen Kontroverse bilden, zu der wir 
unsere Arbeit als Opposition formieren wollen. Diese Themen, die Proble­
matik, die sie enthalten, ihr geistiger Gehalt, werden deswegen auch die Dis­
kussionen dieses Parteitages weitgehend bestimmen. 

Meine Freunde, es Ist ein müßiger Streit, ob die Programmkommission das 
Berliner Programm weitergeschrieben oder mehr ein neues Programm vor­
gelegt habe. Das viel Wichtigere ist folgendes: In der Programmkommission 
ist immer wieder eine intensive Diskussion des Grundsätzlichen den Formu­
lierungen Im Konkreten vorausgegangen. Diese Diskussion des Grundsätz­
lichen mußte dann immer wieder, well die Termine drängten, unterbrochen 
werden. Ihre Ergebnisse und auch das, was strittig geblieben ist, wurden in 
dem Entwurf der Programmkommission und werden ebenso In dem Entwurf 
des Vorstandes transparent. Wir hatten auch noch den Entwurf für ein 
Grundsatzprogramm vorliegen, der Im wesentlichen im Bereich des Evange-
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lischen Arbeitskreises entstanden ist; auch er konnte nicht abschiießend 
beraten und in dieses Aktionsprogramm eingearbeitet werden. 

Aber, meine Freunde, wir müssen der Programmkommission und ihrem Leiter, 
unserem Freund Kohi, dafür danken, daß sie ihren Entwurf als Disposition der 
Beratungen nicht zuletzt auch auf diese Schwerpunkte hin ausgesprochen an­
regend formuliert hat. Dieser Entwurf hat geleistet, was er leisten sollte, er 
hat der Diskussion Sporen gegeben, er hat pointiert, was nicht verlorengehen 
sollte, und er hat die Partei geistig und moralisch gefördert. Die Vorlage 
des Vorstandes hat die ersten Stellungnahmen der Partei verarbeitet, im 
übrigen gekürzt, manches auf das Realisierbare beschränkt und sich sonst 
um gemeinverständliche Klarheit in der Aussage bemüht. Mit diesem Tage 
beginnen die abschließenden Beratungen, an deren Ende Entscheidungen 
stehen werden. 

iVleine Freunde, ich weiß und wir wissen alle, daß sich das öffentliche Inter­
esse stark darauf konzentriert, was wir zur Mitbestimmung entscheiden 
Werden. Nach den jahrelangen Diskussionen gibt es kaum noch eina 
Erwägung, kaum ein Argument und kaum einen Gesichtspunkt mehr, der 
nicht irgendwann zur Geltung gebracht und überlegt worden wäre — und 
das ist gut so! Dieses Thema verträgt es nicht, daß man leichtfertig mit 
ihm umgeht. Hier überschneidet sich Überkommenes und Neues, Bewährtes 
und zu Bewährendes. 

Aber, um was geht es, meine Freunde? Es geht einmal um das Eigentum, 
um Rechte und Pflichten, die mit dem Eigentum verbunden sind, um das 
Eigentum, das Voraussetzung und Ausdruck von Freiheit ist. Es geht aber 
auch um die Arbeit, um Ihre Rechte, um ihre Pflichten und um das, was die 
Arbeit für die Freiheit des Menschen bedeutet. 

Für unsere Frage, für die Beantwortung dieser Frage muß heute folgendes 
bedacht werden: Meine Freunde, es hat einmal eine Zeit gegeben. In der ein 
so fortschrittlicher Mann wie Freiherr vom Stein davon ausgehen konnte, 
daß das Eigentum Ausdruck und Voraussetzung bürgerlicher Freiheit überhaupt 
sei. Doch inzwischen haben sich die Verhältnisse geändert. Wir können heute 
nicht mehr von einem Eigentumsbegriff ausgehen, der den rechtlichen und 
tatsächlichen Gegebenheiten unseres Jahrhunderts nicht mehr entspricht, der 
aus ganz anderen soziologischen Bezügen auf uns gekommen ist. Der weitaus 
größere Teil unseres Volkes bezieht heute seine materielle Sicherheit und 
seine materielle Freiheit nicht mehr in erster Linie aus dem Eigentum. Es ist 
doch so, daß heute der Beruf, der sichere Besitz eines Arbeitsplatzes, 
Stabilität des Geldwertes und ein vernünftiges Wachstum der Wirtschaft für 
den Arbeitnehmer wenigstens In gleicher Weise Vorbedingungen zur Ent­
faltung seiner persönlichen Freiheit sind, wie es früher einmal nur für das 
Eigentum gegolten hat. 

(Zustimmung) 
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Meine Freunde, mir liegt es fern, die Rolle des Eigentums als Ordnungs-
fal<tor In unserer Gesellscliaft, seine Bedeutung für die Freiheit zu verl<ennen. 
Es gibt keine freiheitliche Gesellschaft ohne Eigentum. Deswegen geht es 
uns auch ja darum, dieses ständig wachsende Eigentum möglichst breit zu 
streuen. Warnen möchte ich nur davor, eine Ideologie zu entwicl<eln, die einer 
Verständigung, das heißt dem Verstände, im Wege sein müßte. 

Meine Freunde, es gibt aber auch das Ideologisieren dieser Frage von der 
anderen Seite; da ist von Entfremdung und dem Aufheben dieser Ent­
fremdung und natürlich wieder von der Demokratisierung die Rede. Wir 
sollten bei unseren Beratungen die Eigentumsideologie des 19. Jahrhunderts 
ebenso aus dem Spiele lassen wie die Demokratisierungsideologie der Sozial­
demokraten. 

(Beifall) 

Um was es geht, ist, den Betrieb und das Unternehmen so zu verfassen, daß 
der Unternehmenszweck — die optimale Produktivität — in menschenwürdiger 
Weise gefördert wird; und das kann dann letztlich auch nur in der Weise 
geschehen, wie es von den Beteiligten, von allen Beteiligten als vernünftig 
akzeptiert wird. 

Meine Freunde, vorerst scheint die Mitbestimmungsfrage unser Monopol zu 
sein. Die Parteien der Koalition, die Regierung der inneren Reformen, findet 
offensichtlich nicht die Kraft, sich diesem Thema umfassend zuzuwenden. 
Immer wieder höre ich als Rat oder Warnung, wir sollten doch froh sein, 
daß die Mitbestimmungsfrage blockiert sei und daß wir dieses heiße Elsen 
nicht anzufassen brauchten. Meine Freunde, das ist ein schlechter Rat und 
eine falsche Warnung. Wir stellen uns dieser Frage nicht, weil wir heute 
weniger und morgen mehr dazu gezwungen wären. Wir haben diese Frage 
aufgegriffen, weil wir glauben, daß die Antwort auf sie reif und fällig Ist. 
Wie immer unsere Diskussion beendet wird, wie immer unsere Entscheidung 
ausfällt, wir werden die Regierung damit konfrontieren, wir werden sie zur 
Stellungnahme zu zwingen wissen. 

Meine Freunde, überall, wo von Demokratisierung gesprochen wird, ist ein 
ernstes Problem zur Frage und zur Entscheidung gestellt — auch dort, wo bei 
uns davon die Rede ist. Wir müssen dabei immer das doppelte demokratische 
Prinzip im Auge behalten: einmal das der Machtübertragung, der Macht­
ausübung und der Machtkontrolle, dann zweitens aber auch jenes der 
Normenbildung, und zu ihm gehört, wie jeweils die Grundwerte der Demo­
kratie für Staat und Gesellschaft erfahren und als allgemeinverbindlich 
verstanden werden. 

Der Staat darf sich nicht von seiner Verantwortung zurückziehen und das, 
was er in der Verantwortung für die Freiheit und das Wohl aller zu regeln hat, 
Teilen oder Gruppen der Gesellschaft überlassen, nur weil das bequemer 
oder gerade Mode ist. Denn eine solche Vergesellschaftung des Staates führt 
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zwangsläufig zur Herrschaft aktiver Minderheiten — meine Freunde, wir 
erleben das heute exemplarisch an der demolcratisierten „Freien Universität" 
in Berlin. 

(Zustimmung) 

Staat und Gesellschaft sind in der Demokratie nun in Wirklichkeit nicht 
streng zu scheiden. Im Gegenteil, sie wirken in vielfältiger Weise zusammen 
und aufeinander ein. Und die Versuchung ist groß für diejenigen, die den 
Staat regieren - und das sind jetzt die Sozialdemokraten —, vom Staat 
aus die Gesellschaft nach ihrem Bilde zu formieren. Dann aber wird aus 
dem Dialog der pluralen Kräfte der Gesellschaft mit den die Normen 
realisierenden Kräften im politischen Bereich von selbst jene Einbahnstraße, 
die von der Demokratie als Staatsform zur sozialen, genauer gesagt, zu der 
durch Soziallsmus erfüllten, zur vergesellschafteten Demokratie führt. 
Meine Freunde, zwischen diesen Extremen liegt unser Weg. Weder eine 
Demokratisierung, die den Staat seine Grenzen überschreiten läßt, weder 
eine Sozialisierung des Staates noch eine Verstaatlichung der Gesellschaft, 
keines der Extreme, sondern die Mitte zwischen ihnen, das ist es, was wir 
diesem Staat zu geben haben. 

Meine Freunde, die Verwirrung der Geister in unserer Zeit macht es notwendig, 
daß diejenigen, die Menschlichkeit und Freiheit nicht voneinander trennen 
wollen, klare Parole geben, daß sie sich nicht die Instrumente aufschwätzen 
lassen, mit denen sie die Zukunft gestalten wollen, daß sie sich nicht einer 
Mode hingeben, mit der die Grenzen zur Unfreiheit verwischt werden. 
Dieser Parteitag wird Klarheit schaffen. Er darf uns selbst und er darf unser 
Volk nicht im geringsten darüber im Zweifel lassen, wo die CDU steht und 
wohin sie strebt. Meine Freunde, an falschen Propheten Ist kein Mangel; 
was wir brauchen, ist der Mut zum klaren Bekenntnis, zu einem Bekenntnis, 
in dessen Mittelpunkt die Freiheit steht, wie sie allein der Würde des Menschen 
und seiner ewigen Bestimmung angemessen ist. Lassen Sie diesen Parteitag 
dieses Bekenntnis in unserem Programm ablegen, dann hat er unserer Partei 
und unserem Land eine Orientierung gegeben, an der niemand mehr 
vorbeigehen kann. 

(Beifall) 

Präsident Heinrich Köppler: Meine Damen und Herren! Wir danken unserem 
Generalsekretär für diesen politischen Bericht. Er steht selbstverständlich zur 
Aussprache; allerdings liegen dem Präsidium Wortmeldungen im Augenblick 
noch nicht vor. ich darf fragen, ob das Wort gewünscht wird? — Sonst darf 
ich Sie so verstehen, daß alle die Punkte, die der Generalsekretär an­
gesprochen hat, auch wieder Gegenstand unserer Programmberatungen sein 
werden und wir daher jetzt auf eine Aussprache verzichten können. 

(Zustimmung) 

Ich danke Ihnen, meine Damen und Herren! 
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Lassen Sie mich zunächst eine Unterlassungssünde gutnfiachen und etwas 
nachholen: In unseren Reihen befindet sich als unser Ehrengast als Vertreter 
der Bundeswehr General Dr. Roos, der Befehlshaber im Wehrbereich III. 
Wir begrüßen ihn und mit ihm die Bundeswehr besonders herzlichI 

(Lebhafter Beifall) 

Ich darf mitteilen, daB die Geschäftsführer der Frairtlonen — des Bundestags 
und der Landtage — sich morgen um 14 Uhr im Messerestaurant treffen. 

Nun, meine Damen und Herren, kommen wir, da wir in der Zeit mit unserem 
Tagungsablauf gut fortgeschritten sind, zu Punkt 10 der Tagesordnung: 
Bericht der Mandatsprüfungskommission. 

Punkt 9 der Tagesordnung wird erst nach der Mittagspause aufgerufen 
werden. — Ich darf Sie bitten. Jene Hauptunterlage in Ihrer Mappe, das 
rote Buch mit den Anträgen zum Entwurf für das Berliner Programm, 
2. Fassung, zur Hand zu nehmen. 

Erlauben Sie mir, Ihnen seitens des Präsidiums für die Behandlung und 
damit auch für das Verfahren in den nächsten drei Tagen vorweg einige 
Vorschläge zu machen! Meine Damen und Herren, Sie haben gelesen, daB 
wir unabhängig von den noch eingehenden Initiativanträgen — von der 
Möglichkeit, solche Anträge zu stellen, ist bereits Gebrauch gemacht worden — 
insgesamt 940 Abänderungsanträge zum Entwurf des Bundesvorstandes 
vorliegen haben. Das zwingt natürlich diesen Parteitag — Ich glaube, hier 
kann ich allgemeine Obereinstimmung feststellen — zu einer sehr straffen 
Diskussion und zu einem hohen MaB von sachlicher Disziplin. Aus diesem 
Grunde schlägt Ihnen das Präsidium vor — und appelliert an Sie, meine 
Damen und Herren I —, auf die Erörterung von redaktionellen Fragen 
grundsätzlich zu verzichten und lediglich die Fragen hier zur Diskussion zu 
stellen, In denen es um die Austragung von sachlichen Gegensätzen und 
unterschiedlichen Meinungen geht. 

(Vereinzelte Zustimmung) 

Wir machen Ihnen einen weiteren Vorschlag für das Verfahren: Bei der 
Zahl der Anträge, die uns vorliegen, müssen wir der Antragskommission, 
die wir gewählt haben und die ihre Arbeit aufgenommen hat, ein besonders 
hohes Maß an Vertrauen, aber auch ein hohes MaB an Steuerungs- und 
Wirkungsmöglichkeit auf diesem Parteitag geben. 

Lassen Sie nur einmal eine einzige Überlegung auf sich wirken: Wenn jeder 
der gestellten Anträge auch nur In einer Dauer von drei Minuten begründet 
würde, dann würde das für diesen Parteitag einen Zeitaufwand von 50 Stunden 
bedeuten! — Wir schlagen Ihnen deshalb vor, in jedem Falle und zu Jedem 
Abschnitt und Unterabschnitt des Programmentwurfs zunächst die Vorschläge 
der Antragskommission zur Kenntnis zu nehmen und erst dann auf der 
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Basis dieser Vorschläge in die Aussprache einzutreten. — Ich darf Sie 
•fragen, ob Sie mit diesem Vorschlag des Präsidiums einverstanden sind. 

(Zustimmung) 

Wer dem zustimmt, den bitte ich um ein Handzeichen. — Danke sehr. 
Bitte die Gegenprobel — Stimmenthaltungen? — Es ist einstimmig so 
beschlossen. Das Präsidium bedankt sich bei Ihnen für diesen der Geschäfts­
leitung sehr förderlichen Beschlußl 

Lassen Sie mich nur noch folgende Hinweise geben! Sie wissen, daB nach 
unserer Verfahrensordnung Wortmeldungen schriftlich hier beim Tagungs­
präsidium vorgelegt werden sollen. Wir bitten Sie dringend, das zu tun 
und vor allen Dingen die Wortmeldungen nicht nur schriftlich einzureichen, 
sondern den Wortmeldezettel auch deutlich und vollständig auszufüllen. 

Das Präsidium schlägt Ihnen für mögliche schriftliche Abstimmungen folgendes 
Verfahren vor: Sie werden von Ihren Landesgeschäftsführern nach Abschluß 
der Beratungen der Mandatsprüfungskommission zwei Blocks mit Stimmzetteln 
für mögliche schriftliche Abstimmungen erhalten, einen mit in der Farbe 
unterschiedlichen Stimmzetteln für Ja- und Neinstimmen sowie für Stimm­
enthaltungen und einen zweiten mit der numerierten Stimmkarte, der ebenfalls 
in unterschiedlichen Farben gehaltene numerierte Stimmzettel enthält. 

Das Präsidium geht davon aus, daß schriftliche Abstimmungen dann statt­
finden, wenn hier beim Präsidium Unklarheit über die jeweilige Mehrheit 
bei einer Abstimmung besteht, aber auch dann — hier bitte ich Sie, der 
Auffassung des Präsidiums zuzustimmen, das Ihnen vorschlägt, so zu ver­
fahren —, wenn entsprechend der Vorschrift in § 42 unseres Parteistatuts ein 
Viertel der stimmberechtigten Delegierten eine solche schriftliche Abstimmung 
beantragen. 

Meine Damen und Herren, das Präsidium wird in der Aussprache nicht nur 
einen einzigen Redner aufrufen, sondern jeweils auch die nächsten nach 
•der Reihenfolge der Wortmeldungen. Wir bitten sie, sich dann schon hier in 
die Nähe des Mikrophons zu begeben. Es war technisch nicht möglich, diesen 
Weg durch Aufstellung von Saalmikrophonen zu verkürzen. Im Interesse eines 
zügigen Verlaufs unserer Beratungen schlagen wir Ihnen dieses Verfahren vor. 

Nun rufe ich im Entwurf für das Berliner Programm, 2. Fassung, Gliederung 
und Präambel auf. In dem Buch mit den Anträgen ist das der auf weißem 
Papier abgedruckte Teil; es handelt sich um die Anträge 1 bis 26. Für die 
Antragskommission nimmt zunächst zum Bereich ,,Gliederung" und den 
dazu gestellten Anträgen Herr Dr. Kraske das Wort. 

Dr. Konrad Kraske: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Freunde! 
Die Antragskommission schlägt Ihnen vor, die zum Thema ,,Gliederung" vor­
liegenden Anträge in drei Abschnitten zu behandein, und zwar zunächst die 
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Anträge 1 bis 5, danach die Anträge 6 und 7 und dann die Anträge 8 bis 10, 
weil es sich jeweils um die gleichen Intentionen handelt. 

Zu den Anträgen Nr. 1 bis 5, die eine Umstellung der Gliederung unseres 
Programms bezwecken, geht die Antragsl<ommission davon aus, daß dem 
Ziel der Antragsteller, nämlich das Kapitel I — Deutschland in Europa und In 
der Welt — an den Schluß zu setzen, im ersten Diskussionsentwurf unseres 
Programms Rechnung getragen war. Damals sind aber aus der Diskussion 
unserer Partei eine Fülle von Anträgen eingegangen, die die Wiederherstellung 
der Reihenfolge in der Fassung unseres Berliner Programms zum Ziele hatten. 
Dem ist der Bundesvorstand in der Vorlage dieser 2. Fassung gefolgt. 
Die Antragskommission schlägt Ihnen daher vor, bei dieser Fassung zu 
bleiben und die Anträge 1 bis 5 abzulehnen. 

(Beifall) 

Präsident Heinrich Köppier: Meine Damen und Herren! Sie haben die Vor­
schläge der Antragskommission zu den Anträgen 1 bis 5 gehört. Dazu liegt 
eine Wortmeldung vor, und zwar von Herrn Alfons IVIüller vom Landesverband 
Rheinland. Darf ich fragen, ob die Wortmeldung aufrechterhalten wird? — 
Das ist der Fall; dann hat Herr Alfons Müller, Landesverband Rheinland, 
zu Antrag Nr. 2 das Wort. 

Darf ich, bevor Herr Müller am Rednerpult angelangt ist, in der Zwischenzeit 
Herrn Langguth vom RCDS bitten, der sich auch zu Wort gemeldet hat, noch 
mitzuteilen, zu welchem Antrag er sprechen möchte. — Das Wort hat Herr Müller. 

Alfons Mülier: Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Es mag auf den ersten Blick unwichtig erscheinen, in welcher Reihenfolge 
unser Programm die Ordnungsvorstellungen der CDU darstellt. Man kann sicher 
auch lange darüber streiten, welchem Abschnitt der Vorrang gegeben werden 
soll. Die CDU, so sagt man, sei durch eine überzeugende und klar profilierte 
Außenpolitik groß geworden. Das ist ohne Zweifel richtig und bedarf keiner 
besonderen Erläuterung. Aber ebenso richtig ist, daß durch den Aufbau 
der demokratischen Ordnung und durch die Erfolge der sozialen Markt­
wirtschaft unsere Partei der gesellschaftlichen und staatlichen Ordnung in 
der Bundesrepublik nachhaltig Gestalt gegeben hat. Durch eine ausgewogene 
Außen- und Innenpolitik von der CDU 20 Jahre lang geformt und getragen, 
hat die Bundesrepublik einen beispiellosen Aufstieg erlebt. 

Aber — und das scheint uns wichtig zu sein — im Bewußtsein der Wähler 
sind wir die Partei, die zu allererst die Außenpolitik sieht und darüber die 
Fortentwicklung der demokratischen und staatlichen Ordnung zurücktreten läßt. 
Diese Meinung, meine Damen und Herren, hören wir besonders oft aus dem 
Munde junger Menschen. Wir meinen, in einer Zeit, in der viele Menschen 
nach dem Sinn und nach den Inhalten unserer demokratischen und staatlichen 
Ordnung kritisch fragen und wir immer wieder den Wert der Demokratie 

46 



überzeugend darstellen müssen, sollte eine Umgestaltung der Programm­
gliederung vorgenommen werden. Wir sollten deutlich machen, daß wir der 
Festigung und Fundamenfierung der demol<ratlschen Ordnung den absoluten 
Vorrang geben. Aus diesem Grunde beantrage Ich für den Kreisverband 
Kreis Köln den Austausch der Abschnitte I gegen IV und erbitte hierzu 
Ihre Zustimmung. — Vielen Dank. 

Präsident Heinrich Köppler: Danke schön. Weitere Wortmeldungen zur Gliede­
rung der von der Antragskommission zunächst behandelten Anträge Nr. 1 
bis Nr. 5 liegen nicht vor. — (Wortmeldung Dr. Georg Kllesing.) Zu den 
Anträgen 1 bis 5 spricht Herr Dr. Klieslng, Landesverband Rheinland. Ich 
habe die Bitte, in Zukunft die schriftliche Wortmeldung einzuhalten. 

Dr. Georg Kllesing: Meine Damen und Herren! Ich möchte Ihnen vorschlagen, 
dem Antrag der Antragskommission zu folgen und die Anträge 1 bis 5 
abzulehnen. Ich begründe das wie folgt: Es gibt heute außerhalb der CDU/CSU, 
in anderen Partelen einen m. E. außerordentlich gefährlichen Trend. Jenen 
Trend meine Ich damit, der dahin geht, in der Außenpolitik eigentlich nur 
noch eine Funktion für die Verwirklichung gesellschaftspolitischer Anliegen 
zu sehen. Diese Auffassung verkennt m. E. völlig die Bedeutung, die die 
Außenpolitik gerade für die Bundesrepublik Deutschland in Ihrer von außen 
her gefährdeten Situation hat. Ich glaube, daß wir als Realisten gezwungen sind, 
zunächst einmal ganz nüchtern diese Situation zu sehen und uns vor 
Augen zu halten, daß eine außenpolitische Absicherung unseres Landes 
überhaupt die Grundvoraussetzung dafür ist, daß wir Bildungspolitik, Wirt­
schaftspolitik und Sozialpolitik betreiben können. 

(Beifall) 

Deshalb sollten wir uns auch optisch und symbolisch — wenn ich es so sagen 
darf — nicht In das Schlepptau jener ziehen lassen und In die Nähe jener 
bringen lassen, für die — wie gesagt — die Außenpolitik nur noch die 
Funktion hat, gesellschaftspolitische Ziele zu realisieren. Deshalb gehören m. E. 
die Außenpolitik und eine klare außenpolitische Aussage an die Spitze 
unseres Programms. 

(Beifall) 

Präsident Heinrich Köppler: Meine Damen und Herren! Weitere Wortmeldungen 
zu den Anträgen 1 bis 5 liegen nicht vor. Dann kommen wir zur Abstimmung, 
ich stelle zunächst zur Abstimmung den Antrag der Antragskommission, den 
Sie gehört haben, nämlich die Anträge Nr. 1, 3, 4 und 5 abzulehnen und 
den Antrag Nr. 2 dadurch für erledigt zu erklären. Wer für den Antrag der 
Antragskommission ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — Danke schön. 
Wer ist dagegen? — Danke schön. Wer enthält sich der Stimme? — Der 
Antrag Ist mit großer Mehrheit bei Gegenstimmen und einigen Enthaltungen 
angenommen. 
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Ich erteile das Wort Herrn Dr. Kraske für den weiteren Teil der Vorschläge 
der Antragskommission im Bereich „Gliederung". 

Dr. Konrad Kraske: Die Anträge Nr. 6 und 7, die zusammen zu behandeln 
Ihnen die Antragskommission nunmehr vorschlägt, zielen auf eine Trennung 
der Grundsatzerklärung und der Aktionszielsetzung ab. Konkrete Vorschläge 
dafür liegen seitens der Antragsteller nicht vor. Ich darf mich auf das beziehen, 
was der Generalsekretär, unser Freund Bruno Heck, in seinem Bericht über 
die Verschränkung von grundsätzlichen Erwägungen und Diskussionen über 
konkrete Fragen bei der Erarbeitung dieses Entwurfes gesagt hat. Die An­
träge der Antragsteller würden im Grunde genommen eine völlige Umstellung 
und Umschreibung des Programms voraussetzen. Die Antragskommission 
empfiehlt Ihnen daher, die beiden Anträge abzulehnen. 

Präsident Heinrich Köppler: Vielen Dank, Herr Dr. Kraske. Zu Antrag Nr. 7 
erteile ich das Wort Herrn Alo Hauser vom Landesverband Rheinland. 

Älo Hauser: Herr Präsident, meine Damen und Herrenl Ich muß zunächst 
feststellen, daß zu dem Antrag Nr. 7, den ich für den Kreisverband Bonn 
zu begründen habe, ein Mißverständnis vorliegt. Es heißt dort: In zukünftigen 
CDU-Programmen soll eine Trennung von Grundsatz- und Aktionsprogramm 
vorgenommen werden. Wir streben also mit diesem Antrag nicht an, die 
Arbeit, die jetzt bereits vollzogen ist am vorliegenden Entwurf, noch einmal 
aufzulösen und neu zu überarbeiten. Wir haben aber festgestellt — oder 
glauben festgestellt zu haben — bei der Diskussion dieses Entwurfes, daß 
es außerordentlich schwierig ist, das, was als Grundsatz Fundament der 
Politik der CDU ist, in jedem Einzelfall mit den konkreten Notwendigkeiten 
des Tages zu verbinden. In dem Bericht des Generalsekretärs sind diese 
Schwierigkeiten angesprochen worden. Entweder wird die Gnjndsatzaussage 
vom pragmatischen Teil überdeckt und damit undeutlich, oder aber es ist 
nicht möglich, im Pragmatischen so in die Einzelheiten zu gehen, wie der 
Wähler es insbesondere vor Wahlen erwartet. Das hat in der Vergangenheit 
dazu geführt, daß im allgemeinen auf den Parteitagen vor Bundestagswahlen 
so etwas wie ein Programm, das mehr als Aktionsprogramm gedacht war, 
verabschiedet wurde. 

Ich darf daran erinnern, daß Ausgangspunkt für die Diskussion des Berliner 
Programms — und jetzt auch des fortgeschriebenen Entwurfes — ein Be­
schluß des Parteitages in Hannover war, in dem dem Parteipräsidium 1964 
der Auftrag erteilt wurde, eine Grundsatzerklärung der CDU zu entwerfen. 
Dies ist bis heute nicht zustande gekommen und der Auftrag insofern nicht 
erfüllt. Wir wollen also anstreben, daß die künftige Programmdiskussion 
zwischen Aktionsprogramm und Grundsatzerklärung unterscheidet. 

Präsident Heinrich Köppler: Weitere Wortmeldungen liegen zu diesem Teil 
des Berichtes von Herrn Dr. Kraske nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 
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Wir kommen zur Abstimmung über die Anträge Nr. 6 und 7. Ich stelle 
zunächst den Antrag der Antragskommission zur Abstimmung, diese beiden 
Anträge abzulehnen. Wer diesem Antrag folgen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Danke schön. Die Gegenprobe! — Danke schön. Stimm­
enthaltungen? — Der Antrag Ist mit großer Mehrheit bei Gegenstimmen 
und Stimmenthaltungen angenommen. 

Ich erteile zu den Anträgen Nr. 8, 9 und 10 das Wort Herrn Dr. Kraske 
für die Antragskommission. 

Dr. Konrad Kraske: Meine Damen und Herren! Die Anträge Nr. 8 bis 10 
empfehlen, dem Programm eine Schlußbemerkung beizufügen. Keiner der 
Antragsteller legt für eine solche Schlußbemerkung einen Entwurf vor oder 
führt auch nur im einzelnen aus — mit Ausnahme des Antrages Nr. 10 —, 
was in dieser Schiußbemerkung stehen soll. 

Die Antragskommission hat davon Kenntnis erhalten, daß ein formulierter 
Vorschlag für eine solche Schlußbemerkung zur Zeit geplant wird, der sicher 
auch 30 Unterschriften finden und im Laufe der Tagung vorliegen wird. 
Deswegen empfiehlt Ihnen die Antragskommission, diese hier vorliegenden 
formellen Anträge Nr. 8 bis 10 abzulehnen und einen noch einzubringenden 
Antrag mit einer formulierten Schlußerklärung dann zu diskutieren und zur 
Abstimmung zu stellen, wenn er aufgerufen wird, nämlich am Ende des 
vorliegenden Entwurfs. 

Präsident Heinrich Köppler: Vielen Dank, Herr Dr. Kraske. — Zu diesem 
Punkt liegt eine Wortmeldung von Alphons Horten, Landesverband Rheinland, 
vor. Darf ich Sie fragen, Herr Horten, ob diese Wortmeldung nach dem 
Bericht der Antragskommission aufrechterhalten wird? — Herr Horten zieht 
seine Wortmeldung zurück. 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Dann kommen wir zur Abstimmung. 
Ich stelle den Vorschlag der Antragskommission, die Anträge Nr. 8, 9 und 10 
abzulehnen und eine weitere Debatte über diese Frage nach Vorliegen 
eines angekündigten Initiativentwurfs vorzunehmen, zur Abstimmung. Wer dem 
Antrag der Antragskommission folgen will, den bitte ich um ein Hand­
zeichen. — Danke schön. Wer Ist dagegen? — Danke schön. Wer enthält 
sich der Stimme? - Ich danke. Der Antrag ist mit großer Mehrheit bei 
Gegenstimmen und Stimmenthaltungen angenommen. 

Wir kommen damit zur Präambel, das heißt zu den Anträgen Nr. 11 bis 26. 
Zunächst erteile ich das Wort für die Antragskommission Herrn Dr. von Weiz­
säcker. 

Dr. Richard von Weizsäcicer: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Liebe Freunde! Zur Präambel liegen die Anträge Nr. 11 bis 26 vor. Die 
Antragskommission empfiehlt Ihnen, sich zu entscheiden zwischen dem 
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Vorschlag des Bundesvorstandes für die Präambel oder dem Antrag Nr. 11 
von Westfalen-Lippe, von dem wir glauben, daß er die wesentliche Substanz 
einiger weiterer in dieselbe Richtung gehenden Anträge in sich umfaßt. 
Sollte der Parteitag sich für die Vorlage des Bundesvorstandes entscheiden, 
so wäre von den folgenden Anträgen, Herr Präsident, nach der IVIelnung 
der Antragskommission dann im einzelnen vor allem noch Ober die Anträge 
Nr. 12 und 25 zu befinden, während die anderen sich inhaltlich im wesentlichen 
erledigen würden. 

Sollte sich der Parteitag dagegen für den Antrag Nr. 11 entscheiden, dann 
wäre vor allem noch über den Antrag Nr. 25 zu reden, während die übrigen 
Anträge im wesentlichen inhaltlich konsumiert wären. 

Herr Präsident! Darf ich noch ein paar Sätze zur Begründung für diese 
Empfehlung geben? Es läge natürlich nahe, jetzt gerade im Zusammenhang 
mit der Präambel in jene Grundsatzdebatte einzusteigen, von der wir schon 
in der Debatte über die Gliederung einiges gehört haben und von der auch 
der Generalsekretär gesprochen hat; Grundsatzdebatte nicht, weil wir uns 
uneinig wären über die ideologische Grundlage im politischen Kampf, wohl 
aber deshalb, well die Menschen nach einer Phase des Wiederaufbaues und 
der Konsolidierung heute wieder stärker nach den Werten und Zielen Im 
Gemeinwesen fragen; sie sind der Sinnfrage zugewandt, sowohl für den 
einzelnen wie für das Gemeinwesen und den Staat. 

Diese Diskussion intensiv fortzuführen gemäß den Unterlagen, auf die der 
Generalsekretär hingewiesen hat, wird unsere laufende Aufgabe der nächsten 
Zeit sein. Es kann aber nicht Sinn dieses Parteitages sein, diese Grundsatz­
debatte in einem Sinne zu führen, der die konkreten Entscheidungen des 
Programms im übrigen belasten würde. 

Die Antragskommission ist daher der Meinung, daß die beiden alternativ 
zur Entscheidung von ihr empfohlenen Anträge hinreichend von sich aus hin­
deuten auf die Grundfragen, um die es geht. Sie empfiehlt also, Herr 
Präsident, zunächst eine Entscheidung herbeizuführen, ob Vorstandsbeschluß 
oder Antrag Nr. 11 grundsätzlich angenommen werden soll. 

Sollte der Antrag Nr. 11 angenommen werden, so wird die Antragskommission 
für seine Formulierung selbst Im Satz 1 noch eine sprachliche Veränderung 
vorschlagen, die aber den inhaltlichen Duktus nicht berührt. 

Präsident Heinrich Köppler: Meine Damen und HerrenI Sie haben die 
Vorschläge der Antragskommission gehört. Wir sollten zunächst den Vor­
schlag diskutieren, in dem die Antragskommission alternativ eine Ent­
scheidung zwischen der Vorstandsvorlage und dem Antrag Nr. 11 vorgeschlagen 
hat. Dazu liegen Wortmeldungen vor zunächst von Herrn Dr. Gottfried Arnold, 
Landesverband Rheinland, zu Antrag Nr. 11, dann von Herrn Gerd Langguth, 
RCDS, dem das Präsidium auf Grund der ihm gegebenen Möglichkeit 
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Rederecht zu dieser Frage einräumt. Ihm folgt Herr Albert Pursten, Landes­
verband Westfalen-Lippe, und diesem Herr Bernd Neumann, Landesverband 
Bremen. 

Das Wort hat Herr Dr. Arnold. 

Dr. Gottfried Arnold: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Namens 
des Kreisverbandes Düsseldorf möchte ich den Antrag Westfalens unter­
stützen und insbesondere darum bitten, daB in der Präambel die Aussage, daß 
sich die CDU Deutschlands in ihrer Politil< an den Grundsätzen christlicher 
Verantwortung orientiert, an die Spitze gestellt wird. Es ist zwar so, daß 
wir keinesfalls den Eindruck erwecken sollen und können, als hätten wir 
im Bereich der Politik ein Monopol auf das Christentum in unserer Tasche. 
Wir haben dies ebensowenig, wie die Sozialdemokraten ein Monopol auf 
die richtige Sozialpolitik in ihrer Tasche haben. Wir sollten aber gerade heute 
das Antrittsgesetz, das nach dem Kriege die motorische Kraft für unsere 
Sammlung war, klar heraus-, nämlich an die Spitze steilen. 

Ich meine, der entscheidende Auftrag unserer Partei, sowohl aus ihrer 
christlichen wie aus ihrer politisch-sozialen Fundierung heraus, muB jetzt 
besonders darin liegen. In der sich verstärkenden Polarität zwischen politi­
schen und ideologischen Extremen ihre Erfahrungen und das rechte MaB 
zur Wirkung zu bringen. Dieses rechte Maß, meine Damen und Herren, ist 
kein schematisierbares Rezept, es ist aber — davon sind wir überzeugt — 
eine methodische Idee für das jeweilige Verhalten, eine Idee, die heute gegen 
das Radikale, gegen das Gewaltmäßige, gegen das Totalitäre und gegen das 
Maßlose gerichtet Ist. 

Ich bitte Sie namens des Kreisverbandes Düsseldorf deshalb, dem Antrag 
Westfalens zuzustimmen. Wir ziehen den Antrag Nr. 24, wenn das geschieht, 
entsprechend zurück. 

Präsident Heinrich Köppler: Vielen Dank. — Als nächster hat das Wort 
Herr Gerd Langguth. 

Gerd Langguth: Meine Damen, meine HerrenI ich möchte mich zunächst 
dafür bedanken, daß dem RCDS auch dieses Jahr wieder das Recht ein­
geräumt wurde, hier auf einem Parteitag zu sprechen. Es wird dadurdi auch 
eine bestimmte Solidarität der Partei gegenüber einem Studentenverband 
gezeigt und ausgewiesen, der Im Kampf um konsequente Reform und anderer­
seits auch im Kampf gegen linksradikaie Studenten einen nicht unbedingt 
leichten Stand an unseren Universitäten hat. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herrenl Ich möchte bitten, den Antrag 
Nr. 11 anzunehmen, einen Antrag, der am ehesten dem Entwurf der Programm-
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kommission des Ministerpräsidenten Kohl nahekommt. Der Entwurf der Pro­
grammkommission gab nämlich der Partei nach unserer Auffassung die Grund­
lagen, wie die Politik der 70er und 80er Jahre gestaltet werden kann, weil 
hier ausdrücklich klarer und präziser formuliert wurde als in dem Entwurf des 
Bundesvorstandes, nämlich die Selbstverwirklichung des einzelnen, die Chan­
cengerechtigkeit für jedermann und die auf den Grundprinzipien von Mit­
wirkung, Transparenz, Verteilung und Kontrolle marktaufbauenden dynamischen 
Demokratie. Die Dynamik ersetzte die Parole ,,Keine Experimente", und 
gesellschaftlicher Fortschritt trat an die Stelle des Slogan „Sicherheit für alle". 
Meine Damen und Herren! Im ersten Entwurf, im Entwurf der Kohl-Kommission, 
kam auch der radikale Kampf gegen Hunger und Unterentwicklung In den 
Ländern der Dritten Welt und die stärkere Beteiligung des einzelnen Bürgers 
an den Entscheidungen in der Politik und in der Gesellschaft deutlicher zum 
Tragen. 

Eine persönliche Bemerkung sei noch zu dem vorher getroffenen Beschluß 
von Ihnen hier gemacht, nämlich daß von Ihnen die Gesellschaftspolitik der 
Außenpolitik untergeordnet wurde. Das ist ein Punkt, der auch von uns leider 
nicht gutgeheißen werden kann. Aber wir meinen, daß insgesamt der Antrag 
Nr. 11 einen offensiveren Weg der Union aufzeigen würde, offensiver deshalb, 
weil er eben deutlicher und klarer aufzeigt, wie die Alternativen in den 70er 
und 80er Jahren aussehen. Ich meine, daß die Union eben offensiver argu­
mentieren muß und nicht, wie es heute bereits geschehen ist, sich nur abgrenzt 
zum Sozialismus hin, ohne eine inhaltliche Auseinandersetzung tatsächlich 
vorzunehmen. 

Eine allerletzte Bemerkung lassen Sie mich, bitte, zum Schluß machen. Ich 
weiß, sie gehört nicht direkt zu diesem Punkt. Wenn heute morgen die 
Äußerungen von selten der CSU etwas heruntergespielt wurden, als wenn 
doch die große Gemeinschaft zwischen beiden Partelen da sei, so muß man 
doch m. E. eindeutig sagen, daß es auf die Dauer nicht sein kann, daß es zwei 
Parteien gibt, die hier nicht eine gemeinsame Programmdiskussion vornehmen. 
Deswegen meinen wir, sollte man nicht nur die Fusion zwischen CDU und 
CSU fordern, sondern auch fordern, daß im nächsten Jahr oder in den 
nächsten Jahren auf einem gemeinsamen Programmparteitag die Unterschiede 
ausdiskutiert werden und eben nicht nur in der Bundestagsfraktion. — Vielen 
Dank. 

(Beifall) 

Präsident Heinrich Köppler: Vielen Dank! — Als nächster hat das Wort 
Albert Fürsten, Landesverband Westfalen-Lippe. Ihm folgen Herr Neumann, 
Landesverband Bremen, Dr. Riesenhuber, Landesverband Hessen, Herr Enne-
king, Landesverband Oldenburg. — Das Wort hat Herr Pursten. 

Albert Pursten: Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Nach den Ausführungen unseres Freundes von Weizsäcker im Auftrage der 
Antragskommission kann ich meine Begründung recht kurz halten. Ich würde 
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mich dem anschließen, was als Alternative Im Vorschlag der Antragskom­
mission enthalten ist und für Westfalen-Lippe — und das darf ich auch für 
das Rheinland sagen — daß Sie dem Antrag Nr. 11 zustimmen. Selbst 
wenn man der IVleinung ist, meine Damen und Herren, daß man ein Programm 
nahezu jährlich oder längstens alle zwei Jahre neu formulieren sollte, mag 
es seine Richtigkeit haben, wenn man dabei nicht vergißt, Politik zu machen. 
Für die Präambel, meine ich, die etwas Grundsätzliches aussagt, sollte die 
Flexibilität nicht Obertrieben werden. 

(Beifall) 

Wir meinen, daß der Präambel die Behandlung durch den Bundesvorstand, 
so verdienstvoll sonst seine Arbeit gewesen ist, nicht übermäßig gut bekom­
men ist und halten unseren Antrag Nr. 11 für die Präambel für den Antrag 
mit der dynamischeren Aussage. Worauf wir auch Wert legen, meine Damen 
und Herren, ist, daß wir im dritten Abschnitt das Selbstbestimmungsrecht für 
alle Deutschön wieder enthalten haben wollen, 

(lebhafter Beifall) 

weil wir glauben, daß das, was in der Charta der Vereinten Nationen steht, 
auch in unserem Programm stehen sollte. 

Meine Damen und Herren! Ich bitte Sie um Annahme des Antrags Nr. 11. 

Präsident Heinrich Köppler: Vielen Dank, Herr Pursten! — Das Wort hat Herr 
Bernd Neumann, Landesverband Bremen. 

Bernd Neumann: Meine Damen und Herren! Ich möchte für die Junge Union 
Deutschlands den Antrag Nr. 11 des Landesverbandes Westfalen-Lippe unter­
stützen. Der Antrag, der von der Jungen Union unter Nr. 26 vorliegt, Ist im 
Inhalt gleich. Ich möchte für die politische Begründung vier Dinge angeben. 
Mir scheint, daß die Präambel in der Fassung des Antrags Nr. 11 deswegen 
besser ist, weil erstens die Definition von Demokratie wirklichkeitsnaher ist, 
weil zweitens die Chancengleichheit erwähnt ist, weil drittens von der Soli­
darität aller Bürger gesprochen wird, wie es auch die erste Fassung vorsah 
— wenn Sie die neue Fassung nehmen, dann fehlt das dort — und weil 
viertens die Gliederung sinnvoller zu sein scheint. In der Fassung von 
Westfalen-Lippe wird im erste Absatz von den allgemeinen Zielsetzungen 
der christlich-demokratischen Politik gesprochen, dann zum zweiten von Demo­
kratieverständnis und zum dritten von besonderen politischen Zielen. Diese 
Gliederung scheint sinnvoller als die, wie sie die Präambel in der Fassung 
des Bundesvorstandes vorsieht. Dort sieht es so aus, daß man erst einmal 
von einigen Zielsetzungen spricht, die Wiedervereinigung usw., dann erst 
von dem Demokratieverständnis und als drittes erst die Zielsetzung christlich­
demokratischer Politik erwähnt. Ich meine, es wäre sinnvoller, es umgekehrt 
zu tun, bevor man ein politisches Ziel anspricht, erst einmal zu sagen, was 
christlich-demokratische Politik soll. 
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Im öbrigen kann ich mich den Begründungen meiner Vorredner anschliel3en 
und bitte Sie, im Namen der Jungen Union den Antrag Nr. 11 zu unterstützen. 

Präsident Heinrich Köppler: Vielen Dank! - Das Wort hat Dr. Heinz Riesen-
huber, Landesverband Hessen. 

Dr. Heins RIesenhuber: Die wesentiichen Stichworte, die uns zur Unterstützung 
des Antrags Nr. 11 bestimmen, sind gefallen. Es Ist erstens die richtige 
Gliederung, die Gliederung ausgehend von den Grundsätzen und dem Bür­
ger, der sich nach diesen Grundsätzen in seinem demokratischen Selbstver­
ständnis bestimmt. Zweitens die Stellung des Bürgers in der Gesellschaft, wie 
im letzten Abschnitt festgestellt ist, und drittens die Stellung der Partei in der 
Geseilschaft, die Stellung des deutschen Volkes in der Welt. Diese Gliede­
rung ist logisch richtig und zu bewahren. 

Ein Zweites: Der westfälische Antrag enthält in der Tat die Schlüsselworte, auf 
die es ankommt und die im Bundesvorstandsentwurf entfallen sind. Das ist 
die Seibstverwirklichung der Person, die sich als Leitmotiv durch unser ganzes 
Programm hinzieht, die wir in den Abschnitten über die Bildungspolitik, über 
die Vermögenspolitik, in unserer Rede über das freie Unternehmertum ebenso 
wie über die Vorschuiklasse aufnehmen. Dieses Leitmotiv als Grundsatz unserer 
Politik und als klare Gegenposition gegen jede kollektive Tendenz muß hier 
hinein. Es genügt nicht, irgendweiche anonymen kollektiven Mächte zu 
beschwören. 

Das Stichwort der Chancengleichheit gehört als Stichwort ebenfalls hier hin. 
Dies ist einer der konstitutionellen Unterschiede der Christlich Demokratischen 
Union gegenüber den konkurrierenden Parteien, nicht die Gleichheit aller 
schlechthin, sondern die Gleichheit der Chancen. Was wir hier zum Vor­
schuljahr sagen bis zur Vermögensbiidung hin, ist nur eine konkrete Ausfor­
mung dieses Postulats. 

SchiieBlich scheint uns das Temperament dieses Entwurfs richtig zu sein. Wir 
sitzen nicht behäbig da und finden eine Demokratie vor, die zu gestalten 
ist, sondern wir wollen sie dynamisch fortentwickeln, wir wollen sie durchschau­
bar gestalten, wir wollen die Initiative übernehmen, die initiative, über die auf 
dem letzten Parteitag gesagt worden ist: Wenn man die geistige Führung 
erhält, behält man die politische. Diese geistige Führung geht nur von einer 
dynamischen, von einer geistigen, von einer ersten Position aus, nach der 
sich alles andere richtet. Diese Grundsätze des Aggressiven, nicht des Ab-
wartens, nicht des Zurückhaltens wollen wir aufnehmen. Deshalb plädieren 
wir für diesen Angriff gegen die anderen Parteien und gegen eine vielleicht 
etwas müde Gesellschaft. 

(Beifall) 

Präsident Heinrich Köppler: Als vorläufig letzte Wortmeldung zu diesem Punkt 
hat Herr Enneking, Landesverband Oldenburg, das Wort. 
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Heinrich Enneking: Herr Präsident, meine sehr verelirten Damen und Herren! 
Wir hatten den Antrag Nr. 12 gestellt und schließen uns dem Antrag Nr. 11 
an. Argumente sind dazu in hinreichendem l\^aße gefallen. Deswegen nur 
noch eine l<urze abschließende Bemeri<ung. 

Die drei Absätze der Präambel befassen sich mit den drei Buchstaben CDU. 
Nun hat die Präambel das U in den Vordergrund gestellt und das C an die 
zweite Stelle gesetzt und das D an die dritte Steile. Wir meinen, daß sich 
die Präambel schon aus diesen Erwägungen auch wieder zunächst an dem 
ursprünglichen C, dann an dem D und an dem U ausrichten sollte, denn es Ist 
dann auch insoweit zwischen Präambel und den Buchstaben ein Einklang. 
Die weiteren Sachargumente sind vorher besprochen worden. Wir nehmen 
unseren Antrag Nr. 12 zurück und schließen uns dem Antrag Nr. 11 an. — 
Ich danke Ihnen. 

Präsident Heinrich Köppler: Vielen Dank. Ais nächster hat Herr Dr. Kohl das 
Wort. 

Dr. Helmut Kohl: Herr Präsident, meine Damen und Herren! Für alle Freunde, 
die in der Programm-Kommission mitgewirkt haben und die auch in der 
Diskussion der letzten Wochen und Monate gerade Inhalt, Form und Ziel­
setzung der Präambel immer wieder verteidigt haben, darf ich nachdrücklich 
sagen, daß wir für den westfälischen Antrag sind, der In Inhalt und Form 
weitgehend dem entspricht, was wir in der Programm-Kommission vorge­
schlagen haben. 

(Beifall) 

Es ist in den letzten Wochen viel darüber diskutiert worden, ob dieses 
Programm, das heute, morgen und übermorgen verabschiedet wird, den 
Standort der Partei verschiebt. 

Sowohl bei Kurt Georg Kiesinger als Franz-Josef Strauß als auch vor allem 
in der eindrucksvollen Rede von Bruno Heck wurde deutlich, daß sich 
die Union als eine Partei der Mitte versteht. Und Partei der Mitte, meine 
Damen und Herren, ist auch die Partei, die bereit ist, auf sicherem Grund 
sich fortzuentwickeln, und zwar, ohne daß sie dabei mit Zorn zurückblickt. 
Genau das findet sich ausformuliert in Sprache und, wie hier eben sehr gut 
gesagt wurde. Im Temperament dieses Präambel-Entwurfs. 
Ich glaube, diese Präambel und die Beschlüsse, die wir In diesen Tagen 
hinzuzufügen haben, werden deutlich machen, daß die Union nach vorne 
schaut. 

Und ich möchte darum bitten zuzustimmen, nicht zuletzt auch deswegen, weil 
diese Präambel in dem Entwurf, den unsere westfälischen Freunde jetzt noch 
einmal unterstrichen haben, deutlich macht, daß wir auch die Sprache von 
morgen, die Sprache der Jungen, sprechen. 

(Beifall) 
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Präsident Heinrich Köppler: Das Wort hat unser Bundesparteivorsitzender, 
Herr Dr. Kiesinger. 

Dr. Kurt Georg Kiesinger: (kleine lieben Freunde, meine Damen und Herren! 
Normalerweise wird der Vorstand, der Ihnen seinen Entwurf vorgelegt hat, 
auch wenn es Nuancierungen und Meinungsverschiedenheiten unter Ihm gibt, 
seine Vorlage verteidigen. Aber wir sind hier In einem Parteitag mit demo­
kratischer Diskussion und demokratischer Willensbildung, und Ich gestehe 
Ihnen offen: Ich bin von den Argumenten beeindruckt. Ich finde die Formu­
lierung des Antrags 11 besser und werde Ihn unterstützen. 

(Beifall) 

Präsident Heinrich Köppler: Vielen Dank. Herr Pauls, Landesverband West­
falen-Lippe, teilt mit, daß der Kreisverband Witten den Antrag Nr. 19 nicht 
aufrechterhält. 

Ich habe noch eine Wortmeldung, und zwar von Frau Licht, Cuxhaven, zum 
Thema Präambel. Ich darf Ihr das Wort erteilen und werde dann, wenn 
keine weiteren Wortmeldungen mehr zur Diskussion dieses Punktes eingehen, 
noch einmal Herrn von Weizsäcker für die Antragskommission das Wort 
erteilen. 

Frau Erna Licht: Meine sehr geehrten Damen und Herren, ein ganz kurzes Wort 
für die Frauen-Vereinigung der CDU. Ich komme vom Kreisverband Cuxhaven. 
Uns Frauen geht es um zwei wichtige Dinge. Als erstes um ein klares 
Bekenntnis zu den christlichen Grundsätzen der CDU und als zweites zum 
Selbstbestimmungsrecht des deutschen Volkes. 

(Beifall) 

Das Ist alles, was Ich dazu zu sagen habe. 

Präsident Heinrich Köppler: Vielen Dank, Frau Licht Weitere Wortmeldungen 
liegen zu diesem Teil nicht vor. 

Ich bitte Herrn Dr. von Weizsäcker, noch einmal für die Antragskommission 
das Wort zu nehmen. 

Dr. Richard von Weizsädter: Darf Ich Im jetzigen Stadium, Herr Präsident, 
bevor Sie über Antrag 11 abstimmen lassen, noch die sprachliche Umformu-
lierung zu Antrag 11 vortragen? Es handelt sich Im Antrag Nr. 11 um den 
Absatz 1, Satz 1. 

Dort heißt es bisher: 

„Die Christlich Demokratische Union Deutschlands orientiert ihr Denken und 
Handeln an den Grundsätzen einer Politik aus christlicher Verantwortung." 
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Die Antragskommission schlägt vor, vereinfachend zu sagen: 

„Die Christlich Demokratische Union Deutschlands orientiert ihre Politik an den 
Grundsätzen christlicher Verantwortung." 

Es ist klar, daß wir sowohl denken wie handeln wollen. Beides mündet in 
der Politik ein, um die es uns geht. Und deswegen scheint es uns nur eine 
Straffung und Präzisierung, dagegen nicht eine Veränderung zu sein zu 
sagen: ,,Die Christlich Demokratische Union Deutschlands orientiert ihre 
Politik an den Grundsätzen christlicher Verantwortung." 

Herr Präsident, vielleicht kann gegebenenfalls darüber gleich mit abgestimmt 
werden. 

(Beifall) 

Präsident Heinrich Köppler: Vielen Dank, Herr von Weizsäcker. 

Die Antragsteller, Landesverband Westfalen-Lippe und Rheinland, signalisieren 
Zustimmung. Dann können wir die Aussprache schließen. Wir kommen zur 
Abstimmung. Die Antragskommission schlägt vor, entweder Antrag Nr. 11, 
über den debattiert worden ist, oder die Fassung des Vorstandsentwurfs 
anzunehmen. 

Ich stelle zunächst Antrag Nr. 11 zur Abstimmung. Wer Antrag 11 mit der 
Änderung, die Herr von Weizsäcker namens der Antragskommission in Satz 1 
vorgeschlagen hat, annehmen will, den bitte ich um ein Handzeichen! — 
Danke schön. Gegenprobel — Danke. Stimmenthaltungen? — Ich stelle fest, 
daß dieser Antrag einstimmig ohne Stimmenthaltungen angenommen ist. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, damit haben sich, wie Sie aus dem Vortrag von 
Herrn von Weizsäcker gehört haben, die Anträge zur Präambel — aus­
genommen Antrag 25 — erledigt. 

Wir kommen nun zu Antrag 25. 

Sie haben den Vorschlag der Antragskommission gehört. Die Antragskom­
mission empfiehlt, diesen Antrag abzulehnen. 

Bitte, Herr von Weizsäcker, wenn Sie dazu noch einmal das Wort nehmen 
wollen! 

Dr. Richard von Weizsäcker: Herr Präsident, ich hatte noch nicht dazu ge­
sprochen. Ich will nur kurz sagen: in der Tat, die Antragskommission emp­
fiehlt, Antrag 25 abzulehnen, nicht etwa deshalb, weil die Aufzählung in­
haltlich auf den Widerspruch der Antragskommission stoßen würde; aber die 
Antragskommission ist der l\/leinung, daß der Versuch, enumerativ aufzu­
zählen, welches die Ziele sind, letzten Endes immer scheltern muß. 
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Es werden nicht alle Ziele zusammengefaßt werden können. Dann entsteht 
ein Prioritätenproblem, und das läßt sich in dieser Form, wie die Antrags­
kommission meint, nicht lösen. 

Da später noch Anträge gestellt werden, eine Obersicht oder ein Stich­
wortverzeichnis zum Programm aufzunehmen, wird sich eine gewisse Ober-
sichtlichkeit ijber die wesentlichen Ziele schon noch erzielen lassen. Aber 
wir empfehlen es nicht, in der Präambel diese Leitsätze bereits zum Aus­
druck zu bringen. Wir empfehlen also Ablehnung des Antrags 25. 

Präsident Heinrich Köppler: Sie haben den Bericht von Herrn von Weizsäcker 
gehört. Darf ich Herrn Dr. Jakob, Landesverband Hannover, fragen, ob seine 
Wortmeldung aufrechterhalten wird? — Herr Dr. Jakob hat das Wort. 

Dr. Henning Jakob: Herr Präsident, liebe Parteifreunde! Ich habe den Ein­
druck, den ich den Worten von Herrn von Weizsäcker entnehmen mußte, daß 
dieser Antrag etwas mißverstanden worden ist. 

Wir wollen nicht etwa an der Präambel etwas ändern, wir meinen nur, daß 
hinter der Präambel, wie es auch unser Antrag sagt, wenn man ihn genau 
liest, etwas eingefügt werden muß. 

Dabei geht es uns um die Breitenwirkung unseres Programms. 

Wenn man mit einfachen IVlitgliedern, die unseren Programmentwurf in den 
letzten Monaten gelesen haben, spricht, ist vielfach die erste Reaktion, daß 
diese Menschen sagen: Dieses Programm ist viel zu lang. 

(Einzelner Beifall) 

Und daraus folgt, daß wir meinen, die Breitenwirkung dieses Programms dürfte 
nur minimal sein. 

Ähnliches hat Ja auch heute morgen Franz-Josef Strauß gesagt, indem er zum 
Ausdruck brachte, daß von den vielen Zuhörern, die zu seinen Versammlungen 
kämen, kaum jemand sei, der das Programm gelesen habe. 

Ich meine aber, daß es uns auch auf eine Breitenwirkung unseres Programms 
ankommen muß. Wir machen unser Programm natürlich nicht nur um der Brei­
tenwirkung willen. Wir wissen genau, daß damit auch viele andere Dinge 
verbunden sind, die vielleicht vorrangig sind. Aber wir müssen doch ver­
suchen, dieses Programm nicht nur für eine interne Diskussion zu machen und 
nicht nur für die Archive. 

Ich habe den Eindruck, daß es nicht einmal bei allen politischen Journalisten 
dazu kommen wird, daß sie dieses umfangreiche Programm Wort für Wort 
durchlesen. Viele politische Journalisten werden sich damit begnügen, sich 
einige Rosinen aus dem Kuchen herauszupicken und dann beginnen, dar­
über zu räsonieren, ob die CDU nun weiter nach links oder weiter nach rechts 
gerückt sei. 
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Die Erfahrungen, die wir mit dem Beriiner Programm gemacht haben, zeigen 
uns doch, daß wirklich etwas daran ist. Das Berliner Programm hat nach mei­
nem Eindruck kaum eine Breitenwirkung gehabt, und es Ist eigentlich schade 
um die viele Arbeit, die man In es Investiert hat. Wir meinen deshalb, daß wir 
eine Kurzfassung des Programms in dieses Werk einfügen müßten. 

Sicherlich ist es richtig, daß In den 24 Thesen, die wir hier aufgeführt 
haben, nicht alle Punkte zu Papier gebracht worden sind. Das Ist auch 
keineswegs beabsichtigt. Beabsichtigt war, einige wesentliche Kernpunkte her­
auszuholen, die das Bild unserer Partei profilieren sollen, Kernpunkte, In 
denen wir uns von der SPD, von der FDP und von den ganz Rechten, NPD 
und was es da sonst noch gibt, unterscheiden. 

(Vereinzelter Beifall) 

Es Ist auch nicht gewollt, nun mit dieser Aufzählung Inhaltlich etwas auszu­
sagen, was bei den vielen Änderungsanträgen nicht erfaßt wäre. Ich meine, 
aus all den Diskussionen in unserem Kreise ist hervorgegangen, daß mit 
dieser Aufzählung von Grundsätzen doch wohl eigentlich alles das erfaßt 
ist, etwas gesagt Ist, wozu Im Grunde alle ja sagen können. 

Wir sind andererseits natürlich keineswegs böse oder unglücklich, wenn nun 
die Antragskommission meint, Einzelheiten der Formulierungen noch ändern 
zu müssen. Uns würde es auch durchaus recht sein, wenn noch Programm­
punkte zugefügt oder einige Punkte weggestrichen würden. Auch ließe sich 
durchaus darüber reden, diese Kurzfassung nicht hinter der Präambel unterzu­
bringen, sondern sie an den Schluß des Programms zu setzen. Das wäre eben­
falls eine Möglichkeit. Ich meine nur, daß dieser Parteitag der öffentlichen Mei­
nung etwas geben müsse, was man auch in der Tagespresse vollständig ab­
drucken kann, so daß am Ende jeder, der durchsctinittllch politisch orientiert 
ist, einmal ganz kurz zusammengefaßt das erhält, was die Partei will. 

Ich darf auf eines noch hinweisen: In der achten These ist ein Druckfehlerteufel 
am Werk gewesen. Es muß dort nicht ,,Hochschulbetrieb", sondern „Hoch-
schulberelch" heißen. 

Liebe Parteifreunde, ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie unserem Antrag 
zustimmen würden. 

(Beifall) 

Präsident Heinrich Köppler: Vielen Dank, Herr Dr. Jakobl Weitere Wortmeldun­
gen liegen nicht vor. Ich schließe deshalb die Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich steile zunächst den Vorschlag der Antrags­
kommission zur Abstimmung, den Antrag Nr. 25 des Kreisverbandes Hannover-
Land abzulehnen. Wer diesem Antrag folgen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Danke schön! Wer ist dagegen? — Danke! Wer enthält sich 
der Stimme? — Danke sehr! Der Antrag Ist mit Mehrheit angenommen. Damit 
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ist die Präambel durchberaten; die notwendigen Entscheidungen dazu sind 
gefallen. 

Meine Damen und Herren, ich darf Ihnen eine technische IVlitteilung machen. 
Es ist nicht möglich, hier den früher üblichen Lichtwerfer für telefonische Durch­
sagen zu installieren. Alle Nachrichten bzw. Bitten und telefonische Rücl<rufe 
finden die Teilnehmer nur an den Tafeln im Foyer rechts und links von der 
Garderobe. 

Meine Damen und Herren! Wir werden jetzt unterbrechen und heute nachmittag 
in einer anderen Reihenfolge — ich darf Sie eine Sel<unde um Gehör bitten —, 
als es die Vorlage, die sich in Ihren Unterlagen befindet, vorsieht, fortfahren. 

Wir werden heute nachmittag Kapitel II des Programmentwurfs, d.h. den 
rosagedruckten Teil der Vorlage, „Bildung, Wissenschaft und Forschung", 
weiterberaten. Es ist vorgesehen, dieses Kapitel unter allen Umständen heute 
durchzuberaten, damit wir morgen zunächst mit Kapitel III und morgen nach­
mittag mit Kapitel IV beginnen können. Das Kapitel I werden wir dann am 
Mittwochvormittag zur Beratung aufrufen. 

Ich unterbreche jetzt die Plenarsitzung des Parteitags bis 14.30 Uhr. 

(Pause von 12.56 bis 14.37 Uhr) 
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Beginmi 14.37 

Wilfried Hasseimann, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, ich eröffne 
den 2. Sitzungsabschnitt und bitte Sie nochmals, Platz zu nehmen. 
Wir fahren in der Tagesordnung fort. Wir nehmen nach der Tagesordnung 
zunächst den Bericht der Mandatsprüfungskommission entgegen, den ich 
Ihnen hiermit vortragen möchte. 
Die vom Parteitag gewählte Mandatsprüfungsl<ommission ist ordnungsgemäß 
zusammengetreten und hat die Stimmberechtigung geprüft. Nach § 28 des 
Statuts entsenden die Landesverbände auf je angefangene tausend Mit­
glieder einen Delegierten und je angefangene 25 000 Stimmen, die bei der letz­
ten Wahl zum Deutschen Bundestag für die Landesliste abgegeben wurden, 
einen weiteren Delegierten. Demnach sind voll stimmberechtigt 506 Delegierte 
der Landesverbände sowie laut Parteitagsbeschluß vom Parteitag 1967 unser 
Ehrenvorsitzender, Prof. Dr. Ludwig Erhard. Das sind insgesamt 507. Davon 
sind anwesend 506. Ebenfalls nach § 28 der Satzung stellt die Exil-CDU 
50 Delegierte, deren Stimmen bei Abstimmungen nach § 29 Abs. b), c), d) und f) 
des Statuts der CDU Deutschlands nicht mitgezählt werden. Von diesen 
50 Delegierten der Exil-CDU sind anwesend 48. 

Die Mandatsprüfungskommission hat nach eingehender Überprüfung der 
Unterlagen festgestellt, daß alle Delegierten satzungsgemäß gewählt wurden. 
Danach sind zur Zeit der Prüfung um 13.30 Uhr insgesamt 554 Delegierte 
stimmberechtigt. 

Wünscht hierzu jemand das Wort? — Das ist nicht der Fall. Ich danke Ihnen. 
Ich darf dann geschäftsordnungsmäßig bekanntgeben: Die Herren Landes­
geschäftsführer von Bremen, Hessen, Nordbaden, Nordwürttemberg, Württem-
berg-Hohenzollern und Schleswig-Holstein werden gebeten, die Stimmkarten 
und Stimmzettelblocks für die Delegierten ihrer Landesverbände Im Büro 
der Organisationsleitung umgehend abzuholen, damit sie ausgehändigt werden 
können. Ich darf wiederholen: Die Landesgeschäftsführer von Bremen, Hessen, 
Nordbaden, Nordwürttemberg, Württemberg-Hohenzoliern und Schleswig-
Holstein werden gebeten, die Stimmkarten und Stimmzettelblocks umgehend 
abzuholen, und zwar in Zimmer 33. Ich bitte die Nachbarn, ihre Geschäfts­
führer daran zu erinnern. 

Meine Damen und Herren, bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt auf­
rufe, nämlich das Kapitel I I : Bildung, Wissenschaft und Forschung, haben 
wir Veranlassung, in Ergänzung der Begrüßung von heute morgen für 
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Presse, Funk und Fernsehen insbesondere noch einmal Danic für die um­
fangreichen Aufbauarbeiten für die Berichterstattung über diesen Parteitag 
in Funl< und Fernsehen zu sagen. Unser Danl< gut insbesondere dem West­
deutschen Rundfunl< unter der Leitung von Herrn Gerd Rüge und dern ZDF 
unter der Leitung von Herrn Dietrich. 

(Beifall) 

Das muß einfach erwähnt w/erden, weil wir an einer Berichterstattung ober 
unsere Beratung interessiert sind. 

Ich rufe dann auf den Abschnitt I I : 

Bildung, Wissenschaft und Forschung. 

Zur Gliederung des Abschnitts 2 liegen die Anträge 183 bis 188 vor. 

Zunächst hat die Antragsprüfungskommission das Wort. Ich erteile das 
Wort Herrn Kultusminister Dr. Bernhard Vogel. 

Dr. Bernhard Vogel: Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wir freuen 
uns, daß der Abschnitt II schon heute behandelt wird, bitten allerdings 
um Verständnis dafür, daß wir bei insgesamt 290 Anträgen zu diesem 
Abschnitt sehr gestrafft und konzentriert arbeiten mußten. Wir möchten Sie 
zur Erleichterung eingangs auf die kontroversen und besonders bedeutsamen 
Punkte in den zu diesem Abschnitt vorliegenden Anträgen aufmerksam machen. 
Es sind dies Punkte, wo wir teilweise von der Antragsprüfungskommission 
keinen gemeinsamen Vorschlag machen können. Sie beziehen sich auf die 
Ziff. 28 und die Frage, ob dort neben Mathematik und Naturwissenschaften 
auch Sozial- und Wirtschaftswissenschaften genannt werden sollen, auf die 
Ziff. 31 und die Frage, ob die Vorschulklasse obligatorisch sein soll, auf die 
Ziff. 33 und die Frage, ob die Bildungsförderung familienunabhängig sein soll, 
auf die Ziff. 37 und die Frage, ob die Bundesanstalt für Arbeit auch für beruf­
liche Bildung zuständig sein soll, auf die Ziff. 44 — Einfügung der zentralen 
Nachweisstelle für Studienplätze — sowie auf die Ziff. 47 — Einfügung des 
Studiums im IVIedienverbund — und die Ziffer 52 — Ausdehnung des europäi­
schen Jugendwerks. 

Nun zunächst zu den bereits genannten Anträgen 183 bis 188, in der Vorlage 
Seite 41. Zu den Anträgen 183 und 184 schlägt die Antragskommission vor, 
die beantragte Umstellung abzulehnen, da sie der JVIeinung ist, daß es nach 
der inhaltlichen Abfolge der Themen nicht sinnvoll wäre, Fernlehrinstitute nur 
auf berufliche Bildung zu beziehen, sondern daß das auf alle Bildungsbereiche 
bezogen werden muß. Sie schlägt deshalb vor, diesen Punkt bei Ziffer 47 
aufzugreifen und ihn entsprechend neu zu formulieren, die Anträge Nr. 183 
und 184 aber hier abzulehnen. 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Darf ich fragen, ob hierzu das 
Wort gewünscht wird. — Das Ist nicht der Fall. Herr Dr. Vogel, dann bitte 
ich Sie, die nächsten Punkte der Antragskommission zu behandeln. 
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Dr. Bernhard Vogel: Die Anträge 185 und 186 betreffen ebenfalls eine 
Umstellung. Die Antragskommission schlägt Ihnen vor, diesen Anträgen nicht 
zu entsprechen, da die Umstellung keine Verbesserung Im Aufbau mit sich 
brächte. 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, Sie haben 
gehört, daß zu den Anträgen 185 und 186 Ablehnung vorgeschlagen ist. Das 
gleiche gilt für die Anträge 183 und 184. Erhebt sich hiergegen Widerspruch? — 
Das ist nicht der Fall. Dann sind diese Anträge erledigt. — Antrag 1871 

Dr. Bernhard Vogel: Hier schlagen wir vor, dem Inhalt des Antrages einer 
stärkeren Betonung der Aufgaben im Bereich der Sonderschulen zu ent­
sprechen, dies aber in der entsprechenden Ziffer zu tun, nicht aber diese 
Ziffer vorzustellen, weil sonst das Spezielle, die Sonderschulen, vor dem 
allgemeinen Sohulteil käme. Das erscheint der Antragskommission im Aufbau 
nicht logisch. 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, der 
Vorschlag von Herrn Dr. Vogel lautet: Antrag 187 ist abzulehnen. Erhebt sich 
hiergegen Widerspruch? — Das ist nicht der Fall. Dann ist das so angenommen. 

Dr. Bernhard Vogel: Bei Antrag 188 sieht die Antragskommission die enge 
Beziehung der europäischen Bildungspolitik zur Europapolitik und begrüßt 
es, wenn auch bei der Ziffer Europapolitik etwas zur europäischen Bildungs­
politik gesagt wird. Sie legt aber Wert darauf, daß wegen der Verbindung zum 
Bildungsbereich dieser Punkt auch im Abschnitt über Bildung aufgegriffen 
wird und bittet darum, den Antrag 188 abzulehnen. 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Erhebt sich gegen diesen Antrag 
Widerspruch? — Nein! Dann ist das so angenommen. 

Dr. Bernhard Vogel: Zu den Anträgen 189, 190 und 191 schlägt die Antrags­
kommission vor, den Antrag 189 anzunehmen, aber darüber nicht hier, sondern 
an der betreffenden Stelle abzustimmen. Daraus folgt, daß der Antrag 190 
abgelehnt werden muß. Antrag 191 sollte aufgegriffen werden, aber ebenfalls 
in Zusammenhang mit Antrag 358 an der betreffenden Stelle darüber ab­
gestimmt werden. Wir schlagen also vor, die Abstimmung über die Anträge 
189,190 und 191 bis zu den entsprechenden Ziffern zurückzustellen. 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Ist jemand dagegen, daß wir so 
verfahren? - NeinI Dann Ist auch das so angenommen. 

Meine Damen und Herren, jetzt sollen zunächst die Ziffern 27 bis 29 
behandelt werden. Dazu hat Frau Dr. Walz das Wort. 

Frau Dr. Hanna Walz: Herr PräsidentI Meine sehr verehrten Damen und Herrenl 
Ich habe Ihnen zunächst die Vorschläge der Antragskommission zu den 
Ziffern 27 bis 29 zu unterbreiten, die die allgemeinen Grundsätze für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung beinhalten. Es wäre sicher reizvoll, zu den 
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Bildungsvorstellungen der CDU hier einige Bemerkungen zu machen, aber 
die werden ja später von ihnen bei der Begründung Ihrer Anträge und Ihrer 
Zusatzanträge entwickelt, da Sie ja wohl kaum mit allem einverstanden sein 
werden, was die Antragskommission Ihnen vorzuschlagen hat. 

Ich beginne also mit der Ziffer 27, und hier sind die Anträge 192 bis 202 
zu behandeln. Wenn ich mich ganz kurz fasse, dann liegt das daran — wie 
Herr Dr. Vogel schon sagte —, daß wir 290 Anträge zu bearbeiten haben 
und es nicht anders möglich ist, als das hier sehr gedrängt vorzutragen. 

Die Antragskommission schlägt dem Parteitag vor: Der Antrag Nr. 202 sollte 
statt Ziffer 27 des Vorstandsentwurfs angenommen werden, da er der um­
fassendste Antrag ist. Allerdings sollte die Annahme des Antrags Nr. 202 
mit den folgenden Änderungen vorgenommen werden — bitte schlagen Sie 
Ihr Programm auf, damit Sie die Änderungen verfolgen können: 1. Der letzte 
Satz des Abs. 1 des Antrags Nr. 202 sollte durch den zweiten Satz des Abs. 1 
der Ziffer 27 ersetzt werden. 2. Im Absatz 2 des Antrags Nr. 202 sollten die 
Worte „Fähigkeiten und Begabungen" ersetzt werden durch die Worte 
„Anlagen, Neigungen und Fähigkeiten". Sie alle, die Sie mit der Materie 
befaßt sind, wissen, wie problematisch der Begabungsbegriff ist. 3. Der letzte 
Satz des Antrags Nr. 202 soll gestrichen werden. 4. Als letzter Satz sollte an 
den Antrag Nr. 202 angefügt werden: „Integrationen sind zu erproben, wo sie 
sich fachlich anbieten." Wir wollen nicht nur Differenzierungen, sondern wir 
wollen Integration da, wo es möglich ist, aber auch nur da! 

rviit der Annahme dieses Vorschlags wären die Anträge Nr. 192, 193, 194, 195, 
196, 199 und 200 ihrem Inhalt nach erfaßt; sie sind also in die neue Formu­
lierung der Antragskommission eingegangen. Dagegen empfiehlt die Antrags­
kommission dem Parteitag die Ablehnung der Anträge Nr. 197, 198 und 201. 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, Sie haben 
den Antrag der Antragskommission gehört. Sind Sie damit einverstanden, 
daß so verfahren wird? 

Es liegen einige Wortmeldungen vor. — Ich darf die Reihenfolge der 
Wortmeldungen zunächst immer so vortragen, daß vier genannt werden, 
und bitte, daß alle Damen und Herren, die das Wort nehmen möchten, 
sich vor mir auf der rechten Seite auf den für Redner vorgesehenen Plätzen 
schon einfinden, damit wir ohne Verzögerung sofort auffordern können, das 
Wort zu nehmen. 

Ich erteile das Wort zuerst Herrn Dr. Graß vom Landesverband Rheinland-Pfalz; 
er spricht zur Ziffer 27 und damit zum Thema „Bildungspolitik"; der Redner 
begründet den Antrag der Jungen Union. — Als nächster Redner spricht 
Herr Schröder aus Hamburg. 

Dr. Karl-Martin GraB: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Als Vertreter 
der Antragsteller des Antrages Nr. 202, der Bundesvereinigung der Jungen 
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Union, bin ich natürlich sehr froh darüber, daß die Antragsl<ommission unseren 
Text zur Grundlage des hier vorgeschlagenen Beschlusses gemacht hat. 

Zu unseren Motiven, diesen Änderungsantrag zu stellen, darf ich vielleicht 
einige Dinge sagen! Das Bildungswesen und die 6lldungspolitil< haben heute 
in der Bundesrepublil< einen außerordentlich organisationsorlentierten Zug. 
Gelegentlich macht auch dieser Programmentwurf den Eindruck, als sei er 
sehr technokratisch angelegt. Zum anderen gibt es nicht allzu viele grund­
sätzliche und prinzipielle Aussagen in diesem Programm. Gerade die Bildungs­
politik bedarf jedoch einer grundsätzlichen, prinzipiellen politischen Aussage. 
Das Wesentliche daran muß sein, das Ziel und die Aufgabe eines Bildungs­
systems, einer Bildungspolitik zu definieren, aber nicht als Organisation von 
Bildungspolitik, sondern auch bezogen auf die Situation des einzelnen. In der 
er dieser Bildungspolitik ausgesetzt Ist. 

Ich glaube, gerade weil wir heute morgen über die Präambel diskutiert 
und das Prinzip der Chancengleichheit so hervorgehoben haben, versuchen 
die Formulierungen des Antrags der Jungen Union eben dies, nämlich 
Chancengleichheit nicht einfach als Begriff zu nennen, sondern die Chancen­
gleichheit so auszudrücken, wie sie für den einzelnen wirksam wird, sei es 
regional, sei es materiell, sei es von der sozialen Struktur her. 

Aus diesem Grunde darf ich Sie bitten, diesem Antrag zuzustimmen. Mit 
den Änderungsvorschlägen der Antragskommission können wir einverstanden 
sein. 

(Beifall) 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Ich danke dem Redner. Ich darf Jetzt 
Herrn Horst Schröder aus Hamburg bitten, das Wort zu nehmen; er spricht 
zum gleichen Punkt. 

Horst Schröder: Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
An sich sollten wir, glaube Ich, hier und heute keine blldungspolitlsche 
Grundsatzdebatte führen. Aber die Ziffer 27 ist der einzige Punkt, bei dem 
überhaupt so etwas wie eine Grundsatzerklärung in der Bildungspolitik durch­
schimmert. Aus diesem Grunde, meine Ich, muß hier — das bringe ich im 
Gegensatz zu meinem Vorredner zum Ausdruck — darauf bestanden werden, 
und zwar unabhängig von der Zufriedenheit darüber, daß die ursprüngliche 
Fassung der Programmkommission von Herrn Kohl wiederhergestellt wird, 
daß der letzte Satz, den Frau Dr. Walz zur Streichung vorgeschlagen hat, 
erhalten bleibt. In diesem Satz ist nämlich die entscheidende Aussage dar­
über enthalten, was eigentlich die Prinzipien christlich-demokratischer 
Bildungspolitik sind. 

Ich bin zwar nicht der Auffassung, daß es Aufgabe unserer Partei Ist, 
der Vielzahl von Programmen, die in der Schul- und der Hochschulpolitik 
vorliegen, noch ein weiteres Programm hinzuzufügen. Vielmehr ist es unsere 
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Aufgabe, der deutschen Öffentlichkeit einmal klar und deutlich zu sagen, wie 
diese ganzen Programme eigentlich verwirklicht werden können. Wir sind 
uns darüber im klaren, daß nicht alles realisiert werden kann. Aus diesem 
Grunde müssen hier gewisse Prioritäten gesetzt werden. 

Ich meine In der Tat, daß, ausgehend von den beiden Kriterien, den beiden 
Leitmotiven christlich-demokratischer Bildungspolitik, nämlich der Leistungs­
gerechtigkeit und der Chancengleichheit, hier schon In der Grundsatz­
aussage des gesamten bildungspolitischen Kapitels die vorschulische Er­
ziehung, die Differenzierung und die Effizienz des Biidungssystems erwähnt 
werden müssen. Denn in diesen drei Prämissen — der vorschulischen 
Erziehung, der Differenzierung und der Effizienz — kommen die bildungs­
politischen Grundprinzipien unserer Partei zum Ausdruck. 

Aus diesem Grunde möchte ich beantragen, daß der letzte Satz in der 
Fassung wiederhergestellt wird: ,,Chancengleichheit bedarf der vorschulischen 
Erziehung." Es geht nicht nur um die Vorschule für die Fünfjährigen, sondern 
es geht um den Gesamtkomplex der vorschulischen Erziehung für die Drel-
und Vierjährigen einerseits und die Fünfjährigen andererseits sowie auch dar­
um, daß die Differenzierung erhalten bleibt, weil nur hier unsere Alter­
nativposition gegenüber dem l\^odell der integrierten Gesamtschule zum 
Ausdruck gebracht werden kann. Schließlich kommt es darauf an, daß Im 
Gegensatz zu jenen, die meinen, von Leistung und Leistungsanforderungen 
in unserem Bildungssystem völlig abgehen zu können, auch die Effizienz 
unseres Bildungssystems betont wird. 

Ich darf Sie also bitten, die Formulierung In der alten Fassung des Antrags 
Nr. 202 wiederherzustellen, weil hier meiner Auffassung nach die entschei­
dende Weichenstellung für die gesamte programmatische Aussage im bil­
dungspolitischen Teil vollzogen wird. 

(Beifall) 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Das Wort dazu hat Frau Dr. Walz; 
sie spricht für die Antragskommission. 

Frau Dr. Hanna Walz: Meine Damen und Herren I Die Dinge, die mein Vorred­
ner, Herr Schröder aus Hamburg, vorgetragen hat, sind auch durchaus im Sinne 
der Antragskommission. Hier besteht gar kein Gegensatz. Die Chancengleich­
heit als solche ist aber schon durch den vorherigen Text abgefangen, 
und danach nehmen wir zur vorschulischen Erziehung ausdrücklich Stellung, 
so daß auch dieses Anliegen im Rahmen weiterer Ziffern durchaus abgedeckt 
ist. 

Wenn hier ferner gesagt wurde, wir wollten die Differenzierung damit etwas 
untergraben, so stimmt das nicht. Wir haben die Differenzierung ausdrücklich 
beibehalten. Wir haben nur als neuen Satz nach der Differenzierung hinzu­
gefügt: 
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„Integrationen sind anzubieten bzw. zu erproben, wo sie sich fachlich an­
bieten." 

Ich glaube also, daß der Gegensatz zwischen meinem Vorredner und der 
Antragskommission wesentlich geringer ist, als er glaubt. 

Wilfried Hasseimann, Tagungspräsidium: Da weitere Wortmeldungen zu einer 
anderen Ziffer vorliegen, möchte Ich Sie gern noch einmal fragen, meine 
Damen und Herren, ob Sie einverstanden sind, so zu votieren, wie die 
Antragskommission, also Frau Dr. Walz, vorschlägt, mit den drei Änderungen 
des Antrags Nr. 202. Wenn wir der Antragskommission folgen, sind die Anträge 
192, 193, 194, 195, 196, 199 und 200 dem Inhalt nach erfaßt. Die Antragskom­
mission empfiehlt also die Ablehnung der Anträge 197, 198 und 201. 

Zu 201, Frau Dr. Walz, liegt eine Wortmeldung von Herrn Scharf aus West­
falen vor. Wir wollen zunächst Herrn Scharf hören. Herr Scharf hat das Wort. 

Hubert Scharf: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich spreche noch 
einmal zu 201. Wir haben vorgeschlagen, einen Satz davorzustellen. Wenn 
Sie Ziffer 5 der Vorlage der Programmkommission anschauen, dann sehen 
Sie, daß dort die Bedeutung und Verantwortung der Bildungspolitik über den 
nationalen Rahmen hinaus angesprochen worden Ist. Wir bedauern, daß In 
der zweiten Vorlage, die uns hier zur Verabschiedung vorliegt, davon nicht 
mehr die Rede ist. Nach Ansicht unseres Kreisparteitages gehört an den 
Anfang des Kapitels Bildungspolitik wenigstens ein programmatischer Satz, 
der die Weite der Bedeutung und Verantwortung jeglicher Bildungspolitik 
aufzeigt. Ich bitte Sie deshalb zuzustimmen, daß vor den Antrag der Jungen 
Union wenigstens der eine Satz aus der ersten Vorlage ,,Verbesserung und 
Ausbau des Bildungswesens werden zu einer existenzieilen Frage der Mensch­
heit für die nächsten Jahrzehnte" vorangestellt wird. 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren! Weitere 
Wortmeldungen liegen hier nicht vor zu diesen Punkten. Ich möchte jetzt 
zur Abstimmung kommen. Sie haben die Änderungsanträge gehört. Ich muß 
zunächst den Antrag der Antragskommission zur Abstimmung stellen, ich 
bitte um das Zeichen mit der Stimmkarte, wer für den Antrag der Antrags­
kommission eintritt. — Darf ich um die Gegenprobe bitten? — Das erstere war 
die Mehrheit. Die Vorschläge der Antragskommission sind damit angenommen. 

Da bis zur Ziffer 29 keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, darf Ich 
zwischen 27 und 29 mit den eingefügten Änderungen . . . (Widerspruch von der 
Antragskommission) — zunächst will die Antragskommission die Ziffer 28 
behandeln. Das Wort hat Frau Dr. Walz. 

Frau Dr. Hanna Walz: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Hierbei sind 
die Anträge 203 bis 216 zu behandeln. Die Antragskommission schlägt dem 
Parteitag vor, die Ziffer 28 der Bundesvorstandsvorlage sollte angenommen 
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werden. Hier kommen wir aber zu einem Punl<t, der auch In der Antrags-
l<ommisslon umstritten war, den Herr Vogei schon genannt hat. Als Alter­
native werden von uns aber auch die Anträge 203 und 204, daß hier nämlich 
in die Formulierung eine Ergänzung mit Sozial- und Wirtschaftswissenschaften 
hineinkommt, zur Diskussion gestellt. Es waren eine ganze Reihe Anträge, 
die diesen Zusatz beantragt haben. 

Der Antrag Nr. 211 als Ergänzung von Ziffer 28 sollte angenommen werden — 
mit der Einschränkung, daß der letzte Satz von 211 lauten sollte: „Dies erfordert 
einen lebenslangen Lernprozeß." 

Mit den beiden Punkten 1 und 2, die ich eben vorgetragen habe, sind die 
Anträge 206, 207, 208, 209, 210, 212, 215 und 216 inhaltlich abgedeckt und erfaßt. 
Die Antragskommission schlägt vor, die Anträge Nr. 205 und 213 sollten 
abgelehnt werden. 

Der Antrag Nr. 214 — Bundeskultusministerium — sollte unter Ziffer 108 
behandelt werden, weil dort alle Anträge zur Erweiterung der Bundes* 
kompetenzen zusammengefaßt werden. 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Frau Dr. Walz. — 
Wortmeldungen zu Ziffer 28 liegen nicht vor. Ich stelle den Antrag der 
Antragskommission zur Abstimmung und bitte um das Zeichen, wer dafür Ist — 
Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Dann ist so verfahren. 

Ich rufe die Ziffer 29 auf. Dazu spricht zunächst die Antragskommission. 
Das Wort hat Frau Dr. Walz. 

Frau Dr. Hanna Walz: Hier sind die Anträge Nr. 217 bis 227 behandelt. Die An­
tragskommission schlägt dem Parteitag vor: 

1. Der erste Satz von Ziffer 29 des Vorstandsentwurfs sollte übernommen wer­
den. Die Anträge Nr. 217 und 218 sollten abgelehnt werden. 2. Nach dem 
ersten Satz von Ziffer 29, der also übernommen wird, sollte eingefügt werden: 

„Staatliche und freie Träger haben, miteinander konkurrierend oder sich ge­
genseitig ergänzend, ein breitgefächertes Bildungsangebot bereitzuhalten. Den 
freien Trägern ist bei gleichen Leistungsanforderungen" 

— ich betone dies ausdrücklich — 

„die entsprechende Förderung zu gewähren. Die sozialen Sicherungen der 
Mitarbeiter sind zu garantieren." 

Meine Damen und Herren, Sie wissen, daß in unserem Bildungswesen die 
freien Träger immer noch wesentlich zu kurz kommen, obwohl Im gesamten 
westlichen Ausland durchaus ein Konkurrenzverfahren möglich Ist. Dies sollte 
auch bei uns möglich sein. 

(Beifall) 
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3. Der erste Satz des zweiten Absatzes von Ziffer 29 sollte angenommen 
werden. 4. Dagegen sollte der letzte Satz von Ziffer 29 gestrichen werden, 
da er bereits In Ziffer 27 aufgenommen Ist. 

Mit diesen Vorschlägen der Antragskommission werden die Anträge 217 und 
218 abgelehnt, ebenfalls die Anträge 219, 223 und 227. 
Durch die neue Fassung der Ziffer 29 der Antragsl<ommlssion sind die folgen­
den Anträge inhaltlich berücl<sichtigt: Nr. 220, Nr. 222 und Nr. 224. Die An­
träge Nr. 221, 225 und 226, also wieder Erweiterung der Bundeskompetenzen, 
sollten ebenfalls Im Zusammenhang mit der Ziffer 108 beraten werden. 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank. Zu Ziffer 29 liegen 
keine Wortmeldungen vor. Ich komme zur Abstimmung. Ich bitte um das Zei­
chen von allen, die für den Antrag der Antragskommission stimmen möch­
ten. — Darf Ich um die Gegenprobe bitten. — Ich sehe 4 Gegenstimmen. Ent­
haltungen? — Bei einigen Gegenstimmen und einigen Enthaltungen Ist der 
Antrag der Antragskommission angenommen. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, wenn Sie unseren Entwurf zur Hand 
haben und mitverfolgen, ersparen Sie mir eine Wiederholung der durch die 
Antragskommission gegebenen Änderungsvorschläge und eine zweimalige Auf­
zählung der damit erledigten Anträge. Das wird das Verfahren hier sehr ver­
einfachen, wenn wir so verfahren. 

Ich rufe dann auf die Ziffer 30. Dazu hat zunächst Herr Dr. Vogel als Mitglied 
der Antragskommission das Wort. 

Dr. Bernhard Vogel: Meine Damen und Herren, zunächst Ist hier der Antrag 
Nr. 189 — Seite 41 - , den wir vorhin zurückgestellt haben, zu behandeln, 
der vorschlägt, die Überschrift ,,Schulwesen" in „Kindergarten und Schule" ab­
zuändern. Die Antragskommission schlägt Ihnen vor, diesem Antrag zuzustim­
men. 

Zweitens sind zu Ziffer 30 selbst die Anträge Nr. 228 bis 247 zu behandeln. 
Die Antragskommission schlägt vor, die Ziffer 30 nach der Vorstandsvorlage 
anzunehmen, aber das Wort „wie" In der 6. Zelle durch das Wort ,,Insbeson­
dere" zu ersetzen, außerdem einen zweiten Absatz an diese Ziffer 30 anzufü­
gen, und zwar aus Antrag Nr. 243 — also aus dem Antrag des Kreisverbandes 
Emmendingen auf Seite 48 — den zweiten Absatz zu übernehmen. Der zweite 
Absatz von Antrag Nr. 243 sollte der Ziffer 30 angefügt werden. 

Wenn Sie dieser Änderung zustimmten, wären folgende Anträge inhaltlich 
erfaßt: die Anträge Nr. 228, 229, 232, 233, 234, 235, 238, 242, 243, 244 und 246. 

Dagegen schlagen wir vor, folgende Anträge abzulehnen, die sich fast aus­
schließlich mit der Frage der Schule In freier Trägerschaft befassen, denn 
diese Frage ist durch Ihr Votum eben bereits in der vorhergehenden Ziffer 
positiv entschieden worden. Es handelt sich um die Anträge Nr. 230, 231, 239, 
240. 241, 245, 247, 236 und 237. 
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Ich fasse zusammen: Die Anfragskommission schlägt vor, In Ziffer 30 der 
Bundesvorstandsvorlage das Wort „wie" In „insbesondere" zu ändern und den 
zweiten Absatz aus dem Antrag Nr. 243 als zweiten Absatz anzufügen. 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, es liegen zwei 
Wortmeldungen vor, von Herrn Dr. Rödding, Westfalen-Lippe, zu Antrag Nr. 238 
und Frau Ruth Reinhard, Südbaden, zu Antrag Nr. 243. Ich bitte Frau 
Reinhard, sich hier vorn einzufinden. Das Wort hat Herr Dr. Rödding. 

Dr. Gerhard Rödding: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren, der 
Kreisverband Bielefeld hat diesen Antrag Nr. 238 gestellt, um zu einer Kon­
kretisierung in der Vorlage Ziffer 30 zu kommen. 

Im einzelnen zwei Bemerkungen: Schulversuche sollten mit Zustimmung der 
Erziehungsberechtigten erfolgen. Es ist unsere Erfahrung, daß sich diese 
Zustimmung durchaus erreichen läßt und daß dadurch Schule und Unter-
richfung durchsichtiger werden. Solche Schulversuche, die so weitgehend 
von der Elternschaft mitgetragen werden, sind darum auch Im allgemeinen sehr 
viel erfolgreicher; Schule und Unterricht bekommen dadurch eine viel größere 
Publizität. 

Zweitens: Wir sind keine Gegner der Gesamtschule — ganz im Gegenteil —, 
wissen aber, daß viele Gesamtschulen Prestigeprojekte von Kommunen oder 
Parteien sind, 

(Vereinzeit Zustimmung) 

die in manchen Fällen nur aus solchen Prestigegründen eingerichtet und 
manchmal sehr ungeplant geführt werden. Eltern schicken Kinder in diese Schu­
len, nicht weil sie Gesamtschulen, sondern weil sie Ganztagsschulen sind, die 
von Hausaufgaben und Aufsichtspflichten befreien. 

Aus diesem Grunde schlagen wir vor, daß gerade in dem Bereich der Ganz­
tagsschule, der Tagesheimschule und dergleichen Schulversuche angestellt 
werden, denn nur In dieser Konkurrenz können die Gesamtschulen wirklich 
zeigen, ob sie die Schulen der Zukunft sind. 

(Vereinzelt Beifall) 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Danke, Herr Dr. Rödding. — Das 
Wort hat jetzt Frau Reinhard. 

Frau Ruth Reinhard: Die Effizienz von Schulversuchen ist erfahrungsgemäß erst 
nach einer längeren Anlaufzeit zu übersehen. Dies liegt zu einem wesent­
lichen Teil daran, daß die Schulversuche sich in erster Linie auf die organi­
satorische Umgestaltung des Schulwesens beziehen. Eine Reform des Schul­
wesens kann aber nur dann echte Ergebnisse bringen, wenn es gelingt, 
die Lehrpläne von älterem Ballast soweit zu befreien, daß Unterrichtspläne und 
Lernziele auf die Erfordernisse der Gegenwart abgestimmt werden können. 
Dies würde allerdings bedeuten, daß wir von starren Katalogen des zu ver-
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mittelnden Bildungsgutes zu stärker beweglichen Lernprogrammen kommen 
müßten. Solche zu entwickeln wäre die Aufgabe einer Intensiven Bildungsfor­
schung. Sie müßte In ihren Projekten und Einrichtungen innerhalb des Bundes­
gebietes koordiniert werden. 

Eine ihrer dringendsten Spezialaufgaben wäre die Kurrikulumentwicklung. 
Ein Kurrikulum bestimmt ein Lernziel, das innerhalb einer Folge von Unter­
richtsveranstaltungen In gewissen Teilschritten erreicht werden soll. Für jedes 
Fach und für jede Bildungssituation müßten solche Kurrikula entwickelt und 
dauernd überprüft werden. Unbedingter Vorrang gebührt also einer didaktisch-
pädagogischen Neuorientierung und Neustrukturierung der Schule vor der 
organisatorischen. 

Unter diesen Gesichtspunkten betrachtet, ist eine richtig verstandene, mit wis­
senschaftlicher Sorgfalt betriebene Kurrikulumforschung und Kurrikulument­
wicklung eine echte Alternative zu revolutionären Organisationsreformen, die 
einerseits finanziell utopisch sind und andererseits unser ganzes Bildungswe­
sen in eine schwere Krise stürzen müßten. Aus diesem Grunde sollte ein 
Reformeinsatz Im Parteiprogramm der CDU erwähnt werden. 

(Vereinzelt Beifall) 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Daffke schön. — Es ist eine weitere 
Wortmeldung eingegangen von Herrn Borsche, Landesverband Hessen, zu 
Antrag Nr. 231. Ich erteile Herrn Borsche das Wort. 

Arnulf Borsche: Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Berichterstatter 
der Antragskommission hat die Ablehnung des Antrags Nr. 231 vom Landesver­
band Hessen damit begründet, daß er meinte, durch das Votum zur vorherigen 
Ziffer sei bereits die Stellung der CDU zu den Schulen In freier Trägerschaft 
deutlich geworden. IVleine Damen und Herren, ganz freimütig, wir Hessen sind 
der Meinung, daß diese Äußerung nicht klar genug ist, also diese Stellung­
nahme für die Schulen In freier Trägerschaft ist uns nicht klar genug. Wir 
glauben, daß im Programm der Christlich Demokratischen Union zu den Schu­
len freier Träger, denen wir uns schon in der Vergangenheit immer eng ver­
bunden gefühlt haben, eine Äußerung stehen muß, daß wir uns in diesem Pro­
grammentwurf dazu äußern müssen. Wir schlagen deshalb vor, entsprechend 
dem Antrag Nr. 231 noch einen Absatz 3 anzufügen mit der Formulierung: 
„Die Entfaltung der Schulen freier Träger ist zu gewährleisten und ihre Finan­
zierung sicherzustellen." 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Dazu die Antragkommission, Herr 
Dr. Vogel. 

Dr. Bernhard Vogel: Meine Damen und Herren! Dem Sprecher, der eben für 
die freien Träger plädierte, ist vollinhaltlich zuzustimmen. Nur ist er darauf 
hinzuweisen, daß Sie eben bei Ziff. 29 nahezu wörtlich dieses Ja auf unseren 
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Vorschlag hin als Ergänzung beschlossen haben. Ich darf Ihnen noch einmal 
die Formulierung vorlesen: 

„Staatliche und freie Träger haben miteinander konkurrierend oder sich gegen­
seitig ergänzend ein breitgefächertes Bildungsangebot bereitzuhalten. Den 
freien Trägern ist bei gleichen Leislungsanforderungen die entsprechende För­
derung zu gewähren. Die soziale Sicherung der Mitarbeiter an solchen Schulen 
in freier Trägerschaft ist zu garantieren." 

Es ist also genau diesem Wunsche entsprochen, nur bereits In Ziff. 29. Des­
halb halten wir eine Wiederholung bei Ziff. 30 nicht für unbedingt erforderlich. 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren! Es liegen 
weitere Wortmeldungen nicht vor. Ich möchte dann zur Abstimmung Ober die 
Ziff. 30 kommen. Sie haben den Antrag der Antragskommission gehört. Ihr 
Einverständnis voraussetzend, brauche Ich ihn nicht zu wiederholen. 
Ich bitte um Ihr Handzeichen mit der Stimmkarte, wenn Sie für die Anlrags-
kommission stimmen möchten. Wer ist also für die Antragskommission? — Ich 
danke sehr. Wer ist dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? — Bei einigen 
Gegenstimmen und einer Enthaltung ist der Antrag der Antragskommission 
angenommen. Herzlichen Dank. 

Ich möchte dann, meine Damen und Herren, die Ziff. 31 aufrufen. Dazu liegen 
die Anträge 248 bis 275 vor und werden behandelt. Zunächst hat dazu Herr 
Dr. Vogel das Wort. 

Dr. Bernhard Vogel: Was die Ziff. 31 betrifft, so Ist hier vor allem die Frage 
kontrovers, ob die Vorschulklasse obligatorisch werden soll oder nicht. Mit 
dieser Frage vor allem beschäftigen sich die meisten Anträge, die es zu be­
handeln gilt. 
Daneben ist auch die Frage aufgeworfen, ob der Besuch der Kindergarten­
einrichtung kostenlos sein soll oder nicht. Die Antragskommission war der 
Meinung, daß beide Themen insofern zusammenhängen, als für die Zelt, In 
der noch nicht für alle Kinder entsprechende Plätze zur Verfügung stehen, ein 
kostenloser Besuch der Kindergärten eine doppelte Bevorzugung derer, die 
einen Platz erhalten, wäre, 

(Zustimmung) 

weil sie dann erstens einen Platz haben und zweitens ihn kostenlos haben, 
während die, die keinen Platz bekommen, beide Nachteile hätten. Deswegen 
schlägt die Antragskommission generell vor, zwar eine staatliche Verpflich­
tung zur Förderung der Einrichtungen, insbesondere auch der in freier Träger­
schaft vorzusehen, nicht aber jetzt schon für einen kostenlosen Besuch zu 
plädieren. 

Folgende Anträge fordern einen obligatorischen Besuch der Vorschulklasse: 
Die Anträge Nr. 250 — das Ist ein Antrag von drei Landesverbänden, Braun­
schweig, Hannover und Oldenburg —, der Antrag Nr. 252 des Landesverbandes 
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Hamburg, der Antrag Nr. 256 - Kreisverband Jülich - , der Antrag Nr. 258 — 
Kreisverband Oberhausen —, der Antrag Nr. 264 — Kreisverband Bonn —, 
der Antrag Nr. 269 — Kreisverband Berlin-Tiergarten —, der Antrag Nr. 270 — 
Kreisverband Kreis Köln — und Nr. 275 — Bundesvereinigung Junge Union. 

Die Antragsl^ommission hat zwar mit Mehrheit für obligatorisch, plädiert, schlägt 
aber vor, hier die Entscheidung des Parteitages herbeizuführen und von uns 
I<einen Antrag zu steilen. Die Antragskommission empfiehlt darüber hinaus 
folgende Neufassungen und Ergänzungen der Ziff. 31. Diese Neufassungen und 
Ergänzungen entsprechen den Anträgen Nr. 256 — Kreisverband Jülich —, 
Nr. 258 - Kreisverband Oberhausen —, Nr. 262 — Kreisverband Mönchen­
gladbach — und Nr. 269 — Kreisverband Berlin-Tiergarten —. Danach soll die 
Ziff. 31 folgendermaßen gefaßt werden: 

„Kindergärten und Vorschull<lassen sollen die Familienerziehung durch eine 
frühzeitige Förderung der Persöniichl<eit des Kindes und durch den Abbau von 
Milieusperren unterstützen und ergänzen. Vorschuikiassen sollen durch den 
behutsamen Übergang von der Kindergartenpädagogik zur Schulpädagogik 
gleiche Lernvoraussetzungen der Kinder schaffen und auf den Eintritt In die 
Grundschule vorbereiten." 

— Jetzt kommt eine In vielen Anträgen wiederkehrende Formulierung — 
,,Durch Landesgesetz soll die Verpflichtung des Staates zur finanziellen Unter­
stützung auch der freien Träger gesichert werden." 

— Jetzt der Vorstandsvoriage folgend — 
„Wir werden das Bildungsangebot, Insbesondere auf dem Lande, verbessern. 
Wir wollen" — 

— Jetzt gehen wir etwas über die Vorstandsvorlage hinaus — 
,,vermehrt Schulzentren, Tagesheime und Ganztagsschulen schaffen." 

Außerdem soll ein dritter Absatz, entsprechend dem Antrag Nr. 260 — Kreis­
verband Dinslaken — angefügt werden: 
„Auch im Schulbereich soll der freie Samstag angestrebt werden." 

Durch diese Neuformulierung, wobei also das Anstreben des freien Samstag 
aus dem Antrag Nr. 260 ganz neu in die Vorlage käme, also durch diese 
Anträge und den eben verlesenen Formulierungsvorschlag sind folgende An­
träge Inhaltlich erfaßt: die Anträge 251, Rheinland-Pfalz, 255, Hanau-Land und 
der Antrag 262. 

Wir bitten, den Antrag In dieser Formulierung anzunehmen. Ich stelle die 
Frage, Herr Präsident, ob ich die Neufassung noch einmal langsam vorlesen 
soll, damit sie jeder mitstenografieren oder mitschreiben kann. 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Ich halte das für richtig. 

Dr. Bernhard Vogel: Ziff. 31 würde jetzt folgende Fassung haben: 
„Kindergärten und Vorschulklassen sollen die Familienerziehung durch eine 
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frühzeitige Förderung der Persöniichiceit des Kindes und durch den Abbau 
von Milieusperren unterstützen und ergänzen. 

VorschulJcIassen sollen durch den behutsamen Übergang von der Kindergarten­
pädagogik zur Schulpädagogik gleiche Lernvoraussetzungen der Kinder schaf­
fen und auf den Eintritt in die Grundschule vorbereiten. 

Durch Landesgesetz soll die Verpflichtung des Staates zur finanziellen Unter­
stützung auch der freien Träger gesichert werden. 

Wir werden das Bildungsangebot insbesondere auf dem Lande verbessern. Wir 
wollen vermehrt Schulzentren, Tagesheime und Ganztagsschulen schaffen. 
Auch im Schulbereich soll der freie Samstag angestrebt werden." 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Herr Or. Vogel, wollen Sie noch zu 
den Punkten 4 und 5 sprechen? 

Dr. Bernhard Vogel: Ja. — 4 und 5 sind die Anträge 248, 254 und 257, die 
also erledigt wären. Wir schlagen vor, die Anträge 249, 253, 269, 259, 263, 
267 und 268 sowie 272 und 274 abzulehnen. 

Wilfried Hasseimann, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Herr Dr. Vogel. 
Meine Damen und Herren, zu dieser Ziffer habe ich 6 Wortmeldungen vorlie­
gen, ich frage, ob lalle Wortmeldungen aufrechterhalten werden, nachdem die 
Antragskommission eine Neuformullerung von 31 vorgetragen hat. — Wenn alle 
Wortmeldungen aufrechterhalten werden, dann hat Herr Horst Schröder, 
Hamburg, zuerst das Wort. 

Horsl Schröder: Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
habe vorhin schon angedeutet, daS es nicht Aufgabe dieses bildungspoliti­
schen Teils unseres Parteiprogramms war und sein konnte, eine umfassende 
bildungspolitiische Konzeption, die'alle Bereiche umfaßt, darzulegen. 

Aber ich meine doch, daß gewisse Schwerpunkte, gewisse Prioritätensetzungen, 
in unserer Bildungspolitik eindeutig erkennbar sein müssen. Und ich glaube, 
daß wir in Ziff. 31 an eine der entscheidenden Weichenstellungen für unsere 
zukünftige bildungspolitische Arbeit gekommen sind. Ich möchte mich aus die­
ser Überlegung heraus mit Nachdruck für die Einführung der obligatorischen 
vorschulischen Erziehung für die Fünfjährigen aussprechen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, aus drei Überlegungen heraus: Zunächst fachbezo­
gen. Sie wissen, daß in der neueren Pädagogik und in der neueren Psycholo­
gie eindeutig der Wert und die Notwendigkeit der vorschulischen Erziehung 
erwiesen sind. Darüber braucht, glaube ich, im Grundsatz nicht mehr gestrit­
ten zu werden. Das findet insofern ja bis zu einem gewissen Grade seinen 
Niederschlag in der Fassung, die uns hier von der Antragskommission vor­
gelegt worden ist. 
Aber es gibt zwei, wie mir scheint, eminent politische, allgemelnpolitische 
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Überlegungen, die uns zu einer Aussage im Sinne einer obligatorischen vor­
schulischen Erziehung für die Fünfjährigen veranlassen sollten. 

Das Ist zum einen der Punkt, wenn w/ir davon ausgehen und die bildungs­
politische Grundprämisse der Chancengleichheit realisieren v\>ollen, des Ab­
baues von milieubedingten Bildungssperren — und solche gibt es auch heute 
noch —, daß das dann logischerw^eise seinen Ausfluß finden muß in einer ob­
ligatorischen vorschulischen Erziehung. Wenn Sie diese vorschulische Erzie­
hung nicht obligatorisch gestalten, dann verkleinern Sie nicht nur die Chan­
cengleichheit, sondern Sie vergrößern die Chancenungleichhelt. 

(Beifall) 

Das heißt, eine nicht obligatorisch erklärte vorschulische Erziehung führt genau 
zum gegenteiligen Effekt dessen, was wir eigentlich, wie Ich hoffe, überein­
stimmend erreichen wollen. 

Es gibt noch einen letzten allgemeinen politischen Grund. Ich glaube, daß 
wir bei dieser Ziffer an einem der Kernpunkte angelangt sind, wo wir uns 
auch gegenüber, ich wiederhole es noch einmal, der sozialdemokratischen Bil­
dungspolitik der integrierten Gesamtschule eindeutig abheben. 

Meine Damen und Herren, wenn auch wir mit Überzeugung die Chancengleich­
heit realisieren wollen, dann müssen wir nachweisen, daß die Chancengleich­
heit an bestimmten Stellen effektiv herbeizuführen Ist. Und dieses effektive 
Herbeiführen liegt in den allerfrühesten Jahren der Kindeserziehung, eben im 
5. Lebensjahr beispielsweise. 
Und wir können nicht zur gleichen Zeit — darüber muß man sich politisch 
klar sein — sowohl eine obligatorische Vorschulerziehung ablehnen als auch 
etwa die integrierte Gesamtschule. Im Gegenteil, wenn wir der Auffassung sind, 
daß ein gegliedertes Schulwesen notwendig und aus bildungspolitischen Grün­
den erforderlich ist, müssen wir als gleiche Startchance die vorschulische Er­
ziehung einführen. 

Wenn wir aber auf der anderen Seite meinen, daß Chancengleichheit eines 
der tragenden Prinzipien unseres BIldungsiA/esens sein muß, dann muß diese 
Vorschulerziehung obligatorisch sein. Ich glaube, nur so können wir in der bil-
dungspolitischen Diskussion unseres Landes bestehen. Ich wäre Ihnen aus 
diesem Grunde sehr dankbar, wenn der Parteitag mit überzeugender Mehrheit 
sich für die obligatorische vorschulische Erziehung der Fünfjährigen aus­
spräche. 

Wir vollziehen mit einem solchen Beschluß einen entscheidenden bildungs­
politischen Durchbruch und werfen uns damit auch als CDU/CSU in der 
bildungspolitischen Diskussion unseres Landes wieder an die vorderste 
Front. 

(Beifall) 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank. Das Wort hat jetzt 
Herr Ludwig, Westfalen-Lippe. 
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Paul Ludwig: Herr Präsident, meine Damen und Herren I Kern des Antrages 
des Landesverbandes Westfalen-Lippe Ist der Satz: 

. . . ebenso wie der Schulbesuch muß auch der Besuch von Kindergärten und 
Vorschuleinrichtungen kostenlos sein . . . 

Der Landesverband Westfalen-Lippe ist der iVieinung, daß diese Forderung 
jetzt schon in das Programm aufgenommen werden sollte. Ich kann der 
Argumentation der Satzungskommission nicht ganz folgen. 

(Beifall) 

Wenn man sagt, man könne das noch nicht in das Programm aufnehmen, weil 
sonst eine Chancenungleichheit da wäre, weil wir noch nicht für alle Kinder 
Platz haben, dann dürften wir den Kindergärten auch noch keinen pädago­
gischen Auftrag geben, auch nicht den Auftrag, auf die Schule vorzubereiten, 
denn das wäre genauso eine Chancenungleichheit. 

(Beifall) 

Wir dürfen doch nicht übersehen, daß der Kindergartenbeitrag gerade die är­
meren Schichten und die kinderreichen Familien trifft. Und denen sollte man 
Im heutigen Zeitpunkt schon den Kindergartenbesuch kostenlos ermöglichen, 
gerade im Hinblick darauf, daß ja der Schulbesuch kostenlos Ist. Und wenn 
der Schulbesuch kostenlos ist, ferner die Lehrmittelfreiheit, dann müßte 
konsequenterweise auch die Vorbereitung auf den Schulbesuch kostenfrei sein. 
Deswegen die Bitte, unserem Antrag stattzugeben. 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Das Wort hat jetzt Herr Burger aus 
Baden-Württemberg. 

Albert Burger: Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die obligatorische 
Einführung eines Vorschuljahres für Fünfjährige erscheint mir einigermaßen 
problematisch, und zwar wegen der Gefahr einer sogenannten Verschulung 
dieser Entwicklungsphase, vor der Psychologen und Pädagogen warnen. 

(Zuruf: Sehr richtig! - Beifall) 

In ihren Thesen zur Reform der Vorschulerziehung kommt auch die Ver­
treterversammlung des Deutschen Caritas-Verbandes zu folgendem Ergebnis: 

Die Vorverlegung der Schulpflicht wird mit der Verbesserung sozialer Chan­
cengleichheit begründet. Diese ist Jedoch mit einer Förderung ab fünf Jahren 
nicht mehr zu erreichen, da Entwicklungsabschnitte, die z. B. für den Aufbau 
der Sprache, des sozialen Verhaltens und der Leistungsmotivation einmalige 
Chancen enthalten, vor diesem Alter liegen. Maßnahmen zur Verbesserung 
der sozialen Chancengleichheit müssen deshalb als Angebot mit Beginn der 
Gemeinschaftsfähigkeit etwa ab drei Jahren einsetzen. Unentbehrlich also Ist 
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ein Ausbau der vorschulischen pädagogischen Betreuung der Drei- bis Fünf­
jährigen in gut ausgebauten und fachgerecht geführten Kindergärten. Dazu sind 
notwendig: 

1. eine Neustrul<turierung der bestehenden Kindergärten und Neuschaf­
fungen solcher Einrichtungen; dazu gehört mehr staatliche Hilfe für 
die freien Träger; 

2. Schaffung qualifizierter Ausbildungsstätten für sozialpädagogische 
Berufe und 

3. eine Intensive Elnwirl<ung auf die Eltern durch sachgerechte und fach­
lich exalrte Elternberatung und Schulung. 

Maßnahmen dieser Art sind unerläßlich, well entsprechend einschlägigen 
Untersuchungen das soziale Chancengefälle Im Bildungsbereich nach Ab­
schluß des fünften Lebensjahres kaum mehr abzubauen ist. Die Gemein­
schaftsfähigkeit des Kindes beginnt eben etwa ab vollendetem dr^jtten 
Lebensjahr. 

Ich darf zusammenfassen: Ich plädiere deshalb mit Vorrang für 

1. Beratung und Förderung der Eltern; denn entscheidende Prägungen 
erfährt das Kind während der ersten drei Lebensjahre in der Familie; 

2. neustrukturierte Kindergärten, vor allem gezielt in Wohngebieten sozial 
benachteiligter Bevölkerung und 

3. qualifizierte Maßnahmen für soziaipädagogische Berufe. 
Diese Maßnahmen erscheinen mir als vordringlich. 

(Beifall) 

WllfrlecS Hasselmann, Tagungspräsidium: Herzlichen Dankl Ich bitte, sich vor­
zubereiten: Herrn Jürgen Rosorius, Rheinland, Herrn Rühe, Hamburg, Herrn 
Konrad Grundmann, Rheinland, und Herrn Brügner, Baden-Württemberg. 
Das Wort hat jetzt Herr Dr. Gelssler. 

Dr. Heinrich Gelssler: Meine Damen und Herren, liebe Parteifreunde! Ich 
möchte mich nachdrücklich für die Formulierung der Antragskommission ein­
setzen, weil auch ich die Frage der vorschulischen Erziehung in Kinder­
gärten und Vorschulklassen für eine wesentliche Frage unserer Bildungs­
politik halte. Ich möchte mich aber genauso nachdrücklich dagegen aus­
sprechen, daß wir in diese Formulierung die obligatorische Verpflichtung für 
die Fünfjährigen, Vorschuiklassen zu besuchen, aufnehmen, 

(Beifall) 

und zwar aus folgenden Gründen: 
Diese Frage, die vorschulische Erziehung, kann nicht dadurch gelöst wer­
den — jetzt nicht und auch nicht in absehbarer Zeit —, daß wir schlicht 
und einfach schematisch das Schulpfilchtalter um ein Jahr vorverlegen. 

(Beifall) 
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Das sind Fragen, die mit einem vielfältigen Katalog von Antworten versehen 
werden müssen. Da In allen Ländern Im Moment wissenschaftliche Modell­
versuche hinsichtlich dieser Frage laufen, würde eine Aufnahme des obliga­
torischen Vorschulklassenbesuchs pral<tisch eine politische Präjudizierung noch 
nicht abgeschlossener wissenschaftlicher Untersuchungen bedeuten. 

(Beifall) 

Genau diesen Versuch hat ja auch die Bundesregierung in ihrem Bildungs­
bericht unternommen. Daß die Zeitphase, die ich angegeben habe, nicht will­
kürlich ist, geht auch schon daraus hervor, daß der Bildungsrat in einer 
optimistischen Schätzung erst für das Jahr 1980 mit der Realisierung der Vor­
verlegung der Schulpflicht rechnet. 

Meine Damen und Herren, Sie alle wissen, daß die Schule heute alle Hände 
voll zu tun hat, ihrem pädagogischen Auftrag in der Grundschule gerecht zu 
werden. 

(BeWaM) 

Die Schule ist im Moment weder sachlich noch personell noch finanziell in 
der Lage, den pädagogischen Auftrag den Fünfjährigen gegenüber zu erfüllen. 

(Beifall) 

Kleine Kinder, meine Damen und Herren, in pädagogisch unzulängliche Ein­
richtungen zu zwingen, kann vielleicht von einigen Bildungspolitikern, kann 
aber nicht den Kindern gegenüber verantwortet werden. 

(Erneuter Beifall) 

Außerdem müssen Sie sich darüber im klaren sein, daß bei einer Einbezie­
hung der Fünfjährigen in die Schule praktisch vom Kindergartensektor alle 
finanziellen Mittel und alle Fachkräfte abgezogen werden würden. 

(Vereinzelter Beifall) 

Der Kindergarten nur für Drei- und Vierjährige — das ist doch gerade die 
entscheidende Zeit: diese Drei- und Vierjährigen — würde pädagogisch ver­
armen und wieder in eine Bewahranstalt zurücksinken, also wieder in eine 
schlechtere Situation hineingeraten, die wir ja gerade überwinden wollen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, es kommt daher entscheidend darauf an, daß wir 
hinsichtlich dieser Frage ein Gesamtkonzept entwickeln; es kommt entschei­
dend darauf an, daß das personelle und das sachliche Angebot ständig er­
weitert wird. Erst dann und wenn die wissenschaftlichen Untersuchungen ab­
geschlossen sind und alles In ein Gesamtkonzept einbezogen worden Ist, 
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kann die Frage einer obligatorischen Schulpflicht für die Fünfjährigen sinn­
vollerweise entschieden werden. 

(Bravorufe und Beifall) 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Danke schön! Das Wort hat jetzt Herr 
Jürgen Rosorius, Rheinland. 

Jürgen Rosorius: Meine Damen und Herren, es trifft sich gut: Ich bin ein 
Befürworter der obligatorischen Vorschulerziehung. Ich meine, wenn wir das, 
was von den Antragstellern der verschiedenen Landesverbände zur Begründung 
einer Vorschulklassenerziehung überhaupt gesagt wurde, ernst nehmen, daß 
nämlich vorschulische Erziehung die Entfaltung der kindlichen Persönlichkeit, 
seine Selbständigkeit ihm geben soll, daß es ihm ein Gemeinschaftsgefühl 
vermitteln soll, was es im Elternhaus allein meistens nicht erreichen kann, 
wenn die vorschulische Erziehung dazu dienen soll, dem Abbau von Mi­
lieusperren zu dienen, dann sind das, so meine ich, solch wichtige Aufgaben, 
daß wir uns fragen müssen: Wie können wir dieses bildungspolitische Ziel am 
besten erreichen? Hier meine ich in der Tat, daß wir dieses Ziel, wenn wir 
es so formulieren, nur dann erreichen, wenn wir es obligatorisch für alle 
definieren. Meines Erachtens werden wir sonst nämlich überhaupt nicht zu 
einer Bedarfsfeststellung kommen können. Wer soll, wenn wir diese Frage 
offenlassen, die finanziellen Mittel überhaupt aufbringen? Auf welche Planung 
hin sollen denn dann die Vorschulklassen eingerichtet werden? Wer will 
das dann feststellen? Ich meine also, daß wir dann, wenn wir das Ganze nicht 
obligatorisch machen, im Grunde genommen zu einer Privilegierung derjeni­
gen kommen, die die Bedeutung der vorschulischen Erziehung schon erkannt 
haben, und diejenigen nur benachteiligen, die vielleicht auf Grund ihrer Bildung 
diese Bedeutung noch nicht kennen. 

(Beifall) 

Ich meine also, daß es aus sozial- und gesellschaftspolitischen Gründen not­
wendig ist, die vorschulische Erziehung obligatorisch, d. h. die Vorschulklasse 
obligatorisch einzurichten. 

Wir können auch feststellen, daß man In all jenen Ländern, wo Vorschul­
klassen bestehen, zu einer sozial gerechteren Zusammensetzung der Bil­
dungseinrichtungen gekommen ist, vor allem der weiterführenden Bildungs­
einrichtungen. 

Es ist nicht die Aufgabe von Vorschulklassen, auf das schulische Lernen vor­
zubereiten, sondern Vorschulklassen sollen — ich fasse es noch einmal 
zusammen — die Entfaltung der kindlichen Persönlichkeit fördern. Sie sollen 
dem Kind spielerisch die Freude am Lernen vermitteln, damit es sich später 
in der Schule besser orientieren kann. 
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Ich meine, das seien so wichtige Grundsätze, daB wir ein System finden 
soliten, das sichert, daß, aile Bevöll<erungsschlchten davon nicht nur Ge­
brauch machen können, sondern davon Gebrauch machen. 

Ich glaube, daß die obiigatorische Vorschulerziehung Voraussetzung für ein 
demol<ratisches Bildungswesen ist. 

Lassen Sie mich noch zu einem Einwand, der eben gebracht wurde, Stellung 
nehmen. Wir würden, täten wir das, die Kindergärten benachteiligen! Das ist 
meines Erachtens völlig richtig, und das weiß auch jeder, der sich mit dem 
Problem der Vorschulkiasse beschäftigt hat, daß wir heute selbst für die Kinder­
gärten noch zu wenig ausgebildetes Fachpersonal haben. Es weiß auch Jeder, 
daß die Kindertagesstätten heute schlecht ausgestattet sind und daß das 
Arbeits- und Spielmaterial nicht pädagogischen Anforderungen entspricht. Aber 
obwohl wir das wissen, sollten wir das Ziel, Vorschulklassen obligatorisch 
einzurichten, nicht aufgeben. Meine Damen und Herren, nur darum geht es. 
Es geht in diesem Programm und bei dieser Formulierung nicht darum, ob 
wir dieses schon morgen verwirklichen können, sondern daß wir die Grund­
züge aufzeigen, wie wir glauben, daß wir die Chancengleichheit im Bildungs­
wesen langfristig wirklich verwirklichen können. Und hier bin ich der iVleinung, 
wir sollten auf das Ziel einer obligatorischen Vorschulklassenerziehung nicht 
verzichten, selbst wenn der Verwirklichung zur Zeit in der Tat noch gewisse 
Gründe entgegenstehen. 

(Beifall) 

Wlltried Hasselmann, Tagungspräsidium: Das Wort hat Jetzt Herr Rühe aus 
Hamburg. 

Volker Rühe: IVleine Damen und Herren. Die Junge Union Deutschlands, deren 
Antrag ich hier vertreten möchte, spricht sich für die obligatorische Einrichtung 
von Vorschulklassen aus. Wir tun das, weil wir meinen, daß Vorschulerzie­
hung nur dann Im Sinne einer Chancengleichheit wirksam werden kann, wenn 
sie in der Zielvorstellung obligatorisch eingerichtet wird. Sonst werden immer 
diejenigen — und das ist schon erwähnt worden — verstärkt gefördert, die 
ohnehin durch Familie und Milieu privilegiert und motiviert sind, von diesem 
zusätzlichen Bildungsangebot Gebrauch zu machen. Statt eines Abbaues der 
Chancenungleichheit, von dem die Rede ist, erleben wir dann eine Verstärkung 
der unterschiedlichen Lernvoraussetzungen, und ich meine nicht, daß das in 
unserem Sinne sein sollte. 

Ich möchte kurz auf einige Gegenargumente eingehen, die hier insbesondere 
von Herrn Minister Geissler vorgetragen worden sind, im Unterschied zu den 
Sozialdemokraten sehen wir in der obligatorischen Einrichtung des Vorschul­
jahres keine Vorverlegung der ersten Grundschulklasse, sondern eine eigen­
ständige pädagogische Aufgabe, und ich meine, wir sollten uns von dem 
falschen Verständnis der Sozialdemokraten und der Bundesregierung hier 
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nicht von unserem Ziel abbringen lassen. Ich meine, daß durch eine eigen­
ständige Pädagogik auch die Gefahr der Verschulung verhindert werden kann. 
Schiießlich ist dem Argument, daß quantitativ von den Räumen und den Per­
sonen her diese Aufgabe nicht erfüllt werden könne, schon entgegengehalten 
worden — ich möchte das auch für die Junge Union unterstreichen —, daß es 
sich hier um eine Zielvorstellung, um ein Langzeitprogramm handelt. Ich mei­
ne, wenn wir uns heute grundsätzlich für die obligatorische Vorschulerziehung 
entscheiden, Herr Minister Gelssler, dann wird das auch Ihnen und anderen 
helfen, die erforderlichen Personen, Räume und finanziellen Mittel leichter zur 
Verfügung gestellt zu bekommen. 

Meine Damen und Herren, die SPD tut sich sehr schwer In Sachen Vorschul­
erziehung, nachdem sie jahrelang lautstark die Einführung der Gesamtschule 
als Regelschule eben mit der Herstellung der Chancengleichheit begründet 
hat. Heute ist es aber in der allgemeinen Diskussion unbestritten, daß die 
Vorschule der wichtigste Ansatzpunkt für die Verwirklichung der Chancen­
gleichheit ist. loh darf hier auf einen Artikel von Günther Krems in der „Welt" 
hinweisen, der vor einigen Tagen erschienen ist, in dem er bemerkt, daß sich 
die Kohl-Kommission eben nur konsequenterweise und zu Recht für die Ein­
führung des obligatorischen Vorschuljahres ausgesprochen hat und daß die 
CDU hier einen Vorsprung in der Bewußtseinsbildung hat. Ich meine, wir soll­
ten das hier nicht leichtfertig verspielen und uns nicht aus einer günstigen 
Situation in der bildungspolitischen Diskussion hinauskatapultieren. 

(Beifall) 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Als nächster hat das Wort Herr 
Grundmann (Rheinland). 

Konrad Grundmann: Herr Präsident, meine Damen und Herren, liebe Freundel 
Ich muß zunächst sagen, daß ich nur vollinhaltlich unterstützen kann, was 
Herr Kollege Geissler vorgetragen hat. 

(Beifall) 

Auch Ich bin der Meinung, daß die obligatorische Vorschule so lange nicht 
Programmanteil sein sollte, als die wissenschaftlichen Versuche in unseren 
Ländern — und sie tun es ja — überall laufen. Das bedeutet keine Absage 
an die Institution, sondern nur jenes Maß notwendiger Geduld, das man haben 
sollte, wenn man selber wissenschaftliche Aufträge erteilt, die eine letzte 
Aussage für die praktische Politik geben sollen. 

Ich muß im übrigen sagen, daß all das, was hier für die Vorschulklasse 
vorgetragen wird, sicherlich in gleichem Maße — und das sollten wir hier 
unterstreichen — für die Qualität der Entwicklung des Kindergartens gilt, 
dessen pädagogischer Platz ja für uns deswegen gesichert ist, well seine hohe 
Qualität und hohe pädagogische Entwicklung in den letzten Jahren gerade 
durch uns politisch vorwärtsgetrieben worden sind. 
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Ich will aber auch gleichzeitig ein Wort zur Unterstützung des Antrags 249 des 
Landesverbandes Westfalen-Lippe sagen. Ich habe aus Gründen der hier von 
mir gemachten Feststellung der Idaren Position des Kindergartens In der 
frühl<indlichen Erziehung die sehr herzliche Bitte — um so mehr als es gerade 
unsere Initiativen auch in den von uns geführten Ländern oder dort, wo wir In 
der Opposition sind, daß Kindergartengesetze l<ommen —, daß wir darum 
hier im Programm an der kostenlosen Gestaltung von Kindergärten und Vor­
schuleinrichtungen festhalten. Ich sage das insbesondere, weil sich zum Teil 
die Auseinandersetzungen in den Ländern, in denen wir in der Opposition mit 
den Sozialdemokraten stehen, gerade an dieser Frage entzündet haben, die 
deswegen die Verweigerung dieser Kostenfreiheit Im Augenblick begründeten, 
weil sie die pädagogische Position des Kindergartens In seiner Qualität, 
wie er heute dasteht, bestreiten und von da her — so habe Ich den Eindruck — 
den Versuch einer anderen Entwicklung im Bereich der frühkindllchen Er­
ziehung machen wollen, sicherlich nicht zugunsten der bisherigen Träger. 

Ich unterstreiche also die Bitte des Landesverbandes Westfalen-Lippe, für die 
rheinische Landespartei dieser Formulierung zuzustimmen. 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Das Wort hat Herr Brügner vom Lan­
desverband Württemberg-Hohenzoilern: 

Richard Brügner: Herr Präsident, meine Damen und Herrenl Ich möchte mich 
gegen die obligatorische Einführung der Vorschulerziehung aussprechen, und 
zwar deshalb, weil sie in absehbarer Zelt einfach nicht zu realisieren ist. Wir 
steilen ein Programm auf, das eine Aussage für eine absehbare Zeit und nicht 
für das Jahr 1980 ist Würden wir heute die Einführung der Vorschulerziehung 
obligatorisch fordern, würde das bedeuten, daß eben durch die Reformen 
wieder das Bildungsgefäiie zwischen Stadt und Land anwächst. Denn in den 
Städten lassen sich solche Reformen leichter und schneller realisieren als in 
den schwach strukturierten Gebieten. Durch zu hochgespannte Forderungen, 
die wir zur Zeit weder personell noch finanziell verkraften können, werden wir 
letztlich auch unglaubwürdig. Es ist ja auch In der Kulturpolitik — so glaube 
Ich — die Aufgabe, den Mut zu haben zuzugeben, daß man immer nur einen 
Schritt nach dem anderen tun kann. 

(Beifall) 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Das Wort hat Frau Dr. Obermüller-
Kochs aus Baden-Württemberg. 

Frau Dr. Ingrid Obermüller-Kochs: Herr Präsident, meine sehr verehrten Da­
men und Herrenl Ich glaube, wir müssen hier zweierlei unterscheiden. Das eine 
ist die Zielvorstellung, und ich meine, hinsichtlich der Zielvorstellung dürften 
wohl gar keine Zweifel darüber entstehen, daß die Vorschulerziehung für alle 
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Kinder wünschenswert Ist und daß wir alle Kinder nur erfassen können, wenn 
wir die obligatorische Vorschule einführen. Zielvorstellung und Realisierung 
sind aber etwas anderes. Die Realisierung l<ann erst dann in Angriff 
genommen werden, wenn gesicherte wissenschaftliche Versuche vorliegen 
und wenn die notwendige finanzielle Unterbauung dazu da ist. Deswegen mei­
nen wir, daß wir das eine tun, das andere aber nicht lassen dürfen. Die Ziel­
vorstellung heute zu entwickeln, scheint mir unser politischer Auftrag zu sein. 
Wir sollten aber gleichzeitig mit aller gewünschten Deutlichkeit zum Aus­
druck bringen, daß an die Realisierung erst dann gedacht werden kann, wenn 
die pädagogischen, wissenschaftlichen und finanziellen Voraussetzungen da­
für gesichert sind. Ich glaube, wenn wir zu einer derartigen Formulierung 
kommen, treten gar keine Differenzen in diesem Raum mehr auf, und wir 
könnten zu einem nahezu einstimmigen Ergebnis gelangen. — Ich danke 
Ihnen. 

(Beifall) 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Als nächste Wortmeldung liegt hier 
die Wortmeldung von Herrn D. Dietrich Stratmann vom Landesverband Han­
nover vor. 

D. Dietrich Stratmann: Herr Präsident, meine Damen und Herren! ich möchte 
mich heute dagegen aussprechen, daß wir die obligatorische Vorschule ein­
führen. Wir sollten nicht denselben Fehler machen wie die Sozialdemokraten 
und das Ergebnis von wissenschaftlichen Versuchen vorwegnehmen. 

Es ist aber wissenschaftlich erwiesen, daß die Drei- und Vierjährigen bereits 
gefördert werden müssen und können. Da können wir die Chancengleich­
heit verbessern. Deswegen sollten wir den Besuch der Kindergärten und Vor­
schuleinrichtungen auf Kindergartenbasis verbilligen, das heißt, kostenlos 
machen. 

Wir wollen heute Zielvorstellungen entwickeln, so wurde gesagt. Eine Ziel­
vorstellung ist der kostenlose Besuch aller Vorschuleinrichtungen. Deswegen 
möchte Ich den Antrag 249 unterstützen, der dies fordert. 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Herzlichen Dankl — IVIelne Damen 
und Herren, weitere Wortmeldungen habe ich nicht. Es Hegt eine Wortmeldung 
von Herrn Ehlert, Rheinland, zur Geschäftsordnung vor. 

Bevor ich Herrn Ehlert das Wort erteile und wir zur Abstimmung kommen, 
möchte Ich noch einmal bekanntgeben, daß die Landesgeschäftsführer von 
Bremen und Schleswig-Holstein dringend gebeten werden, die Stimmkarten' 
und Stimmblocks abzuholen. Ich hoffe, das Ist inzwischen erledigt. — Jetzt hat 
Herr Ehlert das Wort zur Geschäftsordnung. 

Heinrich Ehlert: Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wir haben In der 
Diskussion nun zwei wichtige Punkte als Abänderungswünsche gegenüber 
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dem von der Antragskommission vorgelegten Antrag gehört. Ich -möchte mei­
nen, wenn wir zu einer wirklich klaren Obersicht kommen wollen, die der Par­
teitag bei diesen Abänderungen tatsächlich wünscht, müßten über diese Ab­
änderungen zuvor Abstimmungen stattfinden und nicht erst der Antrag der 
Antragskommission hier zur Abstimmung vorgelegt werden. Denn sowohl in 
der Frage, ob ein obligatorisches Vorschuljahr eingeführt werden soll, wie 
auch In der Frage, ob wir den kostenlosen Besuch der Kindergärten anstreben, 
kann doch nur eine klare Obersicht gewonnen werden, wenn wir zunächst diese 
beiden einzelnen Fragen zur Abstimmung stellen. 

(Beifall) 

Ich bitte daher den Parteitag, mir zuzustimmen, zunächst über diese Abände­
rungsvorstellungen abzustimmen und dann erst den Antrag der Antragskom­
mission vorzulegen. 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Zunächst möchte dazu die Antrags­
kommission das Wort nehmen. 

Dr. Bernhard Vogel: Ich darf noch einmal wiederholen, daß es auch unser 
Vorschlag war, zunächst über die Frage des Wortes „obligatorisch" zu ent­
scheiden, erst also darüber abzustimmen, ob die Vorschulklasse obligatorisch 
werden soll: ja oder nein, und dann erst über die Neuformulierung der Ziffer 31 
abzustimmen, wo dann je nach dem Ausgang der Abstimmung das Wort 
„obligatorisch" einzufügen wäre oder nicht. 

Ebenso muB, bevor über die Neuformulierung von Ziffer 31 abgestimmt wird, 
über die Frage abgestimmt werden: kostenloser Besuch oder nicht? Für den 
Fall, daß „kostenlos" eine Mehrheit bekommt, müßte Ziffer 31 im letzten Satz 
des ersten Absatzes entsprechend geändert werden. 

Ich bitte also, Herr Präsident, daß man erst über die Frage, ob die Vorschule 
obligatorisch sein soll oder nicht, abstimmt und dann die Frage entscheidet, 
ob der Besuch von Kindergarten und Vorschule — so lauten die Anträge — 
kostenlos sein soll oder nicht. Ich bitte darum, mir dann noch einmal das 
Wort zu geben, damit ich dann die Formulierung vortragen kann, die daraus 
für die Ziffer 31 folgt. 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Danke schön! — Sie haben Herrn 
Dr. Vogel gehört, meine Damen und Herren. Die Antragskommission hat zu­
nächst also vorgeschlagen, daß der Parteitag darüber abstimmt, ob das Wort 
„obligatorisch" aufgenommen werden soll oder nicht. Ohne Rücksicht auf die 
Ziffer 31 in der Neuformulierung müßte dazu zunächst das Votum des Plenums 
eingeholt werden. Sie haben in den Wortmeldungen, meine Damen und 
Herren, gespürt, daß es Sprecher dafür und dagegen gibt. Wir wollen ver­
suchen, einmal mit der Stimmkarte die Entscheidung jetzt schon zu ermitteln. 
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Wer für die Aufnahme des Wortes „obligatorisch" vor dem Wort „Vorschul­
klassen" ist, wie die Antragskommission vorgeschlagen hat, den bitte ich jetzt 
um das Zeichen. — Danke schön! Wer ist dagegen? — Das ist eindeutig die 
Mehrheit. Damit ist die Einfügung des Wortes abgelehnt. 

Wir kommen dann zu der Ziffer 2, die Herr Dr. Vogel mit der Neuformulierung 
der Ziffer 31 begründet hat, und jetzt soll zunächst geklärt werden, ob das 
Wort „kostenlos" für Kindergärten und Vorschulen aufgenommen werden soll. 
Nachdem wir abgestimmt haben, will Herr Dr. Vogel erneut das Wort nehmen. 

Meine Damen und Herren, wer für die Aufnahme des Wortes „kostenlos" Ist, 
den bitte ich um das Zeichen. — Danke. Gegenprobe. — Das erste war die 
Mehrheit. Die Mehrheit ist dafür. 

(Beifall — Zurufe: Nein!) 

Enthaltungen? — Einige Enthaltungen! — Herr Dr. Vogel, dann haben Sie wie­
der das Wort. 

Dr. Bernhard Vogel: Meine Damen und Herren, die Abstimmungsergebnisse 
von eben bedeuten, daß es zunächst bei der von mir vorgetragenen Neufas­
sung der Ziffer 31 bleibt, weil ja die Einfügung des Wortes „obligatorisch" 
abgelehnt worden ist, daß wir aber am Ende des Absatzes 1 aus dem An­
trag 294 einen neuen Satz anfügen müssen. Es ist heute früh gesagt worden, 
daß wir nicht druckreif formulieren müßten, sondern daß die Redaktion das 
tun kann. Die Formulierung müßte etwa folgendermaßen lauten:,,Durch Landes­
gesetz soll die Verpflichtung des Staates zur finanziellen Unterstützung auch 
der freien Träger gesichert werden. Ebenso wie derSchultoesuch muß auch der 
Besuch von Kindergärten und Vorschuleinrichtungen kostenlos sein." — Vor­
behaltlich, daß man das stilistisch noch etwas schöner faßt, ist das die Ein­
fügung des letzten Satzes aus Antrag 294 in die Ziffer 31, wie ich sie vorhin 
vorgetragen habe. 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, Sie haben 
mit der Ergänzung auf Grund der vorhergehenden Abstimmungen gehört, wie 
jetzt die Ziffer 31 lauten soll. Sie Ist zweimal verlesen worden; Ich nehme an, 
daß Sie sie haben. Ich brauche sie nicht zu wiederholen. 

Wer für die Annahme der Neufassung der Ziffer 31 ist, den bitte ich um das 
Zeichen mit der Stimmkarte. — Danke. Ist jemand dagegen? — Enthält sich 
jemand der Stimme? — Gegen einige Gegenstimmen und Stimmenthaltungen 
mit Mehrheit angenommenl 

Ich rufe dann die Ziffer 32 auf. Hier sind die Anträge 276 bis 293 zu behan­
deln. Das Wort hat die Antragskommission. Es spricht zuerst Kultusminister 
Dr. Vogel. 

Dr. Bernhard Vogel: Herr Präsident, darf ich vorschlagen, mein gegenwärtiges 
politisches Amt bei der Nennung meines Namens wegzulassen; dann geht es 
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einfacher. — Meine Damen und Herren, zu Ziffer 32 schlägt die Antrags­
kommission vor, den Antrag Nr. 276 anzunehmen, weii in der Tat die Vor­
standsvorlage in einem Punl<t etwas mißverständlich formuliert Ist. 

Außerdem schlägt sie vor, aus Antrag 282 eine Aussage über die Betreuung 
der Kinder von Ausländern aufzunehmen. Das hat zur Folge, daß die An-
tragsl<ommIssion insgesamt vorschlägt: 

1. Antrag 276 anzunehmen, 2. als Absatz 4 der neuen Ziffer 32 Antrag 282 
in folgender Formulierung aufzunehmen: „Der Bildungsanspruch der Kinder 
von Ausländern muß berücl<slchtigt werden." 

Mit Annahme der Änderungsvorschläge der Antragskommission wären folgende 
Anträge inhaltlich erfaßt: die Anträge Nr. 277 der Landesverbände Hannover, 
Oldenburg und Braunschweig, Nr. 278 des Landesverbandes Westfalen-Lippe, 
Nr. 279 des Landesverbandes Rheinland-Pfalz, Nr. 281 des Kreisverbandes 
Steinfurt, Nr. 284 Berlin-Steglitz, Nr. 285 Oberhausen, Nr. 287 Jülich, Nr. 288 
Kassel-Stadt, Nr. 289 Dlnsialcen, Nr. 290 Konstanz-Land, Nr. 291 GöttIngen-Stadt 
und -Land, Nr. 292 Berlin-Tiergarten und Nr. 293 Bonn. 

Die Anträge Nr. 280 — Landesverband Hessen — und Nr. 283 - Kreisverband 
Rotenburg-Wümme — sollen abgelehnt werden. Der Antrag Nr. 286 ist bereits 
durch Ziffer 29 in der von Ihnen beschlossenen Fassung erledigt. 
Ich fasse noch einmal zusammen: Ersatz der Vorlage des Vorstandes durch 
Antrag Nr. 276, ergänzt durch einen vierten Absatz aus Antrag Nr. 282. 

Dr. Georg Gölter, Tagungspräsidium: Vielen Dani<l — Es liegt eine Wort­
meldung vor, urnd zwar von Herrn Ludwig, Landesverband Westfalen-Lippe. — 
Die Wortmeldung wird zurüci<gezogen, meine Damen und Herren. 

Wir kommen dann zur Abstimmung. Wer dem Vorschlag der Antragskom­
mission zustimmt, den Antrag Nr. 276 statt der Vorstandsvorlage anzunehmen 
und zugleich als vierten Absatz den Satz hinzuzufügen: „Der Bildungsanspruch 
der Kinder von Ausländern muß berücksichtigt werden.", den bitte Ich um 
das Handzeichen. — Danke sehr. Bitte die Gegenprobel — Stimmenthaltun­
gen? — Der Vorschlag ist gegen ganz wenige Stimmen angenommen. 

Ich rufe nun die Ziffer 33 auf. Hier sind die Anträge Nr. 294 bis 301 zu be­
handeln. Das Wort für die Antragskommission hat Herr Dr. Vogel. 

Dr. Bernhard Vogel: Herr Präsident, meine Damen und HerrenI Wir schlagen 
vor, das Kernproblem dieser Ziffer hier zu diskutieren; es ist die Frage, ob die 
Bildungsförderung familienunabhängig sein soll oder nicht. 

Zu dieser Frage liegt eine Fülle von Anträgen vor; die Anträge, die ich jetzt 
nenne, fordern eine familienunabhängige Bildungsförderung. Diese Anträge 
fordern also, daß in Ziffer 33 vor „Bildungsförderung" das Wort „familien­
unabhängige" eingesetzt wird. 

86 



Es handelt sich um die Anträge Nr. 294 des Landesverbandes Hamburg, 
Nr. 295 der Landesverbände Braunschweig, Oldenburg und Hannover, Nr. 296 
Göttingen-Stadt und -Land, Nr. 297 Köln, Nr. 298 Berlin-Steglitz mit einer etwas 
abweichenden, im Sinne aber gleichen Forderung sowie Nr. 302 — Antrag 
der Jungen Union —. 

Außerdem ist bei dieser Ziffer der Antrag Nr. 300 zu klären. Die Antragskom­
mission schlägt Ihnen vor, den Wunsch des Kreiverbandes Düsseldorf, die 
Bildungsförderung bereits vom 16. Lebensjahr ab zu gewähren, abzulehnen, 
und ist der Meinung, daß der Antrag Nr. 299 zu sehr ins einzelne gehende 
Festlegungen trifft. 

Zusammenfassend schlägt die Antragskommission vor, die Frage der fami­
lienunabhängigen Bildungsförderung hier im Plenum zu diskutieren und dann 
zunächst darüber abzustimmen; das würde den größten Teil der vorliegenden 
Anträge erledigen. Zweitens schlägt die Antragskommission vor, die Anträge 
Nr. 299, 300 und 301 abzulehnen. 

Dr. Georg Gölter, Tagungspräsidium: Vielen Dank! — MW liegen vier Wort­
meldungen vor: zunächst von Frau Dr. v. Baeyer, Landesverband Nordbaden, 
dann Herr Reimers, Landesverband Hamburg, Herr Weiß, Landesverband Nord-
Württemberg, und Herr Dr. Graß, Landesverband Rheinland-Pfalz. 

Ich erteile Frau Dr. v. Baeyer das Wort und darf die genannten drei Herren 
bitten, sich bereitzuhalten. 

Frau Dr. Wanda v. Baeyer: Ich spreche gegen die famiiienunabhängige Bil­
dungsförderung. 

Ich habe mich nach den Summen erkundigt, die die Durchführung einer 
solchen Bildungsförderung kosten würde. Diese Zahlen sind so eindrucksvoll, 
daß ich hoffe, sie werden uns noch genauer vorgetragen. Ich nenne nur die 
Endsumme: 1980 kostet das bereits 13,8 Milliarden DM; danach steigen die 
Kosten vermutlich noch immer mehr an. 

Das bedeutet, daß diese Summe den Universitätsinvestitionen verlorengeht. 
Wie dringlich die Universität Investitionsgelder braucht, ist wohl allgemein 
bekannt; das gilt vor allem für die Kliniken. Einer solchen kalten Form der 
Umstrukturierung der Kulturpolitik können wir meines Erachtens nicht zustim­
men. Diese Gelder gehen doch dann unmittelbar in den Konsuml 

Damit komme ich zur sozialen Seite des Antrags. Ich finde Ihn — gemessen an 
der sozialen Gesamtsituation — nicht sozial. Er stellt eine eindeutige Bevor­
zugung der akademischen Berufswahl dar, und auch die kleineren Einkommen 
müssen über die Steuer dazu beitragen, daß die Kinder der Bezieher höherer 
Einkommen das Studentengehalt bekommen — abgesehen davon, daß man 
nur sehr schwer wird feststellen können, wer studiert und wer nur sagt, daß er 
Studiertl 

(Beifall) 
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Dr. Georg Gölter, Tagungspräsidium: Nunmehr hat Herr Reimers das Wort. 

Stephan Reimers: Meine Damen und Herren! Ich möchte mich zunächst gegen 
das Argument meiner Vorrednerin, die sich in ihrer Beweisführung ausschließ-
iich auf den finanziellen Aspekt gestützt hat, wenden. Ich bin der iVleinung, 
dies kann nicht das alleinige Kriterium für unsere Entscheidung In dieser Sache 
sein; denn schließlich verabschieden wir hier nicht ein Regierungsprogramm, 
das die Haushaltssituation des Jahres 1971 zugrunde legt, sondern wir ma­
chen ein Parteiprogramm, das unsere langfristigen politischen Zielsetzungen 
darlegen soll. Insofern kann der finanzielle Gesichtspunkt hier nicht aus­
schließliche Bedeutung haben. 

Meine Damen und Herren, ich möchte die mißverständliche Formulierung, die 
in der jetzigen Ziffer 33 steht, wo es heißt: „eigenverantwortliche Wahl der 
Ausbildung" auslegungsmäßtg durch das Wort „familienunabhängig" festlegen. 
Dafür darf ich zwei Argumente nennen. 

1. Die famiiienunabhängige Förderung scheint uns zwingend geboten zu sein, 
wenn Chancengleichheit — dieses Postulat, zu dem sich unsere Partei doch 
ausdrücklich bekennt — verwirklicht werden soll. Es gibt einen erheblichen 
Prozentsatz unserer Bevölkerung, der nicht von den Berechnungsgrenzen des 
Honnefer Modells erfaßt wird, der sich aber dennoch in einem finanziellen 
Grenzbereich bewegt, wo die Finanzierung des Studiums durch die Familie 
nur unter schweren Opfern geleistet werden kann und deshalb häufig genug 
überhaupt unterbleibt. 

2. Nicht minder wichtig ist der Gesichtspunkt der starken Abhängigkeit des in 
der Ausbildung Stehenden vom Elternhaus. Angesichts der Herabsetzung des 
Wahlalters, angesichts des Antrags unserer Bundestagsfraktion zur Herabset­
zung des Mündigkeitsalters und — zusammenfassend — angesichts der Le­
benswirklichkeit eines Jugendlichen, der über 18 Jahre alt Ist, erscheint es uns 
dringend geboten, die finanzielle Abhängigkeit vom Elternhaus bei der Aus­
bildung so weit wie möglich einzuschränken. 

Ich darf in diesem Zusammenhang daran erinnern, daß es häufig zu schweren 
psychischen Belastungen kommt angesichts der Tatsache, daß Junge Men­
schen einerseits großen Anforderungen In ihrer Ausbildung ausgesetzt sind, 
andererseits auf Grund der finanziellen Abhängigkeit immer noch in einem 
Kind-Status im Haus leben und sich nicht entfalten können. Wir sind der 
Meinung, daß die selbständige und eigenverantwortliche Wahl, wie sie In 
Ziffer 33 gefordert wird, nur möglich ist, wenn die finanziellen Voraussetzungen 
dafür gegeben sind. 

Wir wissen, daß unsere Forderungen erhebliche finanzielle Auswirkungen nach 
sich ziehen. Deshalb haben wir ausdrücklich an der Formulierung „stufen­
weise" festgehalten, um deutlich zu machen, daß es hier um einen langjäh­
rigen Prozeß geht und das nicht von heute auf morgen verwirklicht werden 
soll. 
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Dr. Georg Gölter, Tagungspräsidium: Danl<e schön. Herr Weiß aus Baden-
Württemberg. 

Eugen WeiG: Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich habe die Aus­
führungen meines Vorredners sehr sorgfältig gehört; aber — es tut mir leid — 
ich muß nach wie vor bei meinem Vorsatz bleiben, gegen die Einführung einer 
familienunabhängigen Studienförderung zu sprechen, und zwar aus folgenden 
Gründen: 

Erstens muß ich aus dem finanziellen Gesichtspunkt dagegen sprechen. Ich 
möchte im vorhinein sagen: Wenn wir einen Vorschlag machen, dann müssen 
wir auch sagen, wie wir diesen Vorschlag realisieren wollen. Dazu darf Ich 
Ihnen einfach einige Zahlen nennen. Meine Damen und Herren! Wir hatten im 
Jahre 1970 5,2 Millionen Menschen zwischen 18 und 24 Jahren. Davon waren 
14 Prozent = 730 000 im Gesamthochschulbereich. Es werden m Jahre 1980 
6,3 Millionen sein. Nach dem Vorschlag der Bund-Länder-Kommission sollen 
dann 26 Prozent im Gesamthochschulbereich sein = 1,6 Millionen. Wenn wir 
diese 1,6 Millionen mit etwa 600 bis 700 DM pro Monat fördern wollen, dann 
bedeutet das, daß wir dafür im Jahre 1980 13,8 Miiliarden aufwenden 
müssen. Hier möchte ich behaupten, daß diese Summe alle unsere übrigen 
Bildungsinvestitionen weitgehend blockiert und unsere übrige Bildungspolitik 
lahmlegt. 

Zweitens: Meine Damen und Herren, auch vom Grundsatz her habe ich einige 
Bedenken. Ich muß nämlich an Sie die Frage stellen, ob diese Lösung, die hier 
vorgeschlagen wird, sozial richtig und sozial gerecht ist. Bisher wurden Immer 
nur die wirtschaftlich Schwachen gefördert. In Zukunft würden aber alle, die 
Steuern zahlen, auch die Ausbildung der Kinder vermögender Eltern mit finan­
zieren. Das heißt, anders ausgedrückt: Die wirtschaftlich Stärkeren werden 
noch besser gestellt — um den Preis, daß wir kein Geld mehr haben, mehr 
zusätzliche Studienplätze zu schaffen. Ich möchte deshalb bitten, daß diese 
Anträge abgelehnt werden. 

Dr. Georg Gölter, Tagungspräsidium: Danke schön. — Herr Dr. Graß aus 
Rheinland-Pfalz. 

Dr. Karl Martin Graß: Meine Damen und Herren! Die Junge Union Deutsch­
lands hat schon 1967 auf ihrem Deutschlandtag die familienunabhängige Aus­
bildungsförderung gefordert. 

Ich darf erstens darauf hinweisen, daß Ausbildungsförderung zwar zu einem 
beträchtlichen Teil Studienförderung ist, aber nicht nur Studienförderung, son­
dern daß sie sich auch an eine Reihe anderer Auszubildender richtet, und die 
sollte man nicht vergessen. 

Zweitens meine ich, daß die Zahlen, die eben vorgetragen wurden, nicht ganz 
zutreffend sein können, weil die genannte Bund-Länder-Kommission über­
haupt noch keine Fixierungen vorgenommen hat und weil selbst der Wissen-
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Schaftsrat nur mit knapp einer IViiiilon Studierender im Gesamthochschuibereich 
rechnet. 

Aber es l<ommt nicht auf diese Zahlen umd Fixterungen an. Es l<ommt ganz 
einfach darauf an, daß wir an die Famiiie denl<en und an die Unterstützung, 
die die Famiiie erfahren Icann; denn wir wissen ganz genau, daß gerade In 
mittelständischen Schichten, In denen die Eltern über der Bemessungsgrenze 
liegen, die Ausbildung der Kinder in Schule und Hochschule eine beträcht­
liche Belastung für die Familien darstellt. Das sollte man dabei berücksichtigen. 
Ich glaube außerdem, daß es gerechtfertigt ist, sich, wenn wir die Volljährig­
keit auf 18 Jahre herabsetzen, auch Gedanken darüber zu machen, wie lange 
wir die dann volljährig Gewordenen am Portemonaie der Eltern noch hinter­
herschleifen lassen wollen. 

Dr. Georg Gölter, Tagungspräsidium: Danke schön. — Herr Dr. Rödding aus 
Westfalen-Lippe. 

Dr. Gerhard Rödding: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren I Ich gehöre 
einer Kommission an, die nichtöffentliche Gelder als Stipendien für Studenten 
vergibt. Ich möchte nur einen Fall aus meiner Erfahrung nennen. Ein Arzt 
hat eine sehr gut gehende Praxis. Er möchte gern, daß sein Sohn diese Arzt­
praxis übernimmt und Medizin studiert. Er hat sich In diesen Gedanken sehr 
hineingesteigert und sagt seinem Sohn: „Dieses Studium werde ich dir finan­
zieren; aber kein anderesi" Dieser Sohn will aber Pädagoge werden. Unter­
stützung nach dem Honnefer Modell bekommt er nicht, well der Vater genü­
gend verdient. Dieser Sohn muß Bettelgänge bei anderen Institutionen machen 
oder auf irgendwelche Weise sein Studiengeld verdienen. Wer diese Fälle, die 
in unserem Volke weitgehend unbekannt sind und nicht In der Presse stehen, 
kennt, kann eigentlich nur für die familienunabhängige Förderung eintreten. 

Dr. Georg Gölter, Tagungspräsidium: Vielen Dank. — Frau Limbach vom Lan­
desverband Rheinland. 

Frau Ediths Limbach: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren! Ich 
möchte mich für die Annahme des Antrages auf Einführung des Wortes 
„familienunabhängige" Bildungsförderung aussprechen. 

(Beifall) 

Ich möchte den Argumenten, die vorher vorgebracht wurden, versuchen noch 
etwas hinzuzufügen. Um auf meinen Vorredner einzugehen: Diesem einen 
Beispiel, das er vorgebracht hat und das sicher eins für viele Ist, könnte 
man natürlich entgegenhalten, daß Sohn oder Tochter notfalls den Unterhalt 
von ihren Eltern einklagen könnten. Ich glaube aber, die CDU kann nicht 
einen Beschluß fassen, der darauf abzielt, den Zusammenhalt in den Familien 
durch solche Dinge zu zerstören. 
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Ich möchte Sie noch auf einen Punl<t hinweisen. In Ziffer 87 des Programm­
entwurfs, wo über den Famiilenlastenausgieich gesprochen wird, ist die Rede 
davon, daß das Nel>eneinander von Kindergeld, Kinderzulagen und Kinder­
freibeträgen beseitigt werden und durch ein einheitliches System ersetzt 
werden muB. Jetzt l<ommt der Punl<t, auf den es mir ankommt, wenn die 
Leistungen in allen Einkommensschichten gleich hoch sind. Solch eine 
Forderung kann nur darin begründet sein, daß auch der Familienlasten­
ausgleich nicht etwas darstellt, was den Eltern von Kindern ein bequemeres 
Leben ermöglichen soll, sondern etwas, was den Kindern zu ihrer Förderung 
zugute kommen soll. Analog dazu möchte ich sagen: Eine familienunabhängige 
Bildungsförderung wird nicht dazu geschaffen, daß die Eltern Vorteile erlangen, 
sondern dazu, daß diese Beträge den Jugendlichen — denn hier handelt 
es sich nicht mehr um Kinder, sondern um Jugendliche — zugute kommen 
und ihnen die Unabhängigkeit auch auf dem Gebiet der Ausbildung garan­
tieren, auf die sie Anspruch haben. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang noch einmal auf das hinweisen, was 
vorhin gesagt wurde. Wenn 18jährige zur Bundeswehr eingezogen werden, 
wenn 18jährige wählen und wenn unter Umständen angestrebt wird, die 
Mündigkeit auf 18 Jahre vorzuverlegen, dann halte ich es nicht für verant­
wortlich, davon auszugehen, daß solche mündige Staatsbürger nicht das Recht 
haben, ihre Bildung und Ausbildung frei zu wählen und auch die dazu 
notwendigen Mittel dazu zu bekommen. Ich danke Ihnen. 

(Beifall) 

Dr. Georg Gölter, Tagungspräsidium: Vielen Dank. — Meine Damen und Herren! 
Darf Ich eine kurze Zwischenbemerkung machen. Ihnen wird mittlerwelle auch 
nicht entgangen sein, daß wir uns beim 7. Punkt des Abschnitts II aufhalten. 
Sie wissen, was noch auf uns zukommt. Wenn wir den Punkt „Bildung, 
Wissenschaft und Forschung" vor Mitternacht beendet haben wollen, dann 
Ist jetzt eine gewisse Straffung der Diskussion notwendig, insbesondere dann, 
wenn die Argumente einigermaßen ausgetauscht sind. Ich habe Jetzt außer 
Herrn Popkes noch drei Wortmeldungen zum Thema ,,Familienunabhängige 
Ausbildungsförderung". Aber dann, so meine ich, sollten wir darüber 
abstimmen. 

LQko Popkes: Herr Präsident, meine Damen und Herren! Sicher ist eine 
Straffung der Diskussion angezeigt. Andererseits liegt in der Ziffer 33 eine 
der Grundfragen des Parteiprogramms, nämlich die Frage des Familien­
lastenausgleichs. Die Frage des Familienlastenausgleichs steckt an allen 
möglichen Stellen des Programms. Ich spreche deshalb für den Antrag 295, 
weil ich es für unbillig halte, daß der Fleißige und Tüchtige in unserer 
Gesellschaft von einer willkürlich festgesetzten Grenze an für seinen Fleiß 
bestraft wird: a) durch Fortfall gewisser sozialer Vergünstigungen auf allen 
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möglichen Gebieten, b) durch die steigende Einkommensteuer, und womög­
lich kommt noch die Vermögenssteuer dazu. 

Wir haben heute in unserer Wirtschaft eine breite Schicht des sogenannten 
unselbständigen i\/littelstandes, leitende Angestellte, Ingenieure usw. Von 
einer gewissen Einkommensgrenze an entgeht diesen Schichten heute die 
Förderung aus öffentlichen IVlItteln für die Ausbildung ihrer Kinder, während 
die Kinderfreibeträge, die im Einkommensteuergesetz vorgesehen sind, nicht 
entfernt dafür reichen, um diesen Nachteil der öffentlichen Förderung wett­
zumachen. Ich möchte deshalb zur Debatte stellen, die Ziffer 33 dahin zu 
ändern: eine familienunabhängige Ausbildungsförderung Im Rahmen der 
gesamten Neuregelung des Familienlastenausgleichs. 

Dr. Georg Gölter, Tagungspräsidium: Danke schön. — Herr von Danwitzl 

Jürgen von Danwitz: Herr Präsident, meine Damen und Herren! I\/Ieines 
Erachtens kann es in unserer Zeit überhaupt keine andere Lösung als die 
familienunabhängige Blldungsförderung geben. i\/lan muß sich Gedanken dar­
über machen, wie sich unsere Zeit und unsere gesellschaftliche Entwicklung 
überhaupt in 10, 20 und weiteren Jahren darstellen wird. Dann wird es gar 
nicht mehr möglich sein, den 18jährigen in den Beruf zu entlassen; dann 
werden wir den 20- und 25Jährigen nicht mehr in den Beruf entlassen können. 
Es wird eine der wesentlichen Aufgaben unserer Geseilschaft sein, den jungen 
ft/1enschen den Berufsweg auf lange Zeit hin durchstehen zu lassen, die er 
braucht, um überhaupt die notwendigen Voraussetzungen zu finden, in sei­
nem Beruf noch etwas leisten zu können. Von Jahr zu Jahr werden diejenigen, 
die eine Ausbildung durchzumachen haben, mehr nachvollziehen müssen. 
All das, was Sie und ich und unsere Eltern vorher gelernt haben, werden sie 
als notwendige Voraussetzung brauchen. Alles, was heute geforscht wird, wird 
in zehn Jahren zum selbstverständlichen Grundwissen gehören. 

Wenn Sie das alles nachvollziehen wollen, bleibt überhaupt gar keine andere 
IVlöglichkeit, als die Berufsfortbildung weitgehend unabhängig zu machen von 
der Familie. Und lassen Sie sich nicht von dem Gedanken tragen, was würde 
für den Staat zu teuer werden. Das Problem wird gelöst werden müssen, 
aber nicht auf der Basis, daß man es den etwas wohlhabenderen Eltern 
überläßt. Wenn man Gleichheit gerecht verteilen will, bleibt gar nichts anderes 
möglich, als gerade auch dem Kind wohlhabender Eltern die gleiche un­
abhängige Chance in der Berusausbildung zu geben. 

Mir war es möglich, daß meine Eltern mein Studium bezahlt haben, gut, aber 
diejenigen, die dort vom Honnefer R/iodeli gefördert waren, standen doch 
unabhängig da. Und ich meine, all das sollten Sie im Rahmen der Gleichheit 
mitüberlegen. Es geht darum, jedem die gleiche Bildungschance zu geben. 
Und die erreichen Sie nicht damit, daß der eine durch den Staat und 
der andere durch das Elternhaus gefördert wird. Die Abhängigkeit des einzel­
nen, der vom Elternhaus gefördert wird — bitte, verstehen Sie mich nicht falsch, 
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ich bin In einem guten Elternhaus groß geworden —, Ist doch letztlich Ober­
haupt nicht zu verantworten im Rahmen der großen Aufgaben der Universitäten 
und der übrigen Berufsausbildungsmaßnahmen. Ich meine also, wir müssen 
jedem die gleiche Chance geben. Indem wir ihm zeigen, daß der Staat bereit 
Ist, für seine nächsten Generationen das zu tun, was Im Rahmen der beruf­
lichen Weiterbildung unbedingt notwendig ist. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch einen kleinen Gedanl<en erwähnen. Wenn 
man nicht weiß, wie das alles finanziert werden soll, muß man sich auch 
darüber klar sein, daß In dem Augenblick, wo der 18jährige voll gefördert 
wird durch den Staat, unabhängig von dem Einkommen des Elternhauses, 
das Elternhaus eben auch höher besteuert wird. Es wird die notwendige 
Folge sein, daß Kinderfreibeträge nicht bis zu 25 oder 27 Jahren gezahlt werden 
können. Man muß eben den Ausgleich dort schaffen, wo die Besteuerung 
in den Grundlagen beginnt und nicht etwa die ganze Berufsausbildung In 
verschiedenen Bahnen laufend — einmal vom Staat und einmal vom Eltern­
haus — finanzieren. Ich danke Ihnen. 

Dr. Georg Gölter, Tagungspräsidiuim: Danke schön. — Frau Dr. Obermülter-
Kochs, danach Herr Dr. Stoltenberg. 

Frau Dr. Ingrid ObermUller-Kochs: Herr Präsident, meine Damen und Her­
ren! Eine familienunabhängige Förderung ist nicht so sehr aus finanziellen 
Gründen abzulehnen; wir müssen auch andere Dinge finanzieren. Sie ist 
aber abzulehnen vor allem einmal aus Gründen sozialer Gerechtigkeit. Es 
erscheint mir nicht vertretbar, daß aus allgemeinen Steuermitteln die Kinder 
reicher Eltern finanziert werden. 

(Beifall) 

Vor allem aber — dieses Argument ist heute noch gar nicht hier aufgetreten —, 
meine Damen und Herren, scheint mir eine familienunabhängige Ausbildungs­
förderung aus Gründen einer wohlverstandenen christlichen Familienpolitik 
nicht vertretbar. 

(Zustimmung) 

Es wird hier von den Repressionen gesprochen, die ein junger Mensch 
zu empfinden hat, wenn er von seinen Eltern gefördert wird. Ich bin von 
meinen Eltern unter sehr, sehr schwierigen Umständen gefördert worden, 
und Ich möchte diese Dankbarkeitsschuld nicht aus meinem Leben heraus­
streichen. 

(Beifall) 

Dr. Georg Gölter, Tagungspräsklium: Vielen Dank. Meine Damen und Herren, 
Herr Dr. Stoltenberg verzichtet. Wir kommen damit zur Abstimmung. Wenn 
Sie den Text der Vorstandsvorlage zu Ziffer 33 noch einmal anschauen, auc9ii 
die Abänderungsanträge, werden Sie mir zustimmen, daß es hier in der Tat 
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zunächst darum geht, über das Wort „familienunabhängig" zu entscheiden. 
Wer der Aufnahme des Wortes „famllienunabhängig" zustimmt, bitte ich um 
ein Handzeichen. — Bitte die Gegenprobe. — Das letztere war die IWehrhelt. 

Meine Damen und HerrenI Dann müssen wir noch, da Abänderungsanträge 
voriiegen, die vorhin in der Diskussion aufrechterhalten geblieben sind, ab­
stimmen über den Text der Vorstandsvorlage wegen der Begrenzung des 
Lebensalters. Wer dem Text der Vorstandsvoriage zustimmt, den bitte Ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe. - Enthaltungen? — Bei wenigen 
Gegenstimmen und wenigen Enthaltungen so angenommen. 

Ich rufe auf Ziffer 34. Für die Antragsi<ommlssion bitte Herr Dr. Vogel. 

Dr. Bernhard Vogel: IVIeine Damen und HerrenI Es geht um die Anträge 
190, 253 und 303 bis 306. Die Antragsicorhmission schlägt vor, es grund­
sätzlich beim Text der Ziffer 34 Vorstandsvorlage zu belassen, aber aus 
dem Antrag des Landesverbandes Oldenburg — Nr. 303 — am Ende der 
Ziffer 34 In der vorletzten Zeile den Gedanken aufzunehmen, hier auch die 
beschützenden Werkstätten zu erwähnen, das heißt, hinter „Fachschulen" 
„sowie beschützende Werkstätten" einzufügen. 

Die Antragskommission schlägt dann vor, die Anträge 190 und 253 abzuleh­
nen, weil der Antrag 190 als Oberschrift nicht die Ziffer 34 und 35 deckt und 
außerdem 253 keine inhaltliche Ergänzung bringt. Der Antrag Nr. 306 soll 
ebenfalls nach Vorschlag der Antragskommission abgelehnt werden. 

Dagegen sollen die Anträge Nr. 304 und 305 bei den Abschnitten Familie 
bzw. Gesundheit, nicht aber hier in der Ziffer 34 beraten werden. 

Wir schlagen also — wenn ich zusammenfassen darf — vor, die Ziffer 34 
mit der Ergänzung aus Antrag Nr. 303, die ich Ihnen vorgetragen habe, zu 
beschließen. 

Dr. Georg Gölter, Tagungspräsidium: Vielen Dank. — Eine Wortmeldung liegt 
vor von Herrn Ludwig, Landesverband Westfalen-Lippe. 

(Paul Ludwig: Ich verzichtei) 

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Dann kommen wir zur Ab­
stimmung über den Vorschlag der Antragskommission, Annahme der Vor­
standsvorlage und Ergänzung aus dem Antrag Nr. 303. Wer dem zustimmt, 
bitte Ich um das Handzeichen. — Danke schön. Die Gegenprobe. — Enthaltun­
gen? — Bei einer Gegenstimme angenommen. 

Ich rufe auf Ziffer 35. Für die Antragskommission bitte Herr Dr. Vogel. 

Dr. Bernhard Vogel: Es geht um die Anträge Nr. 307 bis 320. Die Antrags-
kbmmission schlägt dem Parteitag hierzu vor, die Vorstandsvorlage Ziffer 35 
sollte angenommen werden, aber der letzte Satz des Vorstandsvorschlages 
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sollte unter Hinzuziehung des Antrags Nr. 320 von der Jungen Union folgen­
dermaßen geändert werden, daß es dort heißen solle: „Die Rechte der 
Lehrer gegenüber Schulträger und 'Schulverwaltung sind zu erweitern." Es 
soll also der Schulträger ebenfalls mit einbezogen werden und nicht nur 
die Schulverwaltuhg. 

In der Antragsl<ommission ist der Antrag Nr. 320 eingehend dlsl<utlert worden. 
Dennoch Ist nicht vorgeschlagen worden, den Antrag Nr. 320 zur Annahme 
zu empfehlen. 

Die Anträge Nr. 311 und 312 sollten nach Meinung der Antragskommission 
abgelehnt werden, da sie beispielsweise durch das Wort „Schulpflegschaft" 
Dinge unter regionaler Terminologie regeln, die in einem blldungspolltlschen 
bzw. gesamten Parteiprogramm für die ganze Bundesrepublil< nicht überall ver­
standen werden können. Es sollen also die Anträge Nr. 311 und 317 abgelehnt 
werden. Die Vorstandsänderung mit der Änderung aus Antrag Nr. 320 wird 
zur Annahme empfohlen. 

Dr. Georg Gölter, Tagungspräsidium: Danke schönl — Die Wortmeldungen: 
Herr Dr. Rödding, Westfalen-Lippe, Herr Wissmann, Nordwürttemberg, Frau 
Dr. von Baeyer, Baden-Württemberg, und Herr Neumann, Bremen. 

Dr. Gerhard Rödding: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herrenl Wir 
haben den Antrag Nr. 307 im Kreisverband Bielefeld gestellt. Wir sind für die 
Mitbestimmung der Schüler In der Schule, soweit sie nach Alter differenziert 
wird und pädagogisch sinnvoll gestaltet werden kann. Wir meinen aber, 
daß unter dem Stichwort „Demokratisierung der Schule" heute weitgehend 
die Schule, an manchen Stellen jedenfalls, einer Politisierung anheimfällt. Da 
in der Schule aber zunächst unterrichtet werden muß, darf nicht In Frage 
gestellt werden, daß in der Schule zunächst zu unterrichten Ist. Es hat sich 
auch gezeigt, daß unter dem Stichwort „Demokratisierung" sehr starke 
sozialistische Meinungen in die Schule hineinkommen, sozialistische Tenden­
zen für die Schulgestaltung. Deshalb meinen wir, es sollte hinzugefügt werden: 
„Eine einseitig ausgerichtete Politisierung der Schule unter dem Vorwand 
der Demokratisierung lehnen wir ab." 

(Beifall) 

Dr. Georg Gölter, Tagungspräsidium: Herr Wissmann, Ich bitte. 

Matthias Wissmann: Herr Präsident, meine Damen und Herrenl Lassen Sie 
mich zu dem Thema Schülermitverantwortung, das in der Ziff. 35 des 
Bundesvorstandsentwurfs behandelt wird, Stellung nehmen, und zwar des­
halb, weil wohl nicht damit zu rechnen Ist, daß Gruppen- und Interessen­
richtungen in dieser Partei sich hier massiv unterstützend einschalten werden 
und es deshalb notwendig ist, daß Ihr Sachverstand und Ihre politische Weit-
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Sicht es für notwendig halten, daß wir zu dieser entscheidenden Frage Stellung 
beziehen. 

IVIeine Damen und Herren, ich bin der Meinung, daß es fast symptomatisch sein 
könnte für das Verhältnis unserer Partei zur Jugend, daß zwar über die 
IVlitbestimmung der Arbeitnehmer diese Sätze gesagt sein sollen, und zwar mit 
Recht, aber nur ein einziger Satz zur entscheidenden Frage der Schüler­
mitverantwortung gesagt wird. Ich bin deshalb der Meinung, daß wir hier 
ganz klar Stellung beziehen müssen und wir es nicht bei einem Satz bewenden 
lassen können. Die Frage der Beteiligung der Schüler an der Schule Ist 
gerade auch Im Interesse der Schüler eine wichtige Frage, und zwar deshalb, 
weil es nicht genügt, daß die Schüler im Unterricht darauf hingewiesen 
werden, wie die Demokratie später aussieht und welche Aufgaben sie als 
Staatsbürger wahrzunehmen haben, sondern well es wichtig ist, Demokratie 
zu üben, Demokratie im kleinen Bereich in der Schule einzustudieren, damit 
eine echte Demokratieausübung später für die Jungen Menschen als Staats­
bürger möglich ist. Das kann nur geschehen, wenn In sinnvollem Maße 
und nach Altersgruppen gestaffelt Schülermitverantwortung, Schülermitsprache 
und Schülermitbestimmung möglich sind. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte Sie bitten, sich dieses Themas mit einer 
klaren Stellungnahme anzunehmen. Denn gerade in unserer Partei sind die 
Bemühungen in der Vergangenheit stark gewesen, mit Recht stark gewesen, 
dieser Partei ein jugendliches Image zu geben. Ein jugendliches Image wird 
diese Partei aber nicht allein durch Schminke, durch personelle Regeneration 
und durch Äußerlichkeiten gewinnen, sondern durch ein Eintreten für die Inter­
essen der jungen Menschen in einer sinnvollen Form. 

(Beifall) 

Dr. Georg Gölter, Tagungspräsidium: Frau Dr. von Baeyerl 

(Frau Dr. von Baeyer: Verzichte!) 

Dann Herr Neumann, Landesverband Bremen! 

Bernd Neumann: Meine Damen und Herren! Ich spreche für den Antrag der 
Jungen Union, Antrag Nr. 320. Ich glaube, materiell ist in diesem Antrag 
bereits das enthalten, was in der Vorlage des Bundesvorstandes ausgeführt 
ist. Darüber hinaus geht dieser Antrag aber auf einige konkrete Dinge der 
Schülermitverantwortung ein und gibt gleichzeitig noch mehrere Vorschläge, 
so daß die, die für den Bundesvorstandsentwurf sind, auch diesem zu­
stimmen können. Ich glaube, man disqualifiziert sich selbst, wenn man diesen 
Antrag damit ablehnt, daß man sagt, die Schule sei in erster Linie dazu da, 
zu lernen, und wir sollten uns doch nicht dem Prinzip der Demokratisierung 
hingeben. Hier steht ein einziger Satz zum Bereich der Mitwirkung. Er heißt: 
„Die Schule ist deshalb zugleich für die Schüler das erste Erfahrungsfeld demo-

96 



kratischer Verhaltensweisen im öffentlichen Bereich und soli die Jugendilchen 
aus dieser unmittelbaren demol<ratischen Erfahrung zu Kritikfähigl<eit und 
Mitverantwortung im Staate führen." ich glaube, meine Damen und Herren, 
daß Sie gegen diese zusätzliche Aufgabe, die die Schule mit Sicherheit doch 
hat, nichts einzuwenden haben. 

Im übrigen, wer die Situation, insbesondere an den Gymnasien, kennt, 
weiß, welches Problem die Schülermitverantwortung Im Bereich der Schule 
für die Lehrer, aber auch für die Schüler darstellt. Ich meine, wir tun gut 
daran, wenn wir in unserem Programm mehr als einen Satz dazu ausführen. 
Im übrigen bedenken Sie bitte gerade den schweren Stand, den wir als 
Junge Union, aber auch als Partei im Rahmen der Schule und bei den 
Gymnasiasten haben. Vielleicht fällt es Ihnen dann leichter, diesem Ergän­
zungsvorschlag, so will ich ihn einmal nennen, der Jungen Union zuzu­
stimmen. 

Dr. Georg Gölter, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren! Die Situation 
ist nun, daß der Antrag der Jungen Union, Antrag Nr. 320, weitergeht als 
der Antrag der Antragskommission, der für Beibehaltung der Vorstands­
vorlage ist, lediglich ergänzt durch den ersten Satz von Absatz 3 des Antrages 
Nr. 320: „Die Mitwirkungsrechte der Lehrer gegenüber Schulträgern und 
Schulverwaltung sind zu erweitern." 

Nach Abstimmung mit meinen Kollegen im Präsidium stelle ich den Antrag 
Nr. 320, den weitergehenden Antrag der Jungen Union, zunächst zur 
Abstimmung. 
Wer diesem Antrag Nr. 320 zustimmt, den bitte Ich um ein Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Das erste war eindeutig die Mehrheit. 
Damit ist der Antrag Nr. 320 angenommen. 

(Beifall) 

Bevor wir, meine Damen und Herren, zur Beratung der Ziffern 36 und 37 
kommen, gebe ich dem Leiter der Antragskommission das Wort. Herr Dr. Vogel, 
zur lllberschriftl 

Dr. Bernhard Vogel: Hier ist der Antrag Nr. 191 auf Seife 41 zu berücksich­
tigen, der wünscht, daß die Überschrift „Berufliche Bildung und Erwachsenen­
bildung" heißen soll. Einen ähnlichen Antrag hat der Kreisverband Kiel 
unter Antrag Nr. 358 auf Seite 65 gestellt. 

Die Antragskommission empfiehlt Ihnen, nicht die Ziffern ab 36 mit „Beruf­
liche Bildung und Erwachsenenbildung" zu überschreiben, wohl aber die 
Ziffer 39 mit der iDberschrift „Erwachsenenbildung" zu versehen. Die Antrags­
kommission ist der Meinung, es sei berechtigt, daß „Erwachsenenbildung" 
als eigene Oberschrift erscheine, es sei aber nicht gün.stig, berufliche Bildung 
und Erwachsenenbildung in einer Überschrift zusammenzufassen, weil dies 
den Eindruck erwecken könne, die Erwachsenenbildung beziehe sich nur auf 
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den Bereich der beruflichen Bildung. Wir schlagen Ihnen deswegen vor, es 
vor Ziffer 36 bei „Beruflicher Bildung" zu belassen, aber in Oberelnstimmung 
mit dem Antrag Kiel vor Ziffer 39 die Überschrift „Erwachsenenbildung" zu 
setzen. 

Dr. Georg Gölter, Tagungspräsidium: Vielen Dank! Meine Damen und Herren, 
sind dazu Wortmeldungen? — Das ist nicht der Fall. Dann darf ich Ihr 
Einverständnis voraussetzen, daß das so geändert wird. 

Nun zu den Punkten 36 und 371 Meine Herren, da eine ganze Reihe Wort­
meldungen vorliegen, die eine Globalaussprache über diese beiden Punkte 
beantragen, darf ich zunächst der Antragskommission das Wort geben zu den 
Punkten 36 und 37. 

Ich darf Sie um Ihre besondere Aufmerksamkeit bitten, da das jetzt ein etwas 
längerer Vortrag werden wird. Dann werden wir in die Globalaussprache ein­
treten und im Anschluß daran über die beiden Punkte getrennt abstimmen. 
Bitte, Herr Brinkert, für die Antragskommission zu beiden Punkten. 

Bernhard Brinkert: Herr Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
liebe Parteifreunde! Ich darf mir erlauben, trotzdem die einzelnen Ziffern 
gesondert zu behandeln, well wir sonst ob der Vielfältigkeit der verschiedenen 
Aussagen hierbei die Obersicht verlieren könnten. 

Ich wende mich zunächst einmal der Ziff. 36 zu. 
Die Antragskommission hat sich nach Aussprache dazu entschieden, Ihnen fol­
genden Vorschlag zu machen: 

Der dritte Satz der Ziff. 36 wird durch folgenden Satz mit einer Ergänzung 
„in der Regel" ersetzt. Ich darf Sie darauf aufmerksam machen, daß großer 
Wert darauf gelegt wurde, die Firmierung „Duales System" in die Ziffer 
hineinzubekommen. 

Wir haben uns nach eingehender Aussprache darauf verständigt, daß das 
„Duale System", wenn wir es hier ausschließlich formulieren würden, unter 
anderem jedenfalls die Berufsbildungsgänge ausschließen würde, die Insbe­
sondere im Bereich der beruflichen Fortbildung abgewickelt werden. Und es 
Ist sicherlich nicht im Interesse der Antragsteller, daß das geschieht. Inso­
weit schlagen wir Ihnen also vor, folgende Formulierung zu wählen: 

„Die berufliche Bildung Ist als öffentliche Aufgabe in der Regel im 
Dualen System durch Zusammenwirken von Schule, Betrieb und den 
Selbstverwaltungsorganen der Wirtschaft und der freien Berufe auf der 
Grundlage des Berufsbildungsgesetzes auszubauen." 

Wenn Sie dieser Überlegung Ihre Zustimmung geben können, wären damit 
dl« Anträge 321, 941, 322, 323, 324, 325, 326, 327 Inhaltlich erfaßt. Wir 
bitten Sie darüber hinaus, Antrag 328 abzulehnen. 

Ich wende mich der Ziffer 37 zu. 
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Die Antragskommission schlägt Ihnen vor, den ersten Absatz unverändert 
zu beschließen. 

Im zweiten Absatz soll der zweite Satz unverändert bleiben. 

Die Finanzierung durch eine allgemeine Berufsbildungsabgabe sollte im zwei­
ten Absatz gestrichen werden. Sie soll aus Gründen der Gleichrangigkeit 
zwischen beruflicher und allgemeiner Bildung in die Ziffern 48 ff. eingehen. 
Bei diesen Ziffern handelt es sich bekanntlich um die Bildungsfinanzierung. 

Wenn Sie den Überlegungen der Antragskommission zustimmen könnten, 
wären folgende Anträge erledigt: 290, 335, 346, 331, 334, 340, 342, 344, 348 
und 349. 

Wenn Sie mit uns der Meinung sind, daß die Berufsbiidungsfinanzierung 
in diesem Bereich nicht behandelt werden soll, dann würden dadurch der 
Antrag 329 Satz 2, die Anträge 332, 336, 341, 344, zweiter Halbsatz im zweiten 
Absatz und Antrag 347, dritter Absatz an dieser Stelle nicht zu diskutieren 
sein. 

Die Frage schließlich, ob und Inwieweit die Kompetenzen der Bundesan­
stalt für Arbeit ausgeweitet werden sollten, wird dem Parteitag zur Entschei­
dung vorgelegt. 

Die Antragskommission hat lediglich festgestellt, daß Sie zu diesem Antrag 
ebenso viele Anträge vorfinden, die gegen eine Ausweitung sprechen, wie 
Si« auch Anträge vorfinden, die für eine Ausweitung der Aufgaben der 
Bundesanstalt für Arbeit sprechen. 

Wir haben uns im übrigen bei unserer Entscheidung davon leiten lassen, 
daß ein Trend aus den vorliegenden Anträgen jedenfalls nicht unbedingt 
erkennbar sein muß, denn immerhin gibt es eine Reihe von Freunden, von 
Verbänden, von Landesverbänden, von Kreisverbänden usw., die durch die 
Tatsache, daß sie zu dieser Ziffer keine Anträge gestellt haben, unter anderem 
auch erkennen lassen können, daß sie im Prinzip für die Beibehaltung dieser 
Ziffer sind. 

Ich darf Sie hiermit bitten, zu diesen Themen entsprechend Stellung zu 
nehmen. 

Dr. Georg Gölter, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Brinkert. 
IVIeine Damen und Herrenl Ich darf dazu noch mit aufrufen die Initiativanträge 
941 und 945. Dem Präsidium liegt allerdings im Augenblick nur der Antrag 
941 vor. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr Hauser, Landesverband Rhein­
land. 
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Hansheinz Hauser: Herr Präsident, meine Damen und Herrenl Nach dem 
Vortrag über das Ergebnis in der Antragskommission können der Antrag 321, 
den ich für den Landesverband Rheinland zu begründen habe, und der An­
trag 341 in seinem wesentlichen Teil als erledigt betrachtet werden, wenn ich 
davon ausgehen kann, daß sich der Parteitag den Vorschlägen der Antrags­
kommission anschließt. Hier ist das wesentliche Anliegen dann berück­
sichtigt. 

Zum Antrag 349 ist allerdings zu sagen, daß die Streichung des Satzes 3 von 
der Antragskommission nicht vorgeschlagen worden ist und dieser Antrag 
insofern seine Erledigung auch nicht gefunden hat. 

IVIeine Damen und Herren! Lassen Sie mich, bevor ich zum Kern Ihres 
Antrags komme, noch ein paar Vorbemerkungen machen. 

Ich glaube, daß es außerordentlich wichtig Ist, daß im Vorschlag dieses 
Programmentwurfs der beruflichen Bildung eine so große Bedeutung beige­
messen wird und daß wir mit diesen Formulierungen einmal sehr nach­
drücklich zum Ausdruck bringen, daß die nachrangige Behandlung der beruf­
lichen Bildung endlich überwunden werden muß, wie wir es ja leider gerade 
in den letzten Jahren immer wieder haben feststellen müssen. 

Beim Mittelstandskongreß in Ansbach ist bereits In einem Entschließungsan­
trag zu diesem Thema Stellung genommen worden, und die iVlittelstands-
vereinlgung hat sich sehr nachdrücklich gegen eine Verschulung der Berufs­
ausbildung gewandt. 

In Ziffer 37 ist eine Formulierung, die ein neues, umfassendes Gesetz für die 
Regelung der Ausbildungsverhältnisse verlangt. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, man muß sich In Erinnerung 
rufen, daß unter der politischen Verantwortung der CDU gerade vor noch 
nicht allzu langer Zeit drei Gesetze verabschiedet worden sind: das Berufs­
bildungsgesetz, das Arbeitsförderungsgesetz und das Ausbildungsförderungs-
gesetz, Gesetze, die sehr verschiedenartige Komplexe ansprechen, die aber 
alle in gleicher Richtung gehen: Förderung der beruflichen Bildung und 
Förderung der Arbeitnehmer, sofern sie auch vom Berufswechsel betroffen 
sind. 

Meine Damen und Herren, diese Gesetze sind noch nicht erprobt; sie sind 
noch in der Entwicklung, und wir besitzen noch keine Erfahrungen über das, 
was sich aus dem Inhalt dieser Gesetze in die Praxis ableiten läßt, im Augen­
blick wird sowohl in den Selbstverwaltungsorganen der Wirtschaft wie auch 
in den Betrieben und in den öffentlichen Haushalten die Konsequenz aus die­
sen Gesetzen gezogen, indem man die Einrichtungen schafft, die dort gewollt 
und gefordert sind. 

Nun, In diesem Stadium bereits ein neues Gesetz zu verlangen, das alle 
Ausbildungsverhältnisse einheitlich regeln soll, scheint mir nicht der rechte 
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Weg zu sein. Ich glaube, es ist richtiger, zunächst einmai die Erfahrung mit 
den soeben von mir erwähnten Gesetzen abzuwarten, ehe man sich daran 
gibt, wiederum ein neues Gesetz mit gleicher Zielrichtung zu Itonzipleren. 

Ein zweites möchte ich sagen. In Abs. 2 der Ziff. 37 ist die Bundesanstalt 
für Arbeit und berufliche Bildung angesprochen. Das Berufsbildungsgesetz 
hat die Verantwortung für die berufliche Bildung noch einmal nachdrücklich 
den Kammern zugewiesen sowie dem Bundesinstitut für Berufsbildung, das 
in Kooperation mit der Bundesanstalt für Arbeit tätig ist. Ich meine, auch 
hier gebe es l<elne Veranlassung, Jetzt eine neue Institution zu schaffen, 
die vor allem auch In der Form, wie sie hier dargestellt ist, zu Mißver­
ständnissen Anlaß gibt. 

Die Reaktionen der Öffentlichkeit auf diese Programmformulierungen sind sehr 
mißverständlich, sind sehr unterschiedlich und zum größten Teil negativ, 
weil hier der Eindruck entstehen kann, daß das, was wir in Ziff. 36 erneut 
ausdrücklich und nachdrücklich betont haben, daß nämlich die berufliche Bil­
dung in der Verantwortung unter anderem der Selbstverwaltungsorgane der 
Wirtschaft und der freien Berufe sich vollzieht, nun einer Bundesanstalt zuge­
ordnet werden soll, die weltgehend auch unter staatlicher Einflußnahme in die 
Gefahr gerät, die Berufsausbildung zu verstaatlichen und zu reglementleren. Ich 
glaube, das kann nicht der Sinn der Sache sein, und es wäre richtig, wenn 
wir hier um Klarheit bemüht wären. 

Ich wäre ihnen also dankbar, wenn Sie dem Antrag Nr. 349, der die Strei­
chung der Bundesanstalt für Arbeit und berufliche Bildung vorsieht, Ihre 
Zustimmung gäben. 

Im übrigen darf ich mich bezüglich der Ziff. 36 dem Vorschlag der Anlrags-
kommission anschließen. 

(Beifall) 

Dr. Georg Gölter, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, damit das 
noch einmal ganz klar wird, weil sich vorhin ein Mißverständnis eingeschlichen 
hat: Die Antragskommission hat zur Frage der Bundesanstalt für Arbelt kein 
Votum abgegeben. 

Bitte, Herr Dr. Blüm! Dann Herr Weiß, Baden-WürttembergI 

Dr. Norbert Blüm: Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es ist richtig, 
klingt gut, ist leicht verständlich, und niemand widerspricht Ihnen, wenn Sie 
formulieren und feststellen: Allgemeine und berufliche Bildung sind gleichran­
gige Aufgaben unseres Bildungswesens. Es wäre auch niemand In der Lage, 
eine Isolierte Position der Allgemeinbildung zu begründen und zu verteidigen; 
denn auch das, was wir unter der Überschrift „Allgemeinbildung" vornehmen, 
ist weltgehend berufliche Bildung bis hinein in die Universitätsbildung. Denn 
was anderes ist das philologische Studium als weitgehend eine Vorbereitung 
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auf den Lehrerberuf? Was ist das, was wir in den Gymnasien im Sprachunter­
richt betreiben, weitgehend anderes als Vorbereitung auf den Beruf? Und 
andererseits — das ist die Kehrseite der i\/Iedaille —: auch die berufliche 
Bildung hat einen allgemeinbildenden Wert. Wer berufliche Bildung nur ver­
stehen würde als die Zubereitung von Arbeltsplätzen, wer berufliche Bil­
dung nur verstehen würde als die Vermittlung spezieller Kenntnisse und 
Fertigkeiten, einen Arbeitsplatz auszufüllen, der würde berufliche Bildung 
mit einer Dressur verwechseln, würde berufliche Bildung degenerieren zu 
einer Produl<tion von Arbeifsl<räften. 

Allgemeine und berufliche Bildung sin-d gleichberechtigtl So weit so gut, 
weil es alcademisch bleibt. Aber es kommt gerade für uns und für eine 
Partei darauf an, aus diesen akademischen Erkenntnissen politische Konse­
quenzen zu ziehen. Man erhält keinen Widerspruch, wenn man sonntags 
am Kamin oder in Akademien über den Wert und die Einheit der Bildung 
spricht; nur werktags wird es dann schwierig, aus diesen Erkenntnissen die 
Konsequenzen zu ziehen, und, meine Damen und Herren, ich bin dagegen, 
daß wir sonntags schöne Gedanken verkünden und uns werktags in der 
Politik vor den Konsequenzen scheuen. Berufliche Bildung und Allgemeinbil­
dung sind eine Einheit, und daraus haben wir heute und hier Konsequenzen 
zu ziehen. 

(Vereinzelter Beifall) 

Zunächst einmal käme es darauf an, ebensoviel öffentliche Aufmerksamkeit auf 
den Sektor der beruflichen Bildung zu lenken, wie sie Gott sei Dank die 
Allgemeinbildung und die sogenannte höhere Bildung schon auf sich gezogen 
haben. 

Meine Damen und Herren, ich habe es nie verstehen können, und ich kann es 
bis zum heutigen Tage nicht verstehen, daß wir sehr viel Erregung und sehr 
viel Protest investieren zur Lösung der Probleme der Allgemeinbildung, und 
vergleichbare Probleme im Bereich der beruflichen Bildung gar nicht zur Kennt­
nis genommen werden. Vergleichbare Problemel 

Wir alle erregen uns bei dem Thema „Numerus clausus"; wir glauben, das 
sei eine Zugangsbeschränkung, glauben, hier sei das Recht der freien 
Berufswahl behindert, obwohl so etwas in der Lehrlingsausbildung gang und 
gäbe und alltäglich ist, obwohl Lehrlingsausbildungen nur nach den Bedürf­
nissen der Wirtschaft angeboten werden, obwohl Lehrlingsplätze nur ange­
boten werden aus den aktuellen Nachfragen der Wirtschaft heraus. 

Oder überlegen Sie sich, daß In der Stufenbildung beispielsweise viele 
Betriebe dazu übergehen, nach der Grundbildung die Spezialkenntnisse ein­
fach zuzuteilen, einfach dem einzelnen Lehrling zuzuteilen. Das halte Ich für 
eine Potenzierung des Numerus clausus, die gar nicht zur Kenntnis genom­
men wird und die vergleichbar ist den Hochschulproblemen, die wir mit 
diesem Titel qualifizieren. 
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Oder denken Sie daran, daß wir alle uns Mühe geben, die QuaIifll<ationen 
des schulischen Ausbilders festzustellen, daß wir keineswegs nur auf die fach­
liche Qualifikation achten, sondern auch auf die pädagogische Qualifikation, 
wogegen es in der betrieblichen Ausbildung weitgehend noch in der Weise 
betrieben wird: Wer ein guter Fachmann ist, der kann auch Lehrlinge ausbil­
den - ohne Rücksicht darauf, ob er dazu auch pädagogisch geeignet ist. 

(Zuruf) 

— Sie können gleich zur Diskussion sprechen, Herr Schulhoff. — 

Meine Damen und Herren, wir haben Im Berufsbildungsgesetz den ersten 
Schritt dazu unternommen, Bildungsqualifikationen festzustellen. Nur, Herr 
Schulhoff, es kommt eben nicht darauf an, nur den toten Buchstaben auf dem 
weißen Papier zu haben, ein Gesetz zu haben, sondern darauf, dieses Gesetz 
auch in die Wirklichkeit überzuführen. Zur Wirklichkeit gehört beispielsweise, 
daß wir Ausbildungsberater einstellen, um das, was wir gesetzlich fixiert 
haben, auch in der Wirklichkeit vorzufinden. Andernfalls ist ein Gesetz nichts 
wert. Das alles kostet Geld. Sie werden Ausbildungsberater nicht um eines 
,,Vergelt's Gott" oder um eines ,,Danke schön" willen einstellen können. 

Oder denken Sie ar> folgendes! Was würden wir eigentlich sagen, wenn 
in der allgemeinen Schule der Lehrer sagen würde: Nun geh' mal heim 
und klopfe meiner Frau den Teppich! Was würden Sie sagen, wenn der Lehrer 
den Schüler zum Bierholen schickte, obwohl es in der betrieblichen Ausbildung 
gang und gäbe ist, daß Lehrlinge mit berufsfremden Arbeiten beschäftigt 
werden? Ganz gang und gäbe! 

(Vereinzelter Widerspruch) 

Sie dürfen nicht meinen, weil wir es seit Generationen so betreiben, müßten 
wir es In der nächsten Generation ebenso betreiben. Nicht alles ist selbst­
verständlich und deshalb nicht zur Diskussion stehend, weil es altherge­
bracht ist. Jedenfalls langt es nicht, wie Herr Wild gesagt hat, daß, wenn zu 
viel Bier geholt würde, man eben abwechseln müsse. Das Ist jedenfalls nicht 
die Lösung dieses Problems. 

(Zurufe) 

Oder denken Sie daran, daß wir es in der beruflichen Ausbildung mit zwei 
Forderungen zu tun haben, die sich wechselseitig im Wege stehen! Einer­
seits drängt die Entwicklung sowohl im Handwerk wie in der Industrie auf 
eine stärkere Spezialisierung; andererseits — und das ist die Kehrseite — 
verlangen wir eine breite Grundausbildung. Das ist offenbar eine Voraus­
setzung für die Sicherheit des Arbeitnehmers. Denn eine allzu frühzeitige 
Spezialisierung führt dazu, daß der Arbeitnehmer über Nacht vor einem Nichts 
stehen kann, wenn er nur Spezialkenntnisse hat, nämlich dann, wenn diese 
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Spezialkenntnisse nicht mehr gefragt werden. Deshalb müssen wir die Spe­
zialisierung durch eine breite Grundausbildung kompensieren. Und Ich frage 
Sie, meine Damen und Herren — und das kann ja in der Diskussion 
geklärt werden - , ob das Handwerk, ob die Industrie dazu In der Lage Ist, 
diese breite Grundausbildung bei zunehmender Spezialisierung zu leisten. 
Wenn das nicht der Fall Ist, führt kein Weg daran vorbei, ergänzende Oberbe­
triebliche Lehrwerkstätten einzurichten, die diese breite Grundausbildung ver­
mitteln, die dann mit betrieblicher Spezialisierung kombiniert werden kann. 

Niemand will ja den Betrieb einfach aus dem Spiel bringen; nur brauchen wir 
eine Kompensation für die Spezialisierung, die Im Betrieb einfach zwangsläufig 
wird. 

Die Frage läßt sich ganz einfach an Hand von Zahlen hier stellen. Der 
Deutsche Biidungsrat hat errechnet, daß, wenn man beispielsweise solche 
sechsmonatigen Lehrgänge für Lehrlinge, die In das Handwerk eintreten, in 
überbetrieblichen Lehrwerkstätten ermöglichen würde, und zwar nur für einen 
geringen Teil — 150 000 Lehrlinge treten pro Jahr ein —, wenn man nur 
für 35 000 Lehrlinge solche überbetriebliche Lehrwerkstätten einrichten würde, 
dann kostet das 280 Millionen DIVI an Investitionen. Hinzu kommen die Kosten 
für die Ausbilder, noch einmal 45 Millionen DM, und die Kosten für die 
Ausbildungsbeihilfen, die noch einmal 42 Millionen DM ausmachen. Ich frage, 
ob Sie In der Lage sind, das zu leisten, ob Sie diese Kosten aufbringen 
können, ob wir nicht nach dem Ausbau bereits bestehender Flnanzlerungs-
quelien suchen müssen — heute schon hat die Bundesanstalt für Arbelt 
hier eine Kompetenz —, ob man das nicht ausweiten muß. Das Ist die Frage, 
der Sie sich zu stellen haben. Das Ist eine handfeste, zunächst einmal 
materielle Frage. Wir brauchen da keinen Ausflug In die hohe Bildungs­
theorie zu unternehmen. 

Ein WeiteresI Wir haben im Arbeitsförderungsgesetz einen ersten Schritt 
getan, und Ich meine, die CDU könnte auf dieses Gesetz stolz sein. Jetzt 
kommt es darauf an, die Finarßierung überschaubar zu machen, die gesamte 
Ausbildungsfinanzierung überschaubar zu machen. Denn, meine Damen und 
Herren, ich glaube, unser System der individueiien und der Institutionellen 
Förderung leidet an einem Fehler: es Ist noch zu unübersichtlich, und wer 
heute alle Möglichkeiten der Förderung erschöpfen will, der tut gut daran, 
zunächst einmal Stipendiologie zu studieren, bevor er überhaupt berufWche Bil­
dung oder Bildung beginnt. 

Das Ist doch die Wirklichkeit, und damit sind alle diese Förderungsmaßnah­
men um einen Großteil Ihres Effekts gebracht. 
Meine Damen und Herren, wir wollen nicht Reform am Reißbrett vornehmen. 
Niemand will das duale System einfach vom Tisch wischen, obwohl Er­
gänzungen dazu sicherlich notwendig sind; es kann nicht heiliggesprochen 
werden. Das duale System hat aber seine Verdienste, über die man nicht eln-
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fach zur Tagesordnung übergehen kann. Aber wir müssen nach einem 
Ausbau und nach neuen Möglichkeiten suchen, und die Kernfrage Ist: Wie 
finanzieren wir den Ausbau der beruflichen Bildung? Hier bietet sich die 
bereits bestehende Bundesanstalt für Arbeit an, die dann ausgebaut werden 
müßte. 

Denn auch das sollten Sie «ich hier und heute doch überlegen: Die 
berufliche Bildung ist keine private Veranstaltung der Arbeltgeber. Wenn das 
Wort Bildung im Zusammenhang mit Beruf einen Sinn haben soll, dann nur 
als öffentliche Aufgabe, dann nur, indem wir akzeptieren, daß berufliche Bil­
dung uns alle angeht, und das fängt, wie ich meine, bei der Finanzierung an. 

Meine Damen und Herren, wir sollten es mit der Lehrlingsausbildung nicht 
so halten wie mit der Reform der Hochschule: Erst der Krawall, dann die 
Reform. Die Politik hat die Aufgabe, der Zeit vorauszuschauen und nicht erst 
aktiv zu werden, wenn die Fensterscheiben klirren. 

(Beifall) 

Dr. Georg Gölter, Tagungspräsidium: Vielen Dank! Meine Damen und Herren, 
Sie haben festgestellt, der Beitrag war etwas länger. Wir hatten uns vor 
Beginn der Tagung im Präsidium geeinigt, daß einigen Grundsatzbeiträgen 
ein etwas größerer Spielraum eingeräumt werden muß. Das gilt natürlich auch 
für die gegensätzlichen Positionen, wenn das gewünscht wird. 

Im übrigen darf ich darauf aufmerksam machen, daß ich zu diesem Punkt 
jetzt neun Wortmeldungen habe. Es werden sicher weitere kommen. Des­
halb die Bitte unsererseits, sich In der Diskussion nach Möglichkeit zu 
straffen. 

Bitte, Herr Weiß, Baden-Württemberg, dann Herr Möller, Hessen und Herr 
Dr. Freiwald, Hessen. 

Eugen Weiß: Herr Präsident, meine Damen und Herren! In der Ziff. 37 ®teht 
im Abs. 2: „Die berufliche Bildung ist einer Bundesanstalt für Arbelt und 
berufliche Bildung zuzuordnen", und es gibt eine Reihe von Anträgen, die 
in diese Richtung gehen. Das kann in dieser Weise nicht stehenbleiben, 
weil zu wenig definiert ist, was man hier unter beruflicher Bildung ver­
steht. Ist hier unter beruflicher Bildung das verstanden, was im Rahmen des 
dualen Systems in den Betrieben an fachpraktischer Unterweisung gemacht 
wird? Ist hier unter beruflicher Bildung das verstanden, was an theoretischer 
Grundlagenvermittiung in den Berufsschulen, in den Fachschulen und in den 
Berufsfachschulen gemacht wird oder was in der beruflichen Bildung in der 
Erwachsenenbildung gemacht wird? 

Ich nehme an, daß noch einige Diskussionsredner kommen und über die 
fachpraktische Unterweisung in den Betrieben reden. Ich möchte meinen 
Beitrag auf die Schulseite beschränken und sagen: Was hier vorgeschlagen 
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wird, läuft doch darauf hinaus, daß zur theoretischen Berufsausbildung in den 
Berufsschulen neben die Zuständigkeit der Kultusministerien mit diesem An­
trag eine neue Zuständigkeit käme, nämlich die Zuständigkeit der Bundesan­
stalt für Arbeit und berufliche Bildung. Damit greifen wir wieder eine Diskus­
sion auf, die zwischen den beiden Weltkriegen Oberall damals in Deutschland 
längst beendet wurde, nämlich in der Weise geregelt wurde, daS man beruf­
liche Bildung, soweit sie in den beruflichen Schulen gemacht wurde, nicht In 
die Kompetenz eines Arbeltsministerlums und nicht in die Kompetenz eines 
Wirtschaftsministeriums gegeben hat — aus wohlerwogenen Gründen —, 
sondern in die Kompetenz der Kultusministerien. Folgende Gründe sprechen 
nach meinem Dafürhalten nach wie vor dafür, es dabei zu belassen und 
berufliche Bitdung nicht einer Bundesanstalt für Arbeit und berufliche Bil­
dung zu übertragen. 

1. Die beruflichen Schulen, insbesondere die Berufsschulen, haben einen 
doppelten Bildungsauftrag, nämlich neben der Vermittlung der für den Beruf 
erforderlichen Grundkenntnisse auch den der Vertiefung der allgemeinen 
Bildung einschließlich der politischen Bildung. Diese Aufträge sind nicht zu 
trennen, weil sie in ihrem Wesen zutiefst miteinander verzahnt sind. Sie 
können nicht den einen Auftrag einer Bundesanstalt für Arbeit übertragen und 
die allgemeine Bildung in den Berufsschulen im Bereich der Kultusministerien 
belassen. 

2. Die moderne Bildungsplanung hat erkannt, daß die Unterscheidung zwischen 
Allgemeinbildung und Berufsbildung weitgehend aufgegeben werden muß, 
weil die Bildung eines geistig beweglichen, in Gesellschaft und Beruf enga­
gierten Menschen ab einer bestimmten Altersgruppe, etwa der Sekundarstufe 2, 
ohne die vielfältigen und pädagogisch wertvollen beruflichen Bildungsgüter 
überhaupt nicht mehr denkbar ist. Sie können diese Bildungsgüter nicht aus 
den beruflichen Schulen herausnehmen und einer Bundesanstalt für Arbelt 
zuordnen. 

3. In allen Bundesländern sind neben den Schulen im Teilzeitsystem, nämlich 
den Berufsschulen, zahlreiche berufliche Vollzeifschulen wie Berufsfachschulen, 
Berufsaufbauschulen, Fachschulen und berufliche Gymnasien entstanden, die 
Abschlüsse vermitteln, die sowohl allgemeinen Charakter als auch berufs­
qualifizierenden Charakter haben. Es ist unmöglich, diese Abschlüsse zu 
trennen und den einen Teil des Abschlusses einer Bundesanstalt für Arbelt 
und den anderen den Kultusministerien zuzuweisen. 

Meine Damen und Herren, die Verabschiedung der Ziff. 37 Abs. 2 hätte 
zur Folge, daß die Einheit der beruflichen Schulen zum Schaden jeder darin 
enthaltenen Schulart aufgelöst wird, indem die beruflichen Schulen Ihres allge­
meinen gesellschaftspolitischen Bezuges beraubt würden, die beruflichen Voll­
zeitschulen aber dann ihren beruflichen Bezug verlieren würden. 

2. Die Auflösung der Einheit der beruflichen Schulen und der allgemeinen 
Schulen - und darauf gehen wir ja zu — hätte eine soziale Desintegrierung 
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zur Folge. Denn 7 0 % unserer Jugendlichen zwischen 16 und 19 besuchen 
berufliche Schulen, die dann einer Burvdesanstalt für Arbeit und berufliche 
Bildung zugeordnet würden, die ausschließlich den Zweck hätte, diese 
Jugendlichen auf die Wirtschaft abzurichten. 3 0 % hätten dann die Mög­
lichkeit, andere Schulen wie Gymnasien zu besuchen, die In die Kompetenz 
der Kultusministerien fallen würden. Diese Trennung ist schlechthin nicht mög­
lich. 

Ich möchte deshalb beantragen, daß, solange nicht mehr geklärt Ist als 
hier, was man überhaupt unter beruflicher Bildung versteht, dieser Abs. 2 
der Ziff. 37 gestrichen wird und alle entsprechenden Anträge abgelehnt werden, 
weil sie auf eine vollkommene Auflösung der Sekundarstufe 2 und auf eine 
— ich möchte sagen — veraltete Konzeption zurückführen würden, nämlich 
daß Berufsbildung und Allgemeinbildung getrennt werden. 

(Beifall) 

Dr. Georg Gölter, Tagungspräsidium: Danke schön. — Zu einer Zwischenbe­
merkung hat Herr Brinkert von der Antragskommission das Wort. 

Bernhard Brinkert: Herr Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Ich möchte nur darauf hinweisen, daß, wenn hier von Berufsbildung ge­
sprochen wird, nur die Berufsbildung gemeint sein kann, die auf der Grund­
lage des Berufsbildungsgesetzes durchgeführt wird. Von da her ist, glaube 
ich, klar, daß die schulische Berufsbildung hier zunächst einmal nicht betrof­
fen ist. 

Dr. Georg Göltcr, Tagungspräsidium: Herr Freiwald! 

Dr. Friedrich Frelwald: Meine Damen und Herren, ich spreche mich im Namen 
meiner mittelständischen Freunde sehr nachdrücklich gegen die Kompetenz­
erweiterung der Bundesanstalt für Arbeit aus. Ich begrüße sehr, daß wir in der 
Ziffer 36 nun das duale System ausdrücklich ansprechen und damit die Doppel­
gleisigkeit der Berufsausbildung unterstreichen. 

Wenn man bei der heutigen Berufsausbildung die Schwierigkeiten bewertet, 
dann liegen die größeren Probleme aber meiner Ansicht nach nicht in der 
betrieblichen Ausbildung, sondern in der schulischen Ausbildung. Wir wissen, 
daß in den Berufsschulen allein 15 000 Berufsschullehrer fehlen. Ich frage 
mich: Wie soll eigentlich eine Bundesanstalt für Arbeit und Berufsbildung, 
die nun eingeschaltet werden soll, gerade auch um die Grundlagenausbil­
dung, die Herr Blüm eben angesprochen hat, voranzutreiben, unter diesen ge­
gebenen Umständen diese Aufgaben überhaupt lösen können? 

Wir haben ganz zu Recht in der Ziffer 36 die Selbstverantwortung aller 
Kräfte, die mitwirken, angesprochen, und es ist in der Tat so, daß wir hier 
alle Kräfte der Wirtschaft und alle Kräfte der Gewerkschaft benötigen, um 
diese schwierige Aufgabe zu bewältigen. Ich halte es für außerordentlich 
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problematisch, hier nun die Bundesanstalt für Arbelt mit der Verantwortung 
zu belasten. 

Gerade haben wird das Berufsbildungsgesetz verabschiedet; wir haben 
paritätische Ausschüsse auf Kammerebene, auf Landesebene und auf Bundes­
ebene aufgebaut. Diese Institutionen arbeiten. Sie werden natürlich auch 
die Ausbildung in den Betrieben und die Ausbilder selbst verschärft über­
wachen. Jedem Lehrling steht dabei ein Beschwerderecht zu; er kann seine 
Sorgen an die Ausschüsse herantragen, und es wird überprüft werden, ob 
sie berechtigt sind. 

Wir haben also ein System auf der Grundlage der Selbstverantwortung auf­
gebaut. Wenn wir das Berufsbildungsgesetz jetzt In dieser Form verwlrl<li-
chen, dann erfüllen wir auch die uns gestellte Aufgabe. Wenn wir aber die 
Bundesanstalt in eine Bundesanstalt für Arbeit und Berufsbildung erweitern, 
dann weisen wir dieser Bundesanstalt entweder völlig neue Kompetenzen zu — 
das hat mein Vorredner bereits erwähnt —, oder aber es bleibt nur bei 
einer Leerformel. 

Vielleicht denkt man aber auch nur daran, hier die berufsfördernden Maß­
nahmen, die finanzielle Forderung also, anzusprechen. Das ist auch möglich, 
aber dann muß man das zum Ausdruck bringen, während die Formulierung 
„Bundesanstalt für Arbeit und Berufsbildung" doch den Eindruck erweckt, 
als wenn wir diese ganze Berufsbildung einer öffentlichen Körperschaft über­
tragen und mit ihrem Behördenapparat bewältigen wollten. Wenn wir aber nun 
schon keine Berufsschullehrer finden, meine Damen und Herren, dann Ist es 
für diese Bundesanstalt um so schwerer, überhaupt zusätzliche Kräfte für 
diese Funktionen in der nötigen Zahl zu finden. Wir wissen doch auch, 
daß die Bundesar»stalt allein mit 60 000 Förderungsanträgen heute wahr­
lich voll ausgelastet ist und ihre eigene Aufgabe kaum bewältigen kann. 

Man hat zwar nun vornehm dieses Wort ,,Berufsbildungsabgabe" gestrichen, 
aber, meine Damen und Herren, es ist doch ganz klar, daß, wenn wir die 
Aufgabe auf eine öffentliche Körperschaft übertragen, dann die Kosten un­
vergleichlich viel höher sind. 

Heute stellen sich Tausende und Zehntausende von Menschen dieser Be­
rufsausbildung aus freiwilliger Oberzeugung, aus Verantwortungsbewußtsein 
zur Verfügung und arbeiten in der Berufsausbilsdung mi t Wenn wir das 
Arbeitsamt einschalten, meine Damen und Herren, hört diese Freiwilligkeit auf, 
und sicherlich wird dann auch eine finanzielle Gegenleistung von allen diesen 
Leuten für Ihre bisher ehrenamtliche Arbeit verlangt werden. Und dann 
kommen Entschädigungen und finanzielle Belastungen auf uns zu, deren 
Ausmaße wir nicht übersehen können. Meine Damen und Herren, auch die 
Betriebe selbst könnten dann sagen: Das Ist ja eine öffentliche Aufgabe. 
Wie kommen wir dazu, diese Aufgabe zu erfüllen? Und auch aus dieser 
Sicht können dann noch erhebliche finanzielle Neulasten entstehen. 
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Meine Damen und Herren, man kann das System natürlich anwenden, es ist 
möglich, man kann es gesetzlich festlegen. In anderen europäischen Staaten 
gibt es so etwas. Aber wer die nötigen Erfahrungen dort gesammelt hat, 
meine Damen und Herren, wird uns wegen der mangelnden Wirkungsfähig­
keit dieser Systeme dringend davon abraten. 

Ich möchte noch zwei Anmerkungen machen. Ich würde auch den Arbeitsämtern 
diese Aufgabe der Kontrolle gar nicht aufoktroyieren wollen. Sie wissen, daß 
ihre Funktion Im Verhältnis zu den einzelnen Betrieben eine ausgespro­
chene Vertrauensstellung benötigt. Hier aber wird das Arbeitsamt zur Kon­
trollbehörde, und das ist meiner Ansicht nach für die anderen und wichtigen 
grundsätzlichen Aufgaben, die die Arbeitsamtsverwaltung zu erfüllen hat, nicht 
gut. Sie wird zudem zum Prellbock zwischen den einzelnen Gruppen wer­
den. Auch das scheint mir nicht opportun. Und außerdem, meine Damen und 
Herren — Ich möchte das auch ansprechen —, fürchte ich, daß wir hier 
dann eine Institution aufbauen, die für weitere dirigistische Maßnahmen ge­
radezu prädestiniert wäre. Diese Anträge gehen also auch mit meinen markt­
wirtschaftlichen Vorstellungen nicht konform. Ich möchte also dringend bitten, 
von einer Ausweitung der Funktion der Bundesanstalt abzusehen. 

(Beifall) 

Dr. Georg Gölter, Tagungspräsidium: Danke schön. — Herr Horten. 

Alphons Horten: Herr Präsident, meine Damen und Herren, Herr Brinkert hat 
im Namen der Antragskommission bereits vorgeschlagen, daß die Berufsbil­
dungsabgabe gestrichen und in den späteren Ziffern 48 bis 51, deren Formu­
lierung nämlich an sich der Ziffer 37 Abs. 2 in dieser Form widersprechen wür­
de, eingebettet wird. Ich möchte deshalb nur ganz kurz diese Stellungnahme 
der Antragskommission doch einmal unterstützen, da ja bisher von Ihnen noch 
keine Entscheidung getroffen worden ist. 

Die Formulierung des Absatzes 2 hinsichtlich der Berufsbildungsabgabe ist 
sehr unglücklich. Wenn in einem Parteiprogramm präzise Vorschläge über die 
Finanzierung einer Maßnahme gemacht werden, dann Ist es doch notwendig 
und entspricht auch dem Rang eines solchen Programms, daß diese Angaben 
sorgfältig und exakt sind, daß man also weiß, ob es sich hier um eine Son­
dersteuer, eine Sozialabgabe oder eine Gebühr handelt. Das fehlt alles. Hinzu 
kommt, daß auch noch gar nicht festgelegt und genauer formuliert Ist, wie 
weit nun die Aufgaben dieser eventuellen Bundesanstalt für Bildung bzw. der 
Abteilung der Bundesanstalt für Arbeit gehen sollen, wenn sie überhaupt be­
schlossen werden sollten. Es Ist über den Umfang dessen, was hier zu finan­
zieren ist, auch noch gar keine Klarheit. Deswegen ist es richtig, entspre­
chend dem Vorschlag der Antragskommission das in die Ziffer 51 einzubetten. 

Es kommt dann noch weiter hinzu, daß der Vorschlag auch grundsätzlich 
unseren ganzen Vorstellungen über die Bildungsfinanzierung widersprechen 
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würde, daS wir ja nun ©ine einheitliche Finanzierung ausdrücklich im späteren 
Paragraphen vorgeschlagen haben. Ich bitte Sie also, dem Antrag der An­
tragskommission in diesem Punkt zuzustimmen. 

Dr. Georg Gölter, Tagungspräsidium: Danke schön. — Das Wort hat Herr 
Katzer. 

Hans Katzer: Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
befinde mich in der außerordentlich glücklichen Lage, für den Parteivorstand 
die Vorstandsvorlage zu vertreten. Das passiert mir nicht allzu oft, und des­
halb tue ich es bei diesem Punkt mit besonderer Genugtuung und groBer 
Freude. 

(Heiterkeit) 

Jahrelang habe ich mich, meine Damen und Herren, dagegen gewandt, daß 
die bildungspolitische Diskussion in Deutschland eine Schlagseite hat: Wenn 
man bei uns über Bildungspolitik spricht, meint man damit im wesentlichen 
unsere höheren Schulen, unsere Technischen Hochschulen und Universitäten 
und hat bisher den gesamten Bereich der beruflichen Bildung in dieser Dis­
kussion zu kurz kommen lassen. 

Ich freue mich darüber, daß es m der letzten Legislaturperiode unter der 
Verantwortung der Union gelungen ist, auf dem Gebiet der beruflichen Bil­
dung deutliche Akzente zu setzen. Meine Damen und Herren, es ist einfach 
nicht richtig, wenn vorhin einer der Diskussionsredner glaubte sagen zu 
sollen, diese Gesetze hätten sich noch nicht ausgewirkt. Das Gegenteil Ist 
der Falll Ich kann nur feststellen, daß diese Gesetze — Arbeitsförderungs­
gesetz, Berufsbildungsgesetz und Ausbildungsförderungsgesetz — von un­
serer Bevölkerung mit einem überraschend großen Eifer genutzt werden. 

Das Wort vom „lebenslangen Lernprozeß" — vor einigen Jahren selbst in 
Unionskreisen auch noch als etwas schockierend empfunden — wird mehr und 
mehr zur Selbstverständlichkeit in unserer Gesellschaft. Meine Damen und 
Herren, das gilt — und muß noch stärker geltenI — insbesondere auch für 
die berufstätige Frau, der wir alle Chancen geben, nicht nur für Hilfsarbeiten 
mit schlechter Bezahlung, sondern für qualifizierte Tätigkeiten wirksam wer­
den zu können. 

Wenn der Etat der Bundesanstalt für Arbeit, die einmal — hieraus mögen 
Sie die gedankliche Entwicklung ersehen — „Bundesanstalt für Arbeltsver­
mittlung und Arbeitslosenversicherung" geheißen hat, diskutiert wird — Jetzt 
haben wir einen Schritt weiter in die Zukunft getan und haben sie „Bundes­
anstalt für Arbeit" genannt —, dann gehen wir jetzt — das tun alle Diskus­
sionsredner — am Kern der Sache vorbei. Hier geht es nicht darum, ein 
Gesetz zu machen; hier geht es vielmehr darum, daß dieser Parteitag auf 
diesem Felde der beruflichen Bildung einen Akzent für die nächsten zehn, 
fünfzehn oder zwanzig Jahre der Entwicklung In Deutschland setzt und nach 
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diesem Akzent dann die gesetziiche Ausgestaltung im Bundestag von uns 
vorgenommen werden kann — nicht heute, sondern erst dann, wenn dieser 
Akzent zum Tragen gekommen isti 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, nun möchte ich Ihnen folgendes sagen: Jeder, der 
hiervon berührt wird, unsere Freunde aus dem Felde der Wirtschaft, unsere 
freunde aus dem Bereich der Berufsschulen haben etwas Sorge vor Un­
klarheiten, wenn wir hier — das räume ich ein, und deshalb habe ich mich 
an dieser Stelle gemeldet — bei der Formulierung des Vorstandsbeschlusses 
bleiben, ich muß sagen, ich würde es dankbar begrüßen, wenn alle Mitglieder 
des Vorstandes, die diesen Beschluß mit herbeigeführt haben, hier und heute 
diesen Beschluß auch vor diesem Parteitag vertreten würden, so wie ich 
das in anderen Fragen tue, in denen ich unterlegen bini 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir haben ganz klar gesagt — deshalb habe ich mich 
bereit erklärt, die Ziffer 36 zu verändern und das duale System ausdrücklich 
aufzunehmen —, daß niemand daran denkt, daran etwas zu ändern. 
Zweitens würde ich sagen, es gibt in Ziffer 37 einen Punkt, Herr Schulhoff, 
der in der Tat etwas kritisch — Herr Kollege Schmücker! — ausgelegt werden 
kann; ich meine das Wort „zuzuordnen". Ich würde dafür plädieren, dem Vor­
schlag des Vorstandes zu folgen, und könnte mich persönlich mit der Änderung 
zu Ziffer 36 für die Antragskommission einverstanden erklären, wenn wir 
statt des Wortes „zuzuordnen" in Ziffer 37 dann sagen, daß das in einer 
Bundesanstalt für Arbeit und berufliche Bildung zu fördern ist, damit diese 
hier vorgebrachten Bedenken vom Text her ausgeräumt werden können. 
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ein letztes sagen! Ich lese draußen 
in den Zeitungen, wir wären hier mit diesem Modell die Wegbereiter, die Vor­
läufer einer Entwicklung, die diese berufliche Bildung in eine staatliche Zwangs­
jacke stecken möchten. Aber, meine Damen und Herren, davon kann über­
haupt nicht die Rede sein! Diejenigen, die in der Diskussion gesprochen 
haben, müßten es doch zumindest wissen, daß die Bundesanstalt für Arbeit 
in Nürnberg eine Selbstverwaltungseinrichtung ist, in der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer gleichberechtigt vertreten sind. Das ist doch keine staatliche 
Institution! 

(Zustimmung) 

Daher möchte ich bei dieser Gelegenheit, meine Damen und Herren, bitten — 
denn wir behandeln uns personalpolitisch nicht immer in liebevollster Weise, 
was die Öffentlichkeit angeht —: Wir wollen hier an dieser Stelle unserem 
Freunde Stingi und den mehr als 30 000 Bediensteten der Bundesanstalt 
einmal ein herzliches Wort des Dankes dafür sagen, daß sie das Arbeits­
förderungsgesetz mit Leben erfüllt haben! 

(Beifall) 
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Das, meine Damen und Herren, ist für mich die stotzeste Zahl und — wenn Sie 
so wollen — das stolzeste Ergebnis einer vierjährigen Arbelt Im Amt des Bun­
desministers für Arbeit und Sozialordnung, daß wir in diesem Jahr beim Etat der 
Bundesanstalt zum erstenmal mehr Geld für die berufliche Bildung ausgeben 
als für die Zahlung von Unterstützungsgeldern für Arbeitslosigkeit. Das scheint 
mir sinnvoll angewandtes Geld zu sein; 

(Erneuter Beifall) 

Jede Mark, die wir dafür ausgeben, haben wir richtig angesetztl 
Deshalb glaube ich, meine Freunde, wir sollten diesen Schritt tun, und zwar 
mit den zwei Bemerkungen, die Ich mir zu machen erlaubt habe, was die 
Ziffern 36 und 37 betrifft. 

Meine Freunde, Norbert Blüm hat vorhin ein richtiges Wort gesagt. Ich weiß 
noch, mit welchem Elan wir In l\/1alnz auf dem Parteitag herangingen, wenn 
es galt, reformerische Elemente und reformerische Vorhaben zu projizieren. Ich 
habe Sorge, daß nach einigen gewonnenen Landtagswahlen wir In diesem 
unserem Eifer erlahmen könnten. Das wird aber dieser Union nicht gut be­
kommen. 

Deshalb meine sehr herzliche Bitte! Stimmen Sie dem Vorstandsvorschlag 
mit den zwei Änderungen, die Ich Ihnen vorgetragen habe, zu. Wir werden — 
lassen Sie mich das so sagen! — unserer gesamten Jugend, Insbesondere den 
1,3 Millionen Lehrlingen, ein faszinierendes Bild dadurch vermitteln, da wir 
an sie denken, nicht nur für heute und Ihre Lehrzeit jetzt, sondern daß wir 
an ihre künftige Weiterentwicklung denken, an die Folgen des Arbeitsförde­
rungsgesetzes für ein ganzen Leben, für ein ganzes berufsianges Wirken. Dazu 
bitte ich Sie sehr herzlich um Ihre Zustimmung! 

(Lebhafter Beifall) 

Dr. Georg GSIter, Tagungspräsidium: Schönen Dank! — Es spricht nun Herr 
Künstler, Baden-Württemberg. Herr Künstler, ich darf bitten, daß Sie die 
Fünfminutengrenze beachten. 

Ma« Künstler: Ich werde mir Mühe geben! — Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Gewöhnlich verbergen sich die schwierigsten Probleme hinter 
den Formulierungen, die so einleuchtend erscheinen, daß sie auch ohne 
nähere Begründung plausibel sind. Ich meine, das gilt ebenfalls für unsere 
Aussage In der Ziffer 36: „Allgemeine und berufliche Bildung — gleichrangige 
Aufgaben — öffentliche Aufgaben". — Wenn das aber so Ist, dann muß das 
Konsequenzen hinsichtlich der Kompetenz bei der Berufsausbildung für unsere 
Unternehmer haben. Es muß nämlich von einem Unternehmerinstitut auf eine 
paritätisch besetzte Einrichtung übergehen. 

Ich begreife nicht den Grund für die Unterscheidung: einmal berufliche Er­
wachsenenbildung und zum zweiten berufliche Jugendbildung. Da ist einmal die 
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Berufsberatung und dort die Berufausbildung, und dazwischen gibt es die 
vielen Möglichkeiten, die Dr. Norbert Blüm hier angeschnitten hat, nämlich aus 
den verschiedensten Töpfchen Mittel zu bekommen, die nicht aufgezählt wer­
den müssen, weil die Liste zu lang wäre und die Redezeit dadurch über­
schritten würde. 

Wenn es aber sinnvoll ist, daß es so viele Initiativen in dieser Frage gibt, dann 
scheint es mir persönlich erst recht sinnvoll zu sein, diese Initiativen zu­
sammenzufassen, damit sie für den Benutzer übersichtlicher werden. Wer da 
sagt, das sei Verstaatlichung, meine Damen und Herren, der hat einfach nicht 
begriffen, daß „öffentlich" und „staatlich" zwei verschiedene Dinge sind. 

Wenn man von Verstaatlichung spricht, dann übersieht man — wie Herr 
Katzer eben gesagt hat —, daß die Bundesanstalt für Arbeit eben eine In­
stitution der Selbstverwaltung Ist, was die Kammern nun einmal nicht ohne 
weiteres sind; hier erhebt man den Anspruch, Wirtschaft zu sein, und übersieht, 
daß zur Wirtschaft sicher auch Arbeitnehmer gehören. 

Und zu der Konsequenz: Wir haben uns Im Berliner Programm zur Errichtung 
von Arbeitnehmerkammern bekannt, und wir bekennen uns auch in der Ziffer 71 
des heutigen Prpgrammentwurfs zur Einrichtung solcher Kammern. Ich meine, 
sie werden ihrerseits auch Ansprüche bezüglich der Berufsausbildung erheben, 
so daß wir sicher gut beraten sind, dieser paritätisch besetzten Einrichtung Bun­
desanstalt unsere Zustimmung zu geben. 

Ein letztes Wort zur Berufsbildungsabgabe! Ich habe keinen Zweifel daran, 
daß bei Großbetrieben die Berufsbildung In Ordnung ist. Aber ist sie tatsäch­
lich in Klein- und Mittelbetrieben und Im Handwerk mustergültig? Wir wissen 
alle, daß diese Mittel- und Kleinbetriebe und das Handwerk zahlenmäßig mehr 
Lehrlinge ausbilden. Deswegen sollte mehr Gewicht auf überbetriebliche Aus­
bildungsstätten gelegt werden. Diese müßten finanziert werden. Herr Dr. Blüm 
hat einige Zahlen genannt, die sich mit der Lohnhöhe befassen. Wenn Industrie 
und Handwerk nicht in der Lage sind, diese Beträge aufzubringen, dann müs­
sen wir eine Möglichkeit suchen, die potentiellen Benutzer, die bisher k,eine 
Beiträge gezahlt haben, auch hier zur Kasse zu bitten. 

Lassen Sie mich abschließen: Studenten haben eine Universitätsreform durch­
gesetzt. Extrem linke Gruppen — ich denke an Leninisten und Maoisten, und 
wenn Sie darüber Zweifel haben: bei meiner Kammer in Reutlingen liegt de­
tailliertes Material darüber vor — haben eindeutig erklärt, daß sie sich auf 
dem langen Marsch in die Arbeitnehmerschaft befinden, und sie wissen spä­
testens seit Mao, daß ein solcher Marsch zum Erfolg führt. Man wird bei den 
Jugendlichen, bei den Lehrlingen ansetzen, und man hat Gründe. Ich erinnere 
an das unlängst durch die Presse gegangene Beispiel der Berufsschule In 
Ulm, wo sie in Festungskasematten, zum Teil ohne Tageslicht, Ihre Aus­
bildung erhalten. 
Wenn wir uns dieser Gefahr bewußt sind und uns nicht darin erschöpfen wol­
len, heute Dank und Anerkennung für das bisher in der Berufsausbildung Ge-
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